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Nach § 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft (StWG) legt die Bundesregierung 
dem Bundestag und dem Bundesrat im Januar eines jeden 
Jahres einen Jahreswirtschaftsbericht vor. Der Jahreswirt- 
schaftsbericht enthält 

A. die Stellungnahme zu dem Jahresgutachten des Sachver- 
ständigenrates aufgrund des § 6 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes 
über die Bildung eines Sachverständigenrates zur Begut- 
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vom 
14. August 1963 in der Fassung des Gesetzes vom 8. No- 
vember 1966; 

B. eine Darlegung der für das laufende Jahr von der Bundes- 
regierung angestrebten wirtschafts- und finanzpolitischen 
Ziele (Jahresprojektion); die Jahresprojektion bedient sich 
der Mittel und der Form der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung, gegebenenfalls mit Alternativrechnungen; 

C. eine Darlegung der für das laufende Jahr geplanten Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik; 

D. die bis 1976 fortgeschriebene mittelfristige Zielprojektion. 

Dieses Verfahren ermöglicht es, ausführlich auf die Meinung 
des Sachverständigenrates einzugehen. Wie schon in den vor- 
hergehenden Jahreswirtschaftsberichten bezieht sich deshalb 
nicht nur die Stellungnahme im engeren Sinne (Teil A des 
Jahreswirtschaftsberichts) auf das Gutachten des Sachverstän- 
digenrates; vielmehr wird auch in der Darstellung der für das 
laufende Jahr angestrebten wirtschafts- und finanzpolitischen 
Ziele (Teil B) sowie in der Darlegung der geplanten Wirtschafts- 
und Finanzpolitik (Teil C) sichtbar, welche Haltung die Bundes- 
regierung zu den im Gutachten des Sachverständigenrates be- 
handelten Fragen einnimmt. 

Die mittelfristige Zielprojektion (Teil D) zeigt, auf welche 
Punkte die Bundesregierung über die Jahre hinweg ihre Wirt- 
schaftspolitik ausrichtet und welche Entwicklungsperspektiven 
mehrjährigen staatlichen Planungen in verschiedenen Berei- 
chen, insbesondere auf dem Gebiet der öffentlichen Finanzen, 
zugrunde liegen. 
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A. Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Jahresgutachten 1971 des Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 


Konjunkturpolitik im Rückblick 

1. Am 19. November 1971 hat der Sachverständi- 
genrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung sein Jahresgutachten für 1971/72 der 
Bundesregierung, am 22. November der Öffentlich- 
keit übergeben. Die Bundesregierung wiederholt an 
dieser Stelle ihren Dank an die Mitglieder des Ra- 
tes, die mit ihren gründlichen Analysen und in ern- 
stem Engagement Möglichkeiten zur Beseitigung 
eingetretener und zur Vermeidung neuer Fehlent- 
wicklungen aufzuzeigen. 

Die konjunkturelle Entwicklung, insbesondere aber 
die währungspolitischen Ereignisse, hatten den Sach- 
verständigenrat veranlaßt, seine Ansichten zur Lage 
und zur wirtschaftspolitischen Therapie am 6. Mai 
1971 dem Bundesminister für Wirtschaft in einem 
Brief mitzuteilen. Der Gegenstand dieses Schreibens 
wurde sodann Thema eines Sondergutachtens „Zur 
konjunktur- und währungspolitischen Lage im Mai 
1971" vom 24. Mai 1971. Auch für diesen Beitrag 
zur Meinungs- und Urteilsbildung der wirtschafts- 
politisch Verantwortlichen sowie der Öffentlichkeit 
dankt die Bundesregierung dem Rat. 

2 . Einleitend stellt der Sachverständigenrat noch 
einmal den internationalen Hintergrund der wirt- 
schaftlichen Entwicklung im Jahre 1971 dar. Mit der 
Hervorhebung des anhaltend starken Lohn- und 
Preisauftriebs bei schwächeren, teilweise ausgespro- 
chen unbefriedigenden Wachstumstendenzen in fast 
allen Ländern charakterisiert er nach Auffassung 
der Bundesregierung die wirtschaftspolitische Pro- 
blematik des vergangenen Jahres durchaus zutref- 
fend. Auch in den Staaten, die 1971 mit dirigistischen 
Eingriffen in die Preis- und Lohnibildung arbeiteten, 
war keine günstigere Entwicklung zu erkennen. 

In allen westeuropäischen Ländern wurde die Preis- 
stabilisierung in der ersten Jahreshälfte 1971 da- 
durch zusätzlich erschwert, daß sich aufgrund der 
Zinssenkungspolitik in den USA der Konflikt zwi- 
schen einer binnenwirtschaftlich orientierten und 
einer den internationalen Zinszusammenhang be- 
rücksichtigenden Kreditpolitik verschärfte. Eine un- 
günstige Entwicklung der amerikanischen Handels- 
bilanz kam hinzu und ließ die im Kapitalverkehr 
schon vorhandenen Verzerrungen in neuen Wäh- 
rungsunruhen kulminieren. Im Rückblick auf die 
internationale Konjunkturentwicklung und auf die 
Auswirkungen der amerikanischen Maßnahmen vom 
15. August 1971 bestätigt sich auch nach Meinung 
der Sachverständigen die Zweckmäßigkeit der schon 
am 9. Mai von der Bundesregierung getroffenen 


währungspolitischen Entscheidung. Der Rat sieht in 
dieser Entscheidung die „Grundlage der Stabilisie- 
rungsbemühungen" (JG 1971, Ziffer 235) und die 
Chance, daß die Bundesrepublik ohne starken Kon- 
junktureinbruch aus dem internationalen Inflations- 
gleichschritt ausschert (JG 1971, Ziffer 236). Dieser 
Beurteilung stimmt die Bundesregierung zu. Der Rat 
nennt diese Währungspolitik „couragiert". Die Bun- 
desregierung sieht mit dem Rat in ihrer frühzeitig 
verfolgten Währungspolitik einen Beitrag dazu, daß 
sich nach dem 15. August 1971 die meisten anderen 
Industrieländer vom alten Weltwährungssystem 
lösten und auch nicht versuchten, sich ausschließlich 
durch Beschränkungen des internationalen Kapital- 
verkehrs vor der Dollarflut zu schützen (JG 1971, 
Ziffer 240). 

3 . Im Hinblick auf die binnenwirtschaftliche Ent- 
wicklung des Jahres 1971 muß die Ansicht des Rates 
hervorgehoben werden, daß das währungs- und 
fiskalpolitische Stabilisierungsprogramm vom Mai 
1971 entscheidend für die Fortsetzung des um die 
Jahreswende 1970/71 und in den ersten Monaten 
1971 unterbrochenen konjunkturellen Entspannungs- 
prozesses sorgte. Ohne derart ihren Stabilisierungs- 
kurs zu bekräftigen, hätte die Bundesregierung jenes 
Umdenken nicht herbeiführen können, das heute 
— auch nach Ansicht der Sachverständigen (JG 1971, 
Ziffer 22) — Unternehmer und Gewerkschaften ver- 
anlaßt, sich in ihrer Preis- und Lohnpolitik stärker 
an den konjunkturellen und währungspolitischen 
Risiken als an den Übersteigerungen des vorange- 
gangenen Booms zu orientieren. 

Nicht zustimmen kann die Bundesregierung der Be- 
schreibung ihrer Mai-Maßnahmen als Ausdruck 
eines „spektakulären" Kurswechsels (JG 1971, Zif- 
fer 234). Die Wartestellung, die die Bundesregierung 
zuvor — und auch im Urteil des Rates durchaus der 
Situation angemessen (JG 1971, Ziffer 233) — ein- 
genommen hatte, beruhte zunächst auf den im Juli 
1970 ergriffenen Dämpfungsmaßnähmen und den 
sichtbar gewordenen Entspannungstendenzen. Als 
feststand, daß insbesondere die außerwirtschaftliche 
Entwicklung einem ausreichenden Erfolg dieses 
Maßnahmenbündels allein entgegenwirkte, griff sie 
entsprechend ihrer unveränderten Zielsetzung — 
Herbeiführung einer Konjunkturberuhigung mit 
Wirkung auf die Preis- und Lohnerhöhungsspiel- 
räume — noch einmal situationsgerecht ein. Hierin 
kommt Konsequenz zum Ausdruck. Das schließt frei- 
lich nicht aus, daß das Mittel der Kursfreigabe dort 
Aufsehen erregte, wo man gegebene feste Wechsel- 
kurse auch dann noch zu verteidigen gewillt war, 
als sie endgültig unhaltbar geworden waren. (Vgl. 
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hierzu den Rückblick auf die wirtschaftliche Entwick- 
lung und die wirtschaftspolitischen Maßnahmen im 
Jahre 1971, Ziffern 12 ff. dieses Berichtes). 

4 . Soweit der Sachverständigenrat zur Finanzpoli- 
tik kritische Anmerkungen macht (JG 1971, Zif- 
fer 157, 159 bis 161, 177, 180), beziehen sie sich vor 
allem auf die Finanzentwicklung bei den Ländern 
und Gemeinden. Nach den bereits hohen Wachstums- 
raten im Jahre 1970 — rd. 14 V 2 °/o bei den Ländern 
und 13 °/o bei den Gemeinden — dürften die Aus- 
gaben der Länder und Gemeinden im Jahre 1971 
mit jeweils rd. lßVa °/o noch beschleunigt angestie- 
gen sein. In beiden Jahren 1970 und 1971 zusammen 
dürfte der Ausgabenzuwachs damit rd. 30 °/o betra- 
gen haben. Entsprechend hoch ist im Jahre 1971 mit 
rd. 12 Mrd. DM auch der Nettofinanzierungssaldo 
von Ländern und Gemeinden zusammengenommen 
ausgefallen. Jedoch bemerkt die Bundesregierung 
zur Auffassung des Sachverständigenrats, die Maß- 
nahmen des Stabilisierungsprogramms vom Mai 
1971 seien ohne Einfluß auf die Ausgabenexpansion 
der Länder (JG 1971, Ziffer 159) und sinngemäß 
auch der Gemeinden (JG 1971, Ziffer 160) geblieben, 
daß die Bauaufträge auch der Länder und Gemein- 
den seitdem eingeschränkt worden sind. Die hiervon 
ausgehenden restriktiven Effekte haben sich auch in 
der Bautätigkeit bereits niedergeschlagen. Ohne 
diese Maßnahmen hätten die Ausgaben der Länder 
und Gemeinden vermutlich noch stärker expandiert. 

Im übrigen stützt sich der Sachverständigenrat in 
seiner Beurteilung der Finanzpolitik auf die Ent- 
wicklung der öffentlichen Kassenausgaben, Kassen- 
einnahmen und des Finanzierungssaldos, ausge- 
richtet an der Konzeption des „konjunkturneutralen 
Haushalts". Die Bundesregierung hat wiederholt die 
Auffassung vertreten, daß dieses Konzept allein 
nicht ausreichen kann, um die konjunkturpolitischen 
Wirkungen der Finanzpolitik umfassend zu beurtei- 
len (Jahreswirtschaftsbericht 1969, Ziffer 11, Druck- 
sache V/3786; Jahreswirtschaftsbericht 1971, Ziffer 16, 
Drucksache VI/ 1760) . So ist es problematisch, bei 
einer starken Veränderung der Ausgaben- und Ein- 
nahmenstruktur — z. B. infolge steigender Auslands- 
zahlungen — die Analyse auf dieses Konzept des 
„konjunkturneutralen Haushalts" zu beschränken. 
So wären auch die beträchtlichen restriktiven 
Effekte, die ab Sommer 1970 von der Einzahlung 
des Konjunkturzuschlags und von der Bildung der 
Konjunkturausgleichsrücklagen auf die Banken- 
liquidität ausgingen, in die Betrachtung einzube- 
ziehen gewesen. Zwar standen bis zur Freigabe des 
Wechselkurses im Mai 1971 diesen Restriktions- 
wirkungen starke ausländische Mittelzuflüsse ge- 
genüber; dies berechtigt jedoch nicht dazu, diese 
Maßnahmen als wirkungslos zu betrachten. 

Wenn der Sachverständigenrat den hohen Aus- 
gabenzuwachs der öffentlichen Haushalte im ersten 
Halbjahr 1971 kritisch beurteilt, so müßte gleich- 
zeitig erwähnt werden, daß diesem Ausgabenzu- 
wachs fast in vollem Umfange ein kreislaufwirk- 
samer Einnahmezuwachs gegenüberstand. Dies 
kommt darin zum Ausdruck, daß der Finanzierungs- 
saldo unter Einschluß des Konjunkturzuschlags ge- 


genüber dem des ersten Halbjahres 1970 sich kaum 
verschlechtert hat. 

Die Bundesregierung unterstreicht an dieser Stelle 
mit Nachdruck die Ansicht des Rates, daß der Staat 
im Hinblick auf die öffentlichen Haushalte neben 
seiner allgemeinen stabilitätspolitischen Verpflich- 
tung ein unmittelbares Eigeninteresse an möglichst 
großer Preisniveaustabilität hat. Da sich nämlich 
die Preisstruktur ohnehin in Richtung relativ hö- 
herer Preise für die vom Staat benötigten Leistun- 
gen verändert, trifft der Geldwertschwund die Er- 
füllung öffentlicher Aufgaben stärker als die Befrie- 
digung privater Bedürfnisse (JG 1971, Ziffer 188). 

Die Sachverständigen beklagen mit Recht, daß eine 
umfassende Würdigung der Finanzpolitik noch im- 
mer durch das Fehlen ausreichender Daten über die 
Auftragsvergabe aller Gebietskörperschaften behin- 
dert wird. Die Bundesregierung ist bestrebt, diesem 
Mangel im Rahmen der Novelle zum Finanzstatisti- 
schen Gesetz abzuhelfen. Sie bedarf hierzu der Un- 
terstützung durch die Länder. 


Zur Verteilungspolitik 

5 . An mehreren Stellen seines Gutachtens behan- 
delt der Rat Probleme der Einkommensverteilung 
zwischen den verschiedenen sozio-Ökonomischen 
Gruppen, aber auch zwischen diesen Gruppen und 
dem Staat. Da der Verteilungskampf in der Folge 
des großen Booms besonders hart war und am 
sichtbarsten zwischen Unternehmern (Gewinnbe- 
ziehern) und Arbeitnehmern (Beziehern kontraktbe- 
stimmter Einkommen) ausgetragen worden ist, un- 
terstreicht die Bundesregierung mit dem Rat, wie 
sehr andere Gruppen der Gesellschaft im Verlaufe 
solcher Auseinandersetzungen ins Hintertreffen zu 
geraten drohen. Auch unter diesen — nicht allein 
unter geldwertpolitischen — Gesichtspunkten muß 
der Staat durch Maßnahmen der Globalsteuerung 
den Spielraum für verteilungspolitische Auseinan- 
dersetzungen der großen Gruppen zu Lasten Drit- 
ter — seien diese z. B. die Rentner, die Landwirte 
oder der Staat selbst — begrenzen. Jedenfalls ginge 
es nicht an, daß sich die großen Gruppen aufgrund 
ihrer gesellschaftlichen Machtposition nachhaltige 
Vorteile verschaffen, die in Widerspruch zu einer 
ausgewogenen und angemessenen Verteilung des 
Sozialprodukts auf alle Teile der Bevölkerung 
stehen. 

6 . Zu einigen Einzelfragen, die der Sachverständi- 
genrat in diesem verteilungspolitischen Zusammen- 
hang aufwirft, nimmt die Bundesregierung wie 
folgt Stellung: 

a) Einen Vergleich der Entwicklung von Preisen, 
Löhnen und Renten auf einen im Hinblick auf die 
geltende Rentenformel und das bisher geübte 
Anpassungsverfahren relativ kurzen Zeitraum 
von nur zwei Jahren zu beschränken, hält die 
Bundesregierung für problematisch. Langfristig 
ist durch die Rentenformel sichergestellt, daß 
jede Veränderung der Löhne und Gehälter auch 
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bei den Renten berücksichtigt wird. Das gegen- 
wärtige Verhältnis von Renteneinkommen zu 
Arbeitseinkommen wird nach der Vorausberech- 
nung der Bundesregierung nicht von Dauer sein. 
Es sollte außerdem auch darauf geachtet werden, 
den Anstieg der praktisch abgabenfreien Renten- 
einkommen mit dem Anstieg der Nettoeinkom- 
men der Arbeitnehmer zu vergleichen. Bei dieser 
Betrachtungsweise verliert das vom Rat ange- 
sprochene Problem der Relation zwischen der 
Steigerung der Löhne und der Renten 1970/71 an 
Schärfe. Soweit der Sachverständigenrat darlegt, 
daß ein Zurückbleiben der Renten hinter den 
Lohneinkommen darauf zurückzuführen sei, daß 
den Rentnern die entsprechenden Summen „vor- 
enthalten" würden, geht er von unzutreffenden 
Vorstellungen aus. Die beabsichtigten Verbesse- 
rungen im Rentenrecht werden nicht aus Ein- 
sparungen bei den Rentnern, sondern aus Bei- 
trägen der Versicherten und der Arbeitgeber 
finanziert. Ungeachtet dieser Anmerkungen zu 
Ziffer 335 (JG 1971) sieht die Bundesregierung 
in der auf Initiative der Koalitionsfraktionen der 
SPD und der FDP eingeleiteten Rückerstattung 
des Krankenversicherungsbeitrags für 1968 und 
1969 einen geeigneten Weg, die Rentnereinkom- 
men beschleunigt zu verbessern, ohne von der 
bewährten Rentenformel abzugehen. Im Ergebnis 
wird dadurch das Einkommen der Rentner aus 
Renten 1972 durchschnittlich um rd. 9°/o steigen. 

b) Die Vorausberechnung der Finanzentwicklung 
der gesetzlichen Rentenversicherung für die näch- 
sten 15 Jahre geht von einer Steigerung der 
Bruttojahresentgelte aus, die unter der seit 1957 
tatsächlich verzeichneten jahresdurchschnitt- 
lichen Zuwachsrate liegt. Die Bundesregierung 
rechnet daher keineswegs mit zu optimistischen 
Annahmen. Die Pläne der Bundesregierung zur 
weiteren Reform der Rentenversicherung be- 
ruhen deshalb auf einer finanziell soliden Grund- 
lage, die selbst dann gesichert ist, wenn die Ent- 
wicklung wider Erwarten nicht voll den Annah- 
men gemäß verlaufen sollte. Es wäre allerdings 
nicht zu verantworten, wesentlich weiterrei- 
chende Forderungen nach generellen Leistungs- 
verbesserungen zu stellen. 

c) Auch in der Landwirtschaft haben die Einkom- 
men nicht in dem Maße zugenommen, wie in der 
übrigen Wirtschaft. Die Gründe hierfür liegen in 
gedrückten Produktpreisen bei gleichzeitig ge- 
stiegenen Betriebsmittelpreisen und Löhnen, auf 
die der Rat in Ziffer 81 seines Gutachtens hin- 
weist. 

Die Bundesregierung hat jedoch Maßnahmen er- 
griffen, um die negativen Auswirkungen dieser 
Entwicklungen auf das Einkommen der Landwirt- 
schaft zu mildern. So hat die Landwirtschaft im 
Jahre 1971 zusätzliche Mittel aus dem Bundes- 
haushalt in Höhe von rund 700 Millionen DM 
erhalten. Darüber hinaus hat die Bundesregie- 
rung frühzeitig Interventionen bei Schweine- 
fleisch durchgeführt, um die Erlösrückgänge durch 
das Absinken der Schweinefleischpreise in Gren- 


zen zu halten. Außerdem konnten am 25. März 
1971 in Brüssel für das Wirtschaftsjahr 1971/72 
(für Milch und Rindfleisch ab 1. April 1971, für 
Getreide ab 1. August 1971) für die Marktord- 
nungsgüter um 2 bis 6 °/o höhere Preise durchge- 
setzt werden. Die Bundesregierung rechnet damit, 
daß sich das Gesamteinkommen der Landwirt- 
schaft auf Grund dieser Preisbeschlüsse um einen 
Jahresbetrag von 800 bis 900 Millionen DM ver- 
bessern wird. Die Auswirkungen dieser Maßnah- 
men haben sich aber in den statistischen Ergeb- 
nissen für das Wirtschaftsjahr 1970/71 erst zu 
einem Teil niedergeschlagen. 

Diese einkommens- und preispolitischen Maßnah- 
men wurden ergänzt durch eine Ausweitung der so- 
zialen Leistungen der öffentlichen Hand. Diese 
kommt besonders in dem erhöhten Ansatz der Haus- 
haltsausgaben 1972 für die Altershilfe und die Land- 
abgaberente (ab September 1972) und zusätzlicher 
Ausgaben für die Krankenversicherung (voraus- 
sichtlich ab Juli 1972) zum Ausdruck. Außerdem 
stehen Haushaltsmittel für Zwecke der Agrarstruk- 
turverbesserung in größerem Maße zur Verfügung. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Sach- 
verständigenrates, daß sich die Einkommensentwick- 
lung in der Landwirtschaft im Wirtschaftsjahr 1971/ 
72 stärker verbessern wird. Hierzu werden vor allem 
die vom Sachverständigenrat erwähnten Brüsseler 
Preisbeschlüsse und die allgemeine Entwicklung auf 
den Agrarmärkten beitragen. 

Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, daß 
die Landwirtschaft von nachteiligen Folgen wäh- 
rungspolitischer Maßnahmen auf das Einkommen 
freizustellen ist. Sie hat diese Zusage sowohl nach 
der Aufwertung der D-Mark im Oktober 1969 als 
auch nach Freigabe des D-Mark-Wechselkurses im 
Mai 1971 eingehalten. Die Bundesregierung wird 
diese Haltung mit allem Nachdruck auch bei den an- 
stehenden Verhandlungen vertreten. Die im Gut- 
achten angesprochenen Anpassungsprobleme bei 
Wechselkursänderungen konnten bisher weitestge- 
hend gemildert werden. 

Die Bundesregierung hat stets die Auffassung ver- 
treten, daß der Strukturwandel in der Landwirt- 
schaft nicht durch Einkommensdruck erzwungen, 
sondern durch sozial- und strukturpolitische Maß- 
nahmen gefördert werden soll. Insbesondere das im 
Jahre 1971 in Kraft getretene Einzelbetriebliche För- 
derungs- und soziale Ergänzungsprogramm stellt 
zusätzliche Hilfen für alle Gruppen der Land- und 
Forstwirtschaft zur Verfügung. Dieses Programm 
berücksichtigt sowohl die entwicklungsfähigen Be- 
triebe als auch diejenigen landwirtschaftlichen Ar- 
beitskräfte, die im Zuge der Anpassung kurz- oder 
mittelfristig aus der Landwirtschaft ausscheiden 
werden. 

Die von der Bundesregierung verfolgte Politik zur 
Wiedererlangung der Preisstabilität dient auch der 
Landwirtschaft, die auf die Entwicklung der Preise 
für ihre Vorleistungen kaum mit Preiserhöhungen 
für Agrarerzeugnisse reagieren kann. 
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Unter Ziffer 84 seines Gutachtens erwähnt der Sach- 
verständigenrat Anzeichen von Überreaktionen im 
Strukturwandel, d. h. Aufgabe von gut geführten 
und an sich lebensfähigen Betrieben, ohne selbst 
Unterlagen über das Ausmaß dieses Problems zu 
besitzen. Zusammenfassend (Ziffer 88) spricht sich 
der Sachverständigenrat dafür aus, daß eine Be- 
schleunigung des Anpassungsprozesses unter dem 
Druck sinkender Realeinkommen vermieden wer- 
den sollte. 

Die Bundesregierung kann dem Sachverständigen- 
rat in dieser Schlußfolgerung zustimmen. 

Zum Strukturwandel in der Landwirtschaft wird die 
Bundesregierung im Agrarbericht 1972 ausführlich 
Stellung nehmen. 


Gesamtindikator zur Konjunkturdiagnose 

7 . Seine Bemühungen um einen Gesamtindikator 
zur Konjunkturdiagnose fortführend setzt sich der 
Sachverständigenrat mit kritischen Einwänden und 
Bedenken auseinander (JG 1971, Ziffer 192 ff. und 
Anhang VI), die seit dem letzten Jahresgutachten 
— u. a. auch von der Bundesregierung (vgl. Jahres- 
wirtschaftsbericht 1971, Ziffer 15, Drucksache 
VI/1760) — geltend gemacht worden sind. Die Bun- 
desregierung dankt dem Rat, daß er ihrer An- 
regung zu weiterer Prüfung der mit dem Indikator 
aufgeworfenen Fragen so gründlich nachgegangen 
ist. Die Sachverständigen räumen hierbei die Not- 
wendigkeit einer weiteren Verfeinerung und even- 
tuellen Aufspaltung des Gesamtindikators in Teil- 
indikatoren ein. Freilich geht dies nicht ohne Ab- 
striche an dem ursprünglichen Konzept der Einfach- 
heit und Geschlossenheit des Indikators. 

Das vergangene Jahr hat gezeigt, daß der Gesamt- 
indikator zwar eine interessante Information neben 
zahlreichen anderen bietet. Keinesfalls hat sich der 
Gesamtindikator aber als Kompaßzahl erwiesen, an 
dem sich staatliches Handeln in der Konjunktur- 
politik orientieren könnte. Am deutlichsten wird 
dies am Verhalten des Indikators an der Jahres- 
wende 1970/71, als er zwar eine neue Konjunktur- 
belebung signalisierte, sich dabei aber nur vom un- 
teren Schwellenwert weg dem Normwert annäherte. 
Hätte die Bundesregierung angesichts dieses Ver- 
haltens im Frühjahr 1971 nur eine neutrale Kon- 
junkturpolitik verfolgt anstatt ihre Dämpfungspoli- 
tik zu bekräftigen, hätte sie den jetzt erreichten 
Ansatz der Stabilisierung ohne Zweifel verfehlen 
müssen. 

Die Bundesregierung wird die Bemühungen um 
einen Gesamtindikator, die dank dem Sachverstän- 
digenrat inzwischen auch in der deutschen Wirt- 
schaftswissenschaft intensiviert worden sind, weiter- 
hin aufmerksam verfolgen. 

Sie möchte an dieser Stelle dem Rat die Anregung 
vermitteln, die in Ziffer 52 des diesjährigen Gut- 
achtens zunächst nur allgemein aufgeworfene Frage 
der Problematik des Bruttosozialprodukt-Konzepts 
als Wohlstandsindikator einmal vertieft zu be- 
handeln. 


Diskussion über währungspolitische Fragen 

8 . Entsprechend dem Gewicht, das in der jüngsten 
wirtschaftspolitischen Diskussion und Aktion die 
Währungspolitik besitzt, setzt sich der Sachverstän- 
digenrat ausführlich mit diesen Fragen in ihren viel- 
seitigen Aspekten auseinander. Die Bundesregie- 
rung stimmt den Ausführungen des Rates über Ziele 
und Möglichkeiten einer Reform des Währungs- 
Systems sowie über die Ansprüche an das Wäh- 
rungssystem weitgehend zu. 

Sie stimmt mit dem Sachverständigenrat insbeson- 
dere darin überein, daß es Hauptaufgabe des Wäh- 
rungssystems sein muß, den freien Welthandel zu 
fördern und den freien internationalen Kapitalver- 
kehr zu sichern. 

Sie dankt dem Sachverständigenrat für die ein- 
gehende Analyse der Gesichtspunkte, die bei der 
Erweiterung der Bandbreiten berücksichtigt werden 
müssen (JG 1971, Ziffer 265 ff.). Zwar ist nicht damit 
zu rechnen, daß im Rahmen der Überprüfung der 
Spielregeln der Wechselkurspolitik Mindest- oder 
Höchstwerte für das Ausmaß oder die Häufigkeit 
von Paritätsänderungen festgelegt werden. Gleich- 
wohl zeigen die Darlegungen des Sachverständigen- 
rates deutlich, daß eine ausreichend bemessene 
Bandbreite eine reibungslose Wechselkurspolitik 
erheblich erleichtern kann. Die Bundesrepublik tritt 
daher in den internationalen Beratungen weiterhin 
für Bandbreiten ein, die dem Währungssystem aus- 
reichend Elastizität geben. 

Mit Recht weist der Sachverständigenrat auf die 
Notwendigkeit hin, die Versorgung mit Währungs- 
reserven von der monetären Politik und der Zah- 
lungsbilanzentwicklung eines einzelnen Landes un- 
abhängiger zu machen (JG 1971, Ziffern 256, 263, 
264). Wie die letzte Jahresversammlung des Inter- 
nationalen Währungsfonds im September 1971 ge- 
zeigt hat, besteht bereits weitgehende grundsätz- 
liche Übereinstimmung darüber, daß die inter- 
nationale Liquidität künftig in erster Linie auf die 
Sonderziehungsrechte oder ein ähnliches Reserve- 
instrument gestützt werden sollte. Nach Auffassung 
der Bundesregierung wäre es erwünscht, die Re- 
servehaltung nicht nur in Dollars, sondern auch in 
anderen nationalen Währungen zu begrenzen. 

9. Den Äußerungen des Sachverständigenrates zum 
Thema „Flexibilität versus Kontrollen" im Rahmen 
des internationalen Kapitalverkehrs ist ebenfalls 
weitgehend zuzustimmen. Beizupflichten ist dem Rat 
insbesondere, wenn er die praktischen Schwierig- 
keiten aufzeigt, die sich bei der Spaltung des 
Devisenmarktes in einen Teilmarkt für Kapital- 
transaktionen und einen Teilmarkt für laufende 
Transaktionen ergäben, ein Rezept, das der Bundes- 
regierung in der Vergangenheit von verschiedenen 
Seiten immer wieder nahegelegt wurde. 

Zu unterstreichen ist ferner die Feststellung 
(JG 1971, Ziffer 276), daß auch administrative Be- 
schränkungen im Devisenverkehr keine Alternative 
zu einer Anpassung der Wechselkurse bei unter- 
schiedlichen Inflationsraten darstellen. 
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Die Bundesregierung hat sich gegen Kapital- 
verkehrsbeschränkungen und besonders gegen die 
volle Anwendung des § 23 Außenwirtschaftsgesetz 
(AWG) nicht nur aus Gründen der mangelnden 
Wirksamkeit, sondern vor allem auch aus Gründen 
ihrer Unvereinbarkeit mit der marktwirtschaftlichen 
Ordnung ausgesprochen. Bei Anwendung des Ge- 
nehmigungszwanges auf Kapitaltransaktionen im 
Rahmen des § 23 AWG würde die Entscheidung 
über die einzelne Transaktion nicht den Bedingun- 
gen des Marktes, sondern dem Ermessen der staaU 
liehen Verwaltung unterliegen. Beim Bardepot bleibt 
dagegen weiterhin die Steuerung über den Preis 
maßgebend. Bewirkt wird lediglich, daß zins- 
induzierte und bis zu einem gewissen Grade auch 
spekulationsbedingte Kapitalbewegungen während 
der Zeit eingedämmt werden, in der sie eine desta- 
bilisierende Wirkung ausüben. Mit dieser Zielrich- 
tung fügt sich die Depotregelung voll in die wäh- 
rungs- und wirtschaftspolitischen Integrations- 
bestrebungen der Europäischen Gemeinschaften ein. 
Der Ministerrat der Gemeinschaften hat sich mehr- 
fach dafür ausgesprochen, daß geeignete nationale 
Vorkehrungen zur Entmutigung übermäßiger Ka- 
pitalzuflüsse ergriffen werden. 

Schließlich erlaubt sich die Bundesregierung den 
Hinweis, daß die Bedenken des Sachverständigen- 
rates gegenüber einer Bardepotpflicht in bestimmten 
Situationen offensichtlich nicht in Einklang stehen 
mit Ansprüchen an das Währungssystem, die der 
Rat selbst in den Ziffern 250 ff. seines Jahres- 
gutachtens 1971 formuliert hat. Dort wird nämlich 
u. a. die Forderung erhoben, daß 

— jedes einzelne Land Spielraum haben muß, über 
die Priorität seiner wirtschaftspolitischen Ziele 
in Fällen schwerer Zielkonflikte selbst zu ent- 
scheiden (JG 1971, Ziffer 254), 

— das Weltwährungssystem ermöglichen sollte, 
daß den Ländern die Geld- und Kreditpolitik als 
Mittel der Konjunktursteuerung zur Verfügung 
steht (JG 1971, Ziffer 255). 

(Vgl. zum Bardepot auch Ziffer 61 dieses Berichtes.) 


Wechselkurssicherung 

10 . Ausführlich beschäftigt sich der Rat auch mit 
der Frage einer Wechselkursversicherung, die für 
die Bundesrepublik gleichfalls erst in jüngster Zeit 
konkret aufgetreten ist. Zuzustimmen ist den Sach- 
verständigen vor allem darin, daß 

— marktgerechte Kurssicherung von funktions- 
fähigen Terminmärkten abhängt (JG 1971, 
Ziffer 291); 

— schon in absehbarer Zeit Aussicht auf eine Aus- 
dehnung der Terminmärkte bis zu etwa 4 Jahren 
besteht, die Absicherung von länger als 4 Jahre 
laufenden Krediten jedoch bis auf weiteres 
schwierig bleiben dürfte (Ziffern 304 und 305). 

Als sehr problematisch erscheint auf der anderen 
Seite der Vorschlag, der Bund solle eine Bank für 
Kurssicherung gründen. Die Chance, sich mit einem 


solchen, „zum Erfolg verurteilten" Instrument 
markwirtschaftlich verhalten zu können, wäre mög- 
licherweise ebenso gering wie die Chance des 
Bankgewerbes, schon jetzt daneben etwas Gleich- 
wertiges aufziehen zu können. 

Die Kritik an der staatlichen Wechselkursversiche- 
rung ist nicht überzeugend. Die Wechselkursver- 
sicherung wird die Entwicklung leistungsfähiger 
Terminmärkte zumindest nicht stören. Hierfür sorgt 
die Kombination von Vorlaufzeit, Franchise und 
Prämie. 

Auf keinen Fall soll es über die Wechselkursver- 
sicherung zu einer Subventionierung mittel- und 
langfristiger Exportkontrakte kommen. Die Prämie 
ist so kalkuliert, daß die Versicherung auch auf 
längere Sicht kostendeckend arbeitet. (Vgl. hierzu 
auch Ziffer 60 dieses Berichtes.) 


Wettbewerbsordnung — Wettbewerbspolitik 

11 - Im vierten Kapitel des Jahresgutachtens 
(Ziffer 377 ff.) behandelt der Sachverständigenrat 
Fragen des Wettbewerbs, der Unternehmens- 
konzentration und der rechtlichen Grundlagen der 
staatlichen Wettbewerbspolitik. Damit sind zentrale 
Fragen der marktwirtschaftlichen Ordnung ange- 
sprochen. Die Bundesregierung dankt dem Sach- 
verständigenrat, daß er in diesem Jahr der Wett- 
bewerbspolitik seine ausführliche Begutachtung zu- 
teil werden ließ. In Anbetracht der den parlamen- 
tarischen Gremien zur Beratung vorliegenden No- 
velle des Kartellgesetzes mißt die Bundesregierung 
der grundsätzlichen Zustimmung des Sachverstän- 
digenrates zur Wettbewerbspolitik einen besonders 
hohen Stellenwert zu. 

Die Bundesregierung sieht mit dem Sachverstän- 
digenrat im wirtschaftlichen Wettbewerb ein we- 
sentliches Mittel zur Erreichung wichtiger gesell- 
schaftspolitischer und gesamtwirtschaftlicher Ziele. 
Zu diesen Zielen gehört auch die Erhaltung und 
Erweiterung des individuellen Freiheitsraumes. Sie 
hält allerdings die Auffassung des Sachverständigen- 
rates, daß „Abstriche beim Wettbewerbsgrad hin- 
genommen werden" müssen, wenn eine Volkswirt- 
schaft ein bestimmtes Wachstum anstrebt (Ziffer 381) 
für mißverständlich und eher auf den atomistischen 
Wettbewerb als auf das Leitbild des wirksamen 
Wettbewerbs bezogen. Wie viele Beispiele zeigen, 
werden nicht nur der Umfang, sondern vor allem 
auch Richtung und Qualität der Investitionen unter 
Wachstumsgesichtspunkten durch wirksamen Wett- 
bewerb positiv beeinflußt. Eine erhebliche Be- 
schränkung des Wettbewerbs würde daher nicht nur 
das Wachstum und die Verteilung beeinträchtigen, 
sondern auch dem Verfall des Leistungsprinzips im 
Unternehmenssektor Vorschub leisten. Ferner kann 
sich die Bundesregierung nicht der Auffassung an- 
schließen, daß eine auf das Wachstum des Sozial- 
produkts ausgerichtete Wettbewerbspolitik die 
Wahlfreiheit des Bürgers einschränkt oder ein- 
schränken kann (Ziffer 404). Wirksamer Wettbewerb 
verhindert vielmehr eine einseitige Verteilung von 


10 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/3078 


Marktmacht und gewährleistet damit die Wahlfrei- 
heit der Verbraucher wie der Unternehmer. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß im Einzel- 
fall die wirtschaftliche Freiheit der Marktteilnehmer 
und somit auch die Wahlfreiheit mit der Erreichung 
gesamtwirtschaftlicher Ziele kollidieren kann; sie 
sieht darin aber die Ausnahme. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß wirksamer Wett- 
bewerb als das freiheitliche Koordinationsprinzip 
der Marktwirtschaft in aller Regel die Erreichung 
der gesamtwirtschaftlichen Ziele, wie Preisstabilität 
und Wirtschaftswachstum, fördert. 

Der Sachverständigenrat nimmt hierzu auch im 
einzelnen Stellung. Da in einer Phase allgemeiner 
Übernachfrage der Wettbewerb ohnehin gestört ist, 
unterstreicht der Sachverständigenrat zu Recht, 
daß Beschränkungen des Wettbewerbs die Durch- 
setzung überhöhter Preise zusätzlich begünstigen. 

Der Rat hat die Bedeutung der potentiellen Kon- 
kurrenz besonders gewürdigt. In manchen Bereichen, 
insbesondere auf oligopolistischen Märkten, kann 
sich die potentielle Konkurrenz schon nicht mehr 
ausreichend entfalten; die Marktzutrittsschranken 
sind aus zahlreichen Gründen zu hoch. Deshalb muß 
eine konsequente Wettbewerbspolitik auch hohe 
Marktanteile, z. B. bei horizontalen Zusammen- 
schlüssen, ernst nehmen. 

Die Bundesregierung teilt die von den Sachverstän- 
digen geäußerte Befürchtung einer wachsenden Ver- 
machtung der Märkte. Die Einführung einer Zu- 
sammenschlußkontrolle wird nach ihrer Ansicht vom 
Rat daher mit Recht als „Markstein in der Ge- 
schichte der Wettbewerbspolitik" bezeichnet (JG 
1971, Ziffer 377). Mit dem Sachverständigenrat ver- 
tritt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine 
Fusionskontrolle nicht allein eine nationale, sondern 
auch eine europäische Aufgabe ist. Da aber auf ab- 
sehbare Zeit nicht zu erwarten ist, daß die Zu- 
ständigkeit für eine Zusammenschlußkontrolle auf 
die EG-Kommission übertragen werden kann, bleibt 


die Bundesregierung für die Sicherung der Markt- 
wirtschaft verantwortlich. Auch sie sieht in der Zu- 
sammenschlußkontrolle einen Beitrag zur Hemmung 
des europäischen Konzentrationsprozesses und da- 
mit zur Durchsetzung einer freiheitlichen integrier- 
ten Wirtschaftsordnung in der Europäischen Ge- 
meinschaft. 

Der Rat setzt sich im einzelnen mit den Maßstäben 
und Kriterien der vorgeschlagenen Zusammen- 
schlußkontrolle auseinander. Bundesregierung und 
Sachverständigenrat stimmen darin überein, daß die 
Zusammenschlußkontrolle mit Tatbeständen und 
Kriterien arbeiten muß, die naturgemäß perfektio- 
nistische Lösungen nicht zulassen. Der Sachverstän- 
digenrat erhebt in diesem Zusammenhang Bedenken 
gegen die sogenannte Marktanteils-Vermutung von 
40 °/o bei der Bestimmung einer marktbeherrschen- 
den Stellung. 

Die Bundesregierung hat hierzu bereits in ihrer 
Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundesrates 
betont, daß die Vermutung keineswegs der Fest- 
stellung einer marktbeherrschenden Stellung ent- 
gegensteht, die sich unterhalb der Marktanteils- 

| grenze von 40 °/o bewegt (Drucksache VI/2520, S. 44). 
Im übrigen trifft es zu, daß bei vertikalen und dia- 
gonalen Zusammenschlüssen andere Faktoren als 
der Marktanteil in den Vordergrund treten können, 
während bei horizontalen Zusammenschlüssen die 
relativen Marktanteile typischerweise die Markt- 
stellung signalisieren. 

j Der Sachverständigenrat äußert Bedenken gegen die 
Kriterien der Ministererlaubnis für marktbeherr- 

I sehende Zusammenschlüsse („gesamtwirtschaftliche 
Vorteile des Zusammenschlusses" bzw. „überragen- 
des Interesse der Allgemeinheit"). Die Bundes- 
regierung nimmt diese Darlegungen, die sich in 
erster Linie auf die praktische Gestaltung der Fu- 
sionskontrolle beziehen, ernst. Sie wird deshalb 
darauf achten, daß von vornherein auch eine ord- 
nungspolitisch sachgerechte Anwendung der neuen 
Gesetzesbestimmungen gewährleistet ist. 
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B. Für 1972 angestrebte wirtschafts- und finanzpolitische Ziele 


I. Rückblick auf die Jahresprojektion 1971 ’) und 
die tatsächlich eingetretene Entwicklung 

Allgemeiner Überblick 

12. Das im Jahre 1970 zu beobachtende Nachlassen 
der Beanspruchung des Produktions- und Arbeits- 
potentials wurde um die Jahreswende 1970/71 durch 
einen erneuten Anstieg der industriellen Auftrags- 
eingänge und durch eine gesteigerte Produktions- 
tätigkeit in Industrie und Bauwirtschaft unterbro- 
chen. Diese Belebung ist auf mehrere Ursachen zu- 
rückzuführen: Zunächst herrschten im Winter zeit- 
weilig ungewöhnlich günstige Witterungsverhält- 
nisse, die eine weit über das saisonübliche Maß hin- 
ausgehende Winterbautätigkeit zuließen. Außerdem 
kam es zu zeitlichen Verschiebungen von Investi- 
tionen von Ende 1970 auf Anfang 1971, die mit der 
Senkung des Investitionssteuersatzes von 6 auf 4 °/o 
zum 1. Januar 1971 sowie der Wiedereinführung der 
degressiven Abschreibungsmöglichkeiten ab 1. Fe- 
bruar 1971 zusammenhingen. Neben diesen vorüber- 
gehenden Faktoren spielte aber eine zunehmende 
Rolle, daß die Kreditpolitik durch expansive Ein- 
flüsse vom Ausland her konterkariert wurde und 
sich die Preiserhöhungsspielräume erneut auszuwei- 
ten begannen. 

Nachdem die Bundesregierung mit der Freigabe des 
Wechselkurses der Geld- und Kreditpolitik ihre Wir- 
kungsmöglichkeiten zurückgegeben und die Preis- 1 
entwicklung in der Bundesrepublik aus dem inter- 
nationalen Zusammenhang gelöst hatte, setzten sich 
die Entspannungstendenzen in der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung im Frühsommer 1971 wieder 
durch. Die Bundesregierung förderte die auf Entspan- 
nung gerichteten Tendenzen außerdem durch binnen- 
wirtschaftliche Maßnahmen ihres Stabilisierungspro- 
gramms vom 9. Mai 1971 im Bereich der Haushalts- 
politik. Die Auslandsnachfrage reagierte auf die 
D-Mark-Verteuerung mit einem Rückgang. Aber 
auch die Inlandsbestellungen bei der Industrie gin- 
gen seit den Sommermonaten nicht mehr so zügig 
ein wie vorher. Unter dem Einfluß des verringerten 
Nachfragesogs hat sich im weiteren Verlauf des 
Jahres die Industrieproduktion rückläufig entwickelt. 

13. Der Preisauftrieb schwächte sich im Verlauf 
des Jahres erst in einzelnen Bereichen der Erzeuger- 
stufe und nur allmählich ab. Der Anstieg der Ver- 
braucherpreise beschleunigte sich sogar zunächst 
noch. Auch die Effektivlohnentwicklung verlang- 
samte sich nur sehr zögernd. Erst gegen Jahresende 
1971 lagen die Lohnabschlüsse in der Nähe der in 


1 ) Jahreswirtschaftsbericht 1971 der Bundesregierung 
(Drucksache VI/1760) 


der Jahresprojektion für 1971 enthaltenen Größen- 
ordnung. Im Jahresdurchschnitt überschritt das Aus- 
maß der Preis- und Lohnsteigerungen die in der 
Jahresprojektion aufgezeigten Grenzen erheblich. 

Schon im Jahreswirtschaftsbericht 1971 (Drucksache 
VI/1760, Ziffer 61) hatte die Bundesregierung in Form 
einer „ungünstigen Alternative" die möglichen Fehl- 
entwicklungen umrissen, die bei einer ungenügen- 
den Anpassung im Verhalten aller am Wirtschafts- 
prozeß Beteiligten an die 1971 zu erwartende Lage 
zu befürchten waren. Die tatsächliche Entwicklung 
des Jahres 1971 verlief zum Teil noch weniger be- 
friedigend als diese Alternative zur Jahresprojek- 
tion. Die massiven Liquiditätszuflüsse aus dem Aus- 
land, die sich nicht ausreichend kompensieren lie- 
ßen, erleichterten das Entstehen neuer Lohn- und 
Preiserhöhungsspielräume. Dies war mit entschei- 
dend dafür, daß sich die Lohnkosten je Produktein- 
heit weit über das von der Bundesregierung für ver- 
tretbar gehaltene Maß hinaus erhöhten. Eine den 
Zielen der Bundesregierung entsprechende Abschwä- 
chung des Kostendrucks und der gleichzeitige Ver- 
zicht der Unternehmen auf eine Ausschöpfung noch 
vorhandener Preiserhöhungsspielräume hätten eine 
zügigere Normalisierung der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung herbeiführen können. Bei den gegebenen 
und von den weltwirtschaftlichen Vergängen unter- 
stützten Verhaltensweisen wurde dieses Ziel 1971 
nicht erreicht. 

Die Jahresprojektion hatte eine Zunahme der Lohn- 
kosten je Produkteinheit in der Gesamtwirtschaft 
um 5 bis 6 °/o unterstellt. Tatsächlich betrug ihre 
Steigerung 9%, sie blieb wenig hinter dem außer- 
gewöhnlich hohen Anstieg des Vorjahres zurück. 
Die Preiserhöhungen gingen ebenfalls erheblich über 
die Ansätze der Jahresprojektion hinaus. Vor allem 
die Verbraucherpreissteigerungen übertrafen mit 
5,2 °/o noch wesentlich die in der „ungünstigen Alter- 
native" genannte 4 °/o-Rate. 

Das reale Wachstum des Bruttosozialprodukts er- 
reichte etwa die Untergrenze der in der Jahrespro- 
jektion angegebenen Größenordnung von 3 bis 4 °/o. 


Sozialprodukt 

14. Das Bruttosozialprodukt nahm 1971 nominal 
um 11 °/o zu und damit wesentlich stärker als es der 
Jahresprojektion entsprach (+ 7V2 bis + 8V2 °/o). Die 
tatsächliche Entwicklung ging auch über die Voraus- 
schätzungen und Projektionen anderer Institutionen 
hinaus, deren Vorstellungen zwischen 6,7 und 
9V2 °/o gelegen hatten 1 ). 

Ü Projektion des DBG: 4- 7,5 °/o bedingte Prognose des 
Gemeinschaftsausschusses der Deutschen Gewerblichen 
Wirtschaft: 4-8%; Sachverständigenrat (Prognose): 
4-9,5%; Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 
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Das überschreiten des Projektionsansatzes der Bun- 
desregierung schlug sich hier in einem höheren 
Deflationierungsfaktor des Bruttosozialprodukts nie- 
der. 


Außenbeitrag 

15 . Der Außenbeitrag blieb nominal um V 2 Mrd. 
DM und real um knapp 1 Mrd. DM hinter dem An- 
satz der Jahrekprojektion zurück. Gewiß spiegelt 
die tatsächliche Ausfuhr- und Einfuhrentwicklung 
die bereits eingetretenen Wirkungen der Freigabe 
des DM-Wechselkurses und der seither allmählich 
erfolgten Höherbewertung der D-Mark nur unzu- 
reichend wider. So hat sich die seit Mai zu beob- 
achtende Abflachung der Bestellkurve aus dem Aus- 
land wegen der anfangs noch hohen Auftragsbe- 
stände nicht voll in den Auslandsumsätzen nieder- 
geschlagen. Auch die seit April rückläufigen Ein- 
fuhrpreise fallen in der Jahresdurchschnittsbetrach- 
tung zu wenig ins Gewicht. 


Inländische Verwendung 

16 . Von den inländischen Verwendungsarten über- 
trafen die Anlageinvestitionen mit einer nominalen 
Steigerung von 12 °/o den in der Jahresprojektion 
veranschlagten Rahmen am stärksten (Jahresprojek- 
tion: + 7 bis + 8 %). Real nahm die Investitions- 
tätigkeit etwa in dem projektierten Ausmaß zu, 
wenn sich auch in den einzelnen Sparten Abweichun- 
gen ergaben. 

Der in der Jahresprojektion erwartete kontraktive 
Einfluß der Lagerinvestitionen war dagegen noch 
größer als angenommen. Der Anteil der Vorrats- 
veränderungen am Bruttosozialprodukt fiel auf 
V2 °/o, während er bei dem in der Jahresprojektion 
zugrunde gelegten Konjunkturbild auf 1 °/o angesetzt 
worden war. Nominal gingen die Bruttoinvestitionen 
einschließlich der Vorratsveränderungen daher nur 
um 2 Prozentpunkte über den Projektionsansatz 
hinaus, real wurde die Projektion sogar unter- 
schritten. 

Die Zunahme des Privaten Verbrauchs übertraf die 
Vorstellungen der Bundesregierung ebenfalls (IOV 2 
gegenüber 7 V 2 bis 8 V 2 °/o in der Jahresprojektion). 
Die reale Ausweitung hielt sich hier etwa in dem 
vorgesehenen Rahmen. Der starken nominalen Stei- 
gerung des Privaten Verbrauchs lag vor allem die 
Entwicklung des verfügbaren Einkommens zugrunde, 
das um 10 */ 2 % anstieg (Jahresprojektion: +8 bis 
+ 9%). Die Ersparnisbildung der Privaten Haus- 
halte nahm dagegen etwa in dem projektierten 
Ausmaß zu. 

Berlin: +9%; Hambur gisch es Welt-Wirtschaftsarchiv, 
Hamburg: +8,8%; Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München: +8%; Institut für Weltwirtschaft, 
Kiel: + 9V2%; Rheinisch-Westfälisches Institut für 
Wirtschaftsforschung, Essen: +9 bis 9 V 2 %; Wirt- 
schafts- und Sozialwissenschaftliches Institut des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes, Düsseldorf: +6,7%; 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften: 
+ 8,6%; OECD-Sekretariat: +8,9%. 


Die Ansätze für den Staatsverbrauch wurden nomi- 
nal und real überschritten. 


Produktion und Beschäftigung 

17 . Da die gesamtwirtschaftliche Produktion nur 
die Untergrenze des Wachstumsziels erreichte, war 
auch die Zunahme der Zahl der Erwerbstätigen 
etwas geringer als veranschlagt. Allerdings hielt 
sich die Arbeitslosenquote im Jahresdurchschnitt 
mit 0,8 °/o im Rahmen der Jahresprojektion. Mit dem 
Abbau von Überstunden und der teilweisen Ein- 
führung von Kurzarbeit ging aber die Arbeitszeit 
etwas stärker zurück als erwartet. 

Die gesamtwirtschaftliche Produktivität — gemessen 
am Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde 
— stieg in dem zu Jahresbeginn unterstellten Aus- 
maß an. 


Preise 

18 . Die Preisraten der einzelnen Verwendungs- 
arten des Bruttosozialprodukts übertrafen die pro- 
jizierten Größenordnungen mehr oder weniger stark. 
Während sich aber der Anstieg der Investitions- 
güterpreise im späteren Verlauf des Jahres abzu- 
flachen begann, was bis zum Jahresende auf der 
Verbraucherpreisstufe noch kaum eine Beruhigung 
eingetreten. Im Rahmen der Verbraucherpreise 
wurde die Projektion am stärksten in dem besonders 
eng von der Lohnentwicklung abhängigen Bereich 
der Dienstleistungen und Reparaturen übertroffen, 
auf dem sich auch ein verstärkter ausländischer 
Preiswettbewerb nicht unmittelbar auswirkt. Die 
Mieten stiegen etwa wie erwartet. 


Einkommen 

19 . Das Volkseinkommen nahm um 1 0 1 / 2 °/o zu. 
In der Jahresprojektion war seine Expansion auf 7 V 2 
bis 8 V 2 °/o angesetzt worden. Der höhere Einkom- 
menszuwachs kam fast voll den Bruttoeinkommen 
aus unselbständiger Arbeit zugute, die um 13 °/o 
Zunahmen (Jahresprojektion: + 9V2 bis 10V2°/o). Die 
Summe der Bruttoeinkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen stieg dagegen mit 4 % etwa 
im Rahmen der Jahresprojektion an. Entsprechend 
erhöhte sich die Lohnquote wesentlich stärker als 
projiziert, von 67,1% im Vorjahr auf 68,9% im 
Jahre 1971. In dieser Zahl findet Niederschlag, was 
der Sachverständigenrat in der lapidaren Sprache 
der Wissenschaft „spätes Abklingen des Vertei- 
lungskampfes 1 ' nennt (JG 1971, Ziffer 64). Einen so 
lange anhaltend starken Anstieg der Lohnquote wie 
seit 1968 hat es nach seinen Feststellungen seit 1950 
noch nicht gegeben (JG 1971, Ziffer 72). 

Die Bruttolohn- und -gehaltssumme nahm nicht ganz 
so stark zu wie die Bruttoeinkommen aus unselb- 
ständiger Arbeit, da die in der letztgenannten 
Summe enthaltenen Arbeitgeberbeiträge zur So- 
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Gegenüberstellung der tatsächlichen Entwicklung 1971 
mit der Jahresprojektion der Bundesregierung, den Vorstellungen des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes und des Gemeinschaftsausschusses der 
Deutschen Gewerblichen Wirtschaft 



Jahresprojektion 

der 

Bundesregierung 

Zielprojektion 
des Deutschen 
Gewerkschafts- 
bundes 

Bedingte 
Prognose des 
Gemeinschafts- 
ausschusses 
der Deutschen 
Gewerblichen 
Wirtschaft 

Tatsächliche 

Entwicklung 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in 

°/o 

Entstehung des Sozialprodukts 





Erwerbstätige 

+ rd. V 2 

+ 0,3 

0 

0 

Arbeitslosenquote in %> 

(knapp 1) 

(0,7) 

(0,9) 

(0,8) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

— rd. V2 

~ 0,3 

- 0,9 

~ 0,7 

B r u 1 1 o i n 1 a n d s p r o d u k t 

in Preisen von 1962 (BIP) 

+ 3 bis 14 

+ 4,0 

+ 3,3 

+ 2,8 

BIP je Erwerbstätigen 

+2'/ä bis +372 

+ 3,7 

+ 3,3 

+ 2,8 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ 3 bis + 4 

+ 4,0 

+ 4,2 

+ 3,5 

i 

Verwendung des Sozialprodukts in 
jeweiligen Preisen 

Privater Verbrauch 

+ 772 bis +87 ä 

+ 9,0 

+ 7,7 

+ 10,7 

Staatsverbrauch 

+ 1272 bis +1372 

+ 11,0 

+ 13,0 

+ 19,0 

Anlageinvestitionen 

+ 7 bis + 8 

+ 4,5 

+ 6,5 

+ 11,9 

Inlandsnachfrage 

+77 2 bis +872 

+ 7,6 

+ 7,9 

+ 10,9 

Außenbeitrag 

Mrd. DM 

(+12 bis +13) 

( + 11,0) 

(+14,0) 

(+11,9) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in °/o 

(Vh bis 2) 

(1,5) 

(10) 

(Iß) 

Bruttosozialprodukt 
zu Marktpreisen 

+ 7 V 2 bis + 8 V 2 

+ 7,5 

+ 8,0 

+ 10,9 

Preisentwicklung 





Privater Verbrauch 

+ rd. 3 2 ) 

+ 3,0 

+ 3,0 

+ 5,2 

Inlandsnachfrage 

+ 37» bis +472 



+ 7,3 

Verteilung des Sozialprodukts 





Volkseinkommen 

+ 7V2 bis +8V2 


+ 7,5 

+ 10,2 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger 





Arbeit (Summe) 

+972 bis +1072 

+10,4 

+ 9,5 

+ 13,1 

Bruttoeinkommen aus Unternehmer- 





tätigkeit und Vermögen (Summe) . . 

+ 3 bis +4 

+ 3,57 

+ 3,5 

+ 4,1 


1) Private Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen (einsdiließlich Abschreibungen und etwaiger freiwilliger 
Sozialleistungen) 

2 ) Nach der ungünstigen Alternative: + rd. 4 °/o (vgl. Jahreswirtschaftsberidit 1971, Ziffer 61) 
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Entwicklung der Verbraucherpreise (vierteljährlich) 

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in °/o 

Gebiet *) 


1969 



1970 



1971 


! 1 

2 1 

3 

| 4 

! 1 

2 

I 3 

1 4 

! 1 

2 

L 3 

. 

OECD 

! +4,3 

+ 4,9 

+ 5,2 

+ 5,3 ■ 

+5,8 

+ 4,9 

+ 4,9 

+5,8 

+5,3 

+ 6,1 

+ 6,2 

OECD ohne EWG 

+ 4,5 

+ 5,1 

+ 5,5 

+ 5,6 

+ 6,1 

+5,0 

+ 4,9 

+6,1 

+ 5,5 

+ 6,3 

+ 6,4 

EWG 

+ 3,5 

+ 4,1 

+4,3 

+ 4,3 

+ 4,5 

+ 4,8 

+ 4,9 

+ 4,8 

+ 4,8 

+ 5,1 

+5,5 

EWG ohne 

1 

Bundesrepublik 

+ 4,3 

+ 5,1 

+ 5,2 

+ 5,2 

1 

+5,2 

+ 5,3 

+ 5,3 

+5,3 

+ 5,1 

+5,3 

+ 5,5 

Bundesrepublik 

+2,2 

+2,6 

+2,8 

+2,8 

+ 3,5 

+ 3,9 

+ 3,9 

+ 4,1 

V 4 ' 1 

+ 4,8 

+ 5,6 


OECD ohne 

Bundesrepublik 

+ 4,5 

+5,2 

+5,4 

+5,5 | 

+5,9 

+ 5,0 

+4,9 

+5,9 

+ 5,4 

+ 6,2 

+ 6,3 


*) Gewogen mit den Länderanteilen am Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen von 1963. Quelle: OECD und Statistisches Bundesamt 


zialversicherung überproportional stiegen; dies ist 
auf die im Jahre 1971 erstmalig von den Arbeit- 
gebern übernommene Zahlung eines Anteils an den 
Krankenversicherungsbeiträgen nicht versicherungs- 
pflichtiger Angestellter zurückzuführen. Je Beschäf- 
tigten Arbeitnehmer erhöhten sich die Bruttolöhne 
und -gehälter um 12°/o und lagen damit deutlich 
über den der Jahresprojektion zugrunde liegenden 
Zahlen (+ 8V2 °/o bis + 9+2 %). 


öffentliche Haushalte 

20 . Nach den zu Jahresbeginn 1971 bekannten 
Ausgabeplanungen der Gebietskörperschaften und 
der damals voraussehbaren Ausgabeentwicklung 
der Sozialversicherungsträger wurde für die Gesamt- 
ausgaben des öffentlichen Sektors in der Abgren- 
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung eine 
Steigerung von IOV2 bis 11+2% angenommen. Die 
vergleichbare Zuwachsrate erreichte tatsächlich 
15% 1 ). 

Von den großen Ausgabearten ging der Staatsver- 
brauch insbesondere aufgrund der Personalausgaben 


*) Dabei ist aus Gründen der Vergleichbarkeit eine in der 
Zwischenzeit erfolgte Änderung der statistischen Ver- 
buchungsmethoden nicht berücksichtigt: die erstmals 
im Jahre 1971 gezahlte Arbeitnehmersparzulage wird 
nunmehr den öffentlichen Einkommensübertragungen 
zugerechnet und wirkt damit ausgabenerhöhend, wäh- 
rend sie in der Jahresprojektion noch als Negativposten 
auf der Einnahmenseite berücksichtigt war. Bezieht 
man die Arbeitnehmersparzulage in die Ausgaben ein, 
so ergibt sich eine Steigerung der Gesamtausgaben 
um knapp 16%. 


merklich über den Jahresprojektionsansatz ( + I2V2 
bis 13 V2 °/o) hinaus. Auch der laufende Sachaufwand 
überschritt — nicht zuletzt wegen stärkerer Preis- 
steigerungen — die ursprünglichen Vorstellungen. 
Besonders dynamisch entwickelten sich wieder die 
Sachleistungen bei der Sozialversicherung. Die öf- 
fentlichen Investitionen erreichten dagegen mit einer 
nominalen Erhöhung um 8 % nicht den zunächst an- 
gestrebten Anstieg (Jahresprojektion: + 10 bis 
+ 11 %). 

Auch die Einnahmen des öffentlichen Bereichs nah- 
men stärker zu als erwartet worden war (14 % ge- 
genüber 9 bis 10% in der Jahresprojektion). Der 
Finanzierungsüberschuß des Sektors „Staat" bildete 
sich etwa in dem erwarteten Ausmaß gegenüber 
1970 zurück. 


Finanzierung 

21 . Die in den ersten fünf Monaten von 1971 zu 
verzeichnenden hohen Mittelzuflüsse aus dem Aus- 
land — die sich zu einem erheblichen Teil in den 
liquiden Reserven der Nichtbanken niederschlugen 
— und eine anhaltend hohe Sparneigung der priva- 
ten Haushalte ließen das Mittelaufkommen an den 
inländischen Finanzierungsmärkten stärker als er- 
wartet steigen. Auf der anderen Seite war aber auch 
die inländische Kreditnachfrage wesentlich höher, als 
ursprünglich vorausgeschätzt worden war. Dies gilt 
vor allem für die Kreditaufnahme der Unternehmen, 
die besonders im ersten Halbjahr 1971 durch die un- 
vorhersehbaren Auslandseinflüsse aufgebläht wurde. 
Finanzierungsengpässe gab es jedoch nicht, weil das 
Ausland per Saldo als Kreditgeber und nicht wie in 
den Vorjahren als Kreditnehmer in Erscheinung trat. 
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II. Jahresprojektion 1972 


Ausgangslage 

22. Zu Beginn des Jahres 1972 ist die wirtschaft- 
liche Lage in der Bundesrepublik durch eine deut- 
liche konjunkturelle Entspannung gekennzeichnet. 
Die Nachfrage liegt in wichtigen Bereichen der In- 
dustrie unter dem Niveau des Vorjahres. Verzögert 
folgt die Produktionstätigkeit dieser Abschwächung. 
Auf dem Arbeitsmarkt hat sich ebenfalls eine 
Auflockerung durchgesetzt. Auch das Ausmaß 
der Lohn- und Gehaltserhöhungen hat sich in 
jüngster Zeit ermäßigt. Aber noch immer ist die 
Steigerung der Lohnkosten je Produkteinheit für 
eine nachhaltige Kostenstabilisierung zu hoch. Die 
Preisauftriebstendenzen wenigstens in der Industrie 
und im Großhandel sind deutlich schwächer ge- 
worden. Hier machte sich auch die Höherbewertung 
der D-Mark bei den Auslandseinkäufen nicht nur 
wettbewerbsverstärkend, sondern auch kosten- 
entlastend bemerkbar. Das Tempo des Antiegs der 
Verbraucherpreise hat dagegen bisher kaum nach- 
gelassen. Das Risiko eines Zielkonflikts zwischen 
Preisstabilität einerseits sowie hohem Beschäfti- 
gungsstand und Wirtschaftswachstum andererseits 
(vgl. Jahres wirtschaftsbericht 1971 der Bundes- 
regierung, Drucksache VI/ 1 760, Ziffer 38) besteht 
weiterhin. 

23. Die Vorstellungen der Bundesregierung über 
die Wirtschaftsentwicklung im Jahr 1972, wie sie 
unter der Annahme wahrscheinlich wäre, daß keine 
zusätzlichen wirtschaftspolitischen Maßnahmen er- 
griffen werden, decken sich im Gesamtergebnis weit- 
gehend mit denen des Sachverständigenrates (JG 
1971, Ziffern 213 ff.). Auch die wirtschaftswissen-* 
schaftlichen Forschungsinstitute kamen im Herbst 
1971 in ihrer Gemeinschaftsdiagnose zu ähnlichen 
Ergebnissen. Für das reale Wirtschaftswachstum 
wurde übereinstimmend eine Rate von 1% geschätzt. 

Hinter diesen Zahlen sogenannter „Status-quo- 
Prognosen" steht jedoch die Annahme, daß es im 
2. Halbjahr 1972 selbsttätig zu einer leichten 
Wiederbelebung des realen Wirtschaftswachstums 
kommt. Obgleich es Elemente gibt, die für eine 
solche Annahme sprechen — z. B. die expansive 
Wirkung der öffentlichen Haushalte, eine erwartete 
Beschleunigung der Weltkonjunktur (insbesondere 
USA), die Klärung der währungspolitischen Lage, 
ein Nachlassen des Kostendrucks sowie eine Er- 
höhung der Selbstfinanzierungsquote im Unter- 
nehmenssektor — ■ so ist ein solcher Verlauf doch 
alles andere als sicher. Das Risiko einer — ohne 
weitere wirtschaftspolitische Maßnahmen — • über 
das erwünschte Ausmaß hinausgehenden Konjunk- 
turabschwächung kann nicht übersehen werden. 

24. Bei dieser Ausgangslage strebt die Bundes- 
regierung für 1972 eine etwas günstigere Gesamt- 
entwicklung an, als sie in den Status-quo-Prognosen 
zum Ausdruck kommt. Sie wird bei ihren Maß- 


nahmen zur Realisierung ihrer Zielvorstellungen 
darauf achten, daß die notwendige Wachstums- 
belebung die weiterhin erforderliche Beruhigung 
der Preisauftriebstendenzen ausreichend berück- 
sichtigt. In den dadurch gegebenen Grenzen muß 
es nach Ansicht der Bundesregierung andererseits 
jedoch möglich sein, daß die Produktivität wieder 
beschleunigt steigt und sich auch von dieser Seite 
der Lohnkostendruck abschwächt. Die nachstehend 
erläuterten gesamtwirtschaftlichen Ziele für 1972 
sollten als Orientierung dienen 

1. für die im kommenden Jahr zu verfolgende Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik von Bund, Ländern 
und Gemeinden sowie für die Politik der Deut- 
schen Bundesbank, 

2 . für die Entscheidungen der autonomen Gruppen. 
Sie sollen den Unternehmen und Tarifvertrags- 
parteien die Anpassung an die Erfordernisse ver- 
schärften internationalen Wettbewerbs, größerer 
Strukturwandlungen im internationalen Rahmen, 
zunehmender Kostenstabilisierung und wohl- 
dosierter Nachfragestützung im Innern erleich- 
tern. 

25. Unter den gegebenen Bedingungen sieht die 
Bundesregierung eine 

nominale Steigerung des Bruttosozialprodukts 
um 7 bis 8 % 

für erstrebenswert an. Diese gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung könnte eine Wiederbelebung der Wirt- 
schaftstätigkeit einleiten, ohne einer weiteren Ab- 
schwächung der Preisauftriebstendenzen entgegen- 
zuwirken. 


Außenbeitrag und Inlandsnachfrage 

26. Trotz der am 18. Dezember 1971 getroffenen 
Entscheidung zum internationalen Wechselskurs- 
Realignment ist es z. Z. noch besonders schwierig, 
die künftigen Waren- und Dienstleistungsströme 
der Bundesrepublik mit der übrigen Welt abzu- 
schätzen. Die Bundesregierung beurteilt die Ent- 
wicklung der Weltkonjunktur ähnlich wie der Sach- 
verständigenrat. Ihre Vorstellungen decken sich im 
übrigen auch im großen und ganzen mit den Er- 
wartungen der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften und des OECD-Sekretariats. Danach 
könnte der Welthandel 1972 dem Volumen nach um 
etwa 6 bis 7% zunehmen. Unter Berücksichtigung 
der vorausgeschätzten Konjunkturentwicklung der 
wichtigsten Abnahmeländer der Bundesrepublik 
wird in der Jahresprojektion die nominale Zunahme 
der Ausfuhr auf 6 bis 7 °/o veranschlagt. Für die Ein- 
fuhr wird eine Erhöhung von 5 V 2 bis 6 V 2 °/o unter- 
stellt. Bei dieser Entwicklung der Waren- und 
Dienstleistungsströme mit dem Ausland wäre der 

Außenbeitrag 1972 mit 13 bis 15 Mrd. DM 

deutlich größer als 1971. 
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Tatsächliche Entwicklung 1967 bis 1971 
und Eckwerte der Jahresprojektion 1972 



1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

Entstehung des Sozialprodukts 

Erwerbstätige 

- 3,0 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in °/o 

+ 0,2 + 1,9 +1,5 +0 -1 

Arbeitslosenquote in °/o 

(2,1) 

(1,5) 

(0,8) 

(0,7) 

(0,8) 

(gut i) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

~ 1,6 

+ 0,1 

- 0,8 

- 0,2 

- 0,7 

-l / 2 

Bruttoinlandsprodukt 

in Preisen von 1962 (BIP) 

- 0,2 

+ 7,1 

+ 8,0 

+ 5,4 

+ 2,8 

+ 2 bis +3 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 2,9 

+ 6,9 

+ 6,0 

+ 3,8 

+ 2,8 

+3 bis +4 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ 4,6 

+ 6,8 

+ 6,9 

+ 4,0 

+ 3,5 

+ 3 1 / 2 bis +4Va 

Verwendung des Sozialprodukts in 
jeweiligen Preisen 

Privater Verbrauch 

+ 2,7 

+ 5,8 

+ 10,7 

+ 11,0 

+ 10,7 

+ 7 V 2 bis + 8 V 2 

Staatsverbrauch 

+ 6,1 

+ 3,9 

+ 12,8 

+ 13,8 

+ 19,0 

+ IOV 2 bis + 1 IV 2 

Anlageinvestitionen 

- 9,4 

+ 9,0 

+ 17,2 

+ 23,9 

+ 11,9 

+ 3 V 2 bis + 4 V 2 

darunter: 

Staatliche Investitionen 

-12,3 

+ 11,8 

+ 13,1 

+ 26,2 

+ 7,9 

+ 12 bis +14 

Inlandsnachfrage 

- 1,0 

+ 8,9 

+ 12,7 

+ 14,0 

+ 10,9 

+ 7 bis + 8 

Außenbeitrag 

Mrd. DM 

(+15,9) 

(+17,6) 

(+14,8) 

(+11,0) 

(+11,9) 

(+13 bis +15) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in °/o 

(3,2) 

(3,3) 

(2,5) 

(1,6) 

(1,5) 

(l'/ä bis 2) 

Bruttosozialprodukt z. M. 

+ 1,0 

+ 9,0 

+ 11,7 

+ 13,0 

+ 10,9 

+ 7 bis + 8 

Preisentwicklung 

Privater Verbrauch 

+ 1,8 

+ 1,9 

+ 2,4 

+ 3,9 

+ 5,2 

rd. +4V2 

Inlandsnachfrage 

+ 1,4 

+ 1,5 

+ 3,5 

+ 6,6 

+ 7,3 

rd. +5 

Verteilung des Sozialprodukts 

Volkseinkommen 

- 0,3 

+ 10,9 

+ 10,1 

+ 14,7 

+ 10,2 

+ 6 V 2 bis + 7 V 2 

Bruttoeinkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen (Summe) . . 

- 1,1 

+ 17,5 *) 

+ 5,6 9 

+ 9,0 

+ 4,1 

+6 bis +7 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit (Summe) 

+ 0,1 

+ 7,4 

+ 12,7 

+ 17,7 2 ) 

+ 13,1 

+ 7 bis +8 

Nachrichtlich: 

Bruttolohn- und -gehaltssumme je 
beschäftigten Arbeitnehmer 

+ 3,2 

+ 6,1 

+ 9,2 

+ 14,7 

+ 11,9 

+ 7 bis +8 3 ) 

Sparquote 

(11,0) 

(12,0) 

(12,5) 

(12,6) 

(12,6) 

(I 2 V 2 ) 


1) Einschließlich steuerliche Entlastung der Altvorräte 

2 ) Einschließlich Lohnfortzahlung 

8) Niveauvergleich 1972/71; nicht identisch mit Effektivlohnsteigerungen im Rhythmus der Tarifabschlüsse 
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Die 

gesamte Inlandsnachfrage würde im Rahmen 
dieser Projektion 1972 um 7 bis 8 °/o 

und damit im gleichen Ausmaß steigen wie das 
Bruttosozialprodukt. 


Investitionen 

27 . Entscheidend für die Konjunktur im Jahre 1972 
wird die Entwicklung der Investitionstätigkeit sein. 
In der Jahresprojektion wird davon ausgegangen, 
daß die staatlichen Investitionen in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung um 12 
bis 14°/o zunehmen werden. Diese Zuwachsrate ist 
größer als es den derzeitigen Plänen für die Kern- 
haushalte der Gebietskörperschaften entspricht. Sie 
hat zur Voraussetzung, daß zusätzliche Konjunktur- 
haushalte realisiert werden. 

Beim Wohnungsbau deuten alle verfügbaren Indi- 
katoren darauf hin, daß auch 1972 mit einer gün- 
stigen Entwicklung gerechnet werden kann. Die Zu- 
nahme der Wohnungsbauinvestitionen wird auf 9 
bis 10 % veranschlagt. 

28 . Für die Unternehmensinvestitionen wird unter- 
stellt, daß sie in jeweiligen Preisen 1972 die gleiche 
Höhe erreichen werden wie 1971. Diese Annahme 
stützt sich u. a. darauf, daß die Eigenmittel der Un- 
ternehmen auch künftig wachsen, so daß sich die 
Selbstfinanzierungsquote — bei stagnierenden In- 
vestitionen — kräftig erhöht. Auch an den planmäßi- 
gen weiteren Abbau der sogenannten Investitions- 
steuer per 1. Januar 1972 von 4% auf 2% ist in 
diesem Zusammenhang zu denken. Für die Investi- 
tionsplanungen in der Industrie ergibt sich nach dem 
letzten Ifo-Investitionstest zwar eine spürbare Ab- 
nahme der nominalen Ausgaben für Anlageinvesti- 
tionen. Diese Ansätze dürften aber bei einer merk- 
lichen Konjunkturbelebung teilweise etwas nach 
oben korrigiert werden. Außerdem ist zu berück- 
sichtigen, daß die Investitionen außerhalb der In- 
dustrie, d. h. im Handel, Verkehr und Dienstlei- 
stungsgewerbe, nach den bisherigen Erfahrungen 
auch bei schwacher Konjunktur weiter steigen 
werden. 

29 . Während aufgrund dieser Überlegungen für 
die Ausrüstungsinvestitionen in der Jahresprojek- 
tion nominal mindestens die Größenordnung des 
Vorjahres — also eine Zuwachsrate von 0 bis 1 °/o — 
unterstellt wird, ist bei den Bauinvestitionen eine 
Steigerung um 6 V 2 bis 7 V 2 % angenommen worden. 
Insgesamt wird mit einer 

nominalen Zunahme der Anlageinvestitionen 

um 3% bis 4 % °/o 

gerechnet. Nach Berücksichtigung der Preissteige- 
rungen entspricht dies einer Stagnation der realen 
Anlageinvestitionen. 

Von den Vorratsveränderungen dürfte eine — wenn 
auch geringe — expansive Wirkung ausgehen. In 


der Projektion wird erwartet, daß sie 1972 mit 3 bis 
4 Mrd. DM um knapp 1 Mrd. DM größer sein wer- 
den als im Vorjahr. Bei den Bruttoinvestitionen (An- 
lagen und Vorräte) fiele dann die Zuwachsrate mit 
4 bis 5 % etwas höher aus als bei den Anlageinve- 
stitionen allein. 


Privater Verbrauch 

30 . Die Nachfrageentwicklung der Privaten Haus- 
halte wird 1972 nicht so stark nachlassen wie die 
Investitionstätigkeit. Bei einer Rückführung der 
Lohnsteigerungen auf ein stabilitätspolitisch ver- 
tretbares Ausmaß könnte die Bruttolohn- und -ge- 
haltssumme 1972 um 6 V 2 bis 7 V 2 % wachsen, wobei 
mit einer Abnahme der Zahl der beschäftigten Ar- 
beitnehmer um rd. V 2 % gerechnet wird. Unter der 
Annahme, daß im Verlauf des Jahres 1972 mit der 
Rückzahlung des Konjunkturzuschlages begonnen 
wird, würde die Nettolohn- und -gehaltssumme 
etwas stärker steigen als die Bruttogröße. 

31 . Die Einkommensübertragungen des Staates an 
die Privaten Haushalte dürften 1972 um 9 V 2 bis 
IOV 2 % zunehmen. Dabei wurde angenommen, daß 
die Krankenkassenbeiträge, welche die Rentner in 
den Jahren 1968 und 1969 gezahlt haben — wie vor- 
gesehen — zurückerstattet werden. Das Massenein- 
kommen (Nettoeinkommen aus unselbständiger Ar- 
beit und Einkommensübertragungen des Staates an 
die Privaten Haushalte) würde dann das Vorjahres- 
niveau um 8 bis 9 % überschreiten. Für die entnom- 
menen Gewinne und die Vermögenseinkommen der 
Privaten Haushalte wird eine deutlich schwächere 
Entwicklung als im Vorjahr erwartet. 

32 . Für das verfügbare Einkommen der Privaten 
Haushalte ergäbe sich nach diesen Annahmen ein 
Anstieg um 7 V 2 bis 8 V 2 %, das wäre eine erheblich 
geringere Steigerung als im Vorjahr, in dem sie 
rd. IOV 2 % betrug. Trotz der unterschiedlichen Ent- 
wicklung der einzelnen Einkommensarten der Pri- 
vaten Haushalte, die eigentlich einen Rückgang der 
Sparquote erwarten ließe (die Sparquote ist bei den 
entnommenen Gewinnen und den Vermögensein- 
kommen erheblich größer als bei den Löhnen und 
Einkommensübertragungen), wurde in der Jahres- 
projektion praktisch mit einem gleich hohen Anteil 
der Ersparnisse am verfügbaren Einkommen wie 

1971 gerechnet. Für diese Annahme spricht zunächst 
das allgemeine Konjunkturklima, das — jedenfalls 
bisher bei einer Abschwächung der Wirtschaftsent- 
wicklung — zu einem vorsichtigeren Verbrauchsver- 
halten führt, sowie die Annahme, daß zumindest ein 
Teil des Konjunkturzuschlages im Laufe des Jahres 

1972 zurückgezahlt werden wird und die Rückzah- 
lung zu einer stärkeren freiwilligen Ersparnis führt. 
Daraus ergibt sich 

für den Privaten Verbrauch mit einer Zunahme 

um 7 V 2 bis 8V2 °/o 

eine parallele Entwicklung zum verfügbaren Ein- 
kommen der Privaten Haushalte. 
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Staatsverbrauch 

33 . Gegenüber 1971 wird sich auch die Zuwachs- 
rate des Staatsverbrauchs reduzieren, im Verhältnis 
zum Bruttosozialprodukt wird sie 1972 jedoch deut- 
lich überproportional sein. Innerhalb des Staatsver- 
brauchs dürften die Personalausgaben langsamer 
wachsen als die Sachaufwendungen. Insgesamt wird 
die 

Zunahme des Staatsverbrauchs mit IO 1 ! 2 bis 
IIV 2 °/o 

veranschlagt. 


Produktion 

34 . Die Bundesregierung strebt unter den gegebe- 
nen Voraussetzungen 

eine reale Wachstumsrate des Bruttosozialpro- 
dukts von 2 bis 3 °!o 

an. Diese Entwicklung würde gegenüber 1971 einen 
weiteren Rückgang des Auslastungsgrades des Pro- 
duktionspotentials bedeuten, der im Hinblick auf die 
anderen wirtschaftspolitischen Ziele hingenommen 
werden muß. Eine solche Expansionsrate erscheint 
gleichzeitig hoch genug, um das Beschäftigungsrisiko 
in Grenzen zu halten. Gleichzeitig berge der hinter 
der durchschnittlichen Wachstumsrate stehende stär- 
kere Produktionsanstieg in der zweiten Jahreshälfte 
1972 nicht die Gefahr in sich, möglicherweise eine 
erneute Überforderung der Angebotsmöglichkeiten 
einzuleiten. 


Beschäftigung 

35 . Bei dieser Zunahme des Bruttosozialprodukts 
muß für 1972 mit einer Abnahme der Zahl der Er- 
werbstätigen um knapp 1 °/o gerechnet werden. Ein 
großer Teil dieses Rückgangs ergibt sich durch die 
— wegen des Altersaufbaues der Bevölkerung und 
der Veränderungen der Erwerbsquoten — ohnehin 
rückläufige Zahl der einheimischen Erwerbsperso- 
nen. Aber auch die Zahl der Arbeitslosen wird im 
Jahresdurchschnitt größer sein als im Vorjahr. Die 
Jahresprojektion geht von 

einer Arbeitslosenquote von gut 1 °!o 

aus. Diese Größenordnung würde zwar an der 
Obergrenze — • aber immer noch im Rahmen — des 
mittelfristigen Vollbeschäftigungszieles liegen. Die 
geleistete Arbeitszeit wird 1972 weiterhin zurück- 
gehen, so daß das Arbeitsvolumen (Veränderung 
der Zahl der Erwerbstätigen und der Arbeitszeit) 
um rd. Ü /2 °/o niedriger sein dürfte als 1971. 

Die Abschwächung des realen Wirtschaftswachs- 
tums ist mit einer gegenüber dem Vorjahr steigen- 
den Produktivitätsentwicklung verbunden; die 

Zuwachsrate des realen Bruttoinlandsprodukts 
je Erwerbstätigenstunde wird auf 3 1 k bis 4 1 k °Io 

veranschlagt, nach 3,5 °/o 1971. 


Preise und Kosten 

36 . Der Abstand zwischen der nominalen und der 
realen Entwicklung des Bruttosozialprodukts, der 
sogenannte gesamtwirtschaftliche Deflationierungs- 
faktor, wird mit rd. 5 % im Jahre 1972 immer noch 
ziemlich groß sein. Gegenüber dem Vorjahr ergibt 
sich indessen ein deutlicher Rückgang. Insbesondere 
wegen der günstigeren Entwicklung der Einfuhr- 
preise, aber auch wegen der definitionsgemäßen 
Verbuchung von Lohn- und Gehaltssteigerungen der 
staatlichen Bediensteten als Preiserhöhung kann 
diese Größe jedoch nicht zur Beurteilung der Ent- 
wicklung der inneren Kaufkraft der D-Mark heran- 
gezogen werden. 

Aber auch die für 1972 erwartete Zunahme der Ver- 
braucherpreise um rd. 4 V 2 °/o ist, vom mittelfristigen 
Ziel her betrachtet, noch unbefriedigend. Sie ist es 
weniger, wenn man die Ausgangslage 1971 ins 
Auge faßt. Dabei ist zu berücksichtigen, daß das 
Preisniveau des Privaten Verbrauchs am Jahres- 
ende 1971 bereits rd. 2 °/o über dem Jahresdurch- 
schnitt von 1971 lag, d. h. in der jahresdurchschnitt- 
lichen Steigerungsrate für 1972 sind bereits 2 °/o 
Preisüberhang aus 1971 enthalten. Die beschlos- 
senen Erhöhungen bei einigen Verbrauchsteuern 
sowie die unvermeidlichen Anhebungen be- 
stimmter administrierter Preise, die auch nach An- 
sicht des Sachverständigenrates (JG 1971, Ziffer 337) 
eindeutig Kostensteigerungen der Vergangenheit 
zuzurechnen sind, belasten die Preisrate des Pri- 
vaten Verbrauchs nochmals mir rd. 1 °/o. Die von 
der Bundesregierung angestrebte 

Verminderung der Preissteigerungen des Pri- 
vaten Verbrauchs von 5,2 °!o im Jahresdurch- 
schnitt 1971 auf rd. 4 V 2 °lo 1972 

bedeutet daher eine deutliche Abschwächung der 
konjunkturbedingten Preisauftriebstendenzen im 
Verlauf des Jahres. Unter den Bedingungen und 
Voraussetzungen zu Beginn des Jahres 1972 ist 
eine schnellere Preisberuhigung kaum möglich, 
wenn nicht Beschäftigung und Wachstum stärker 
gefährdet werden sollen. Auch der Sachverständi- 
genrat geht bei seinen Strategien I und II von einer 
ähnlichen Größenordnung aus. 

37 . Nachdem die Lohnkosten je Produkteinheit in 
den letzten beiden Jahren deutlich stärker gestiegen 
sind als die Preisrate der Inlandsnachfrage, ist der 
Jahresprojektion für 1972 eine etwa parallele Ent- 
wicklung dieser beiden Größen zugrunde gelegt. Die 
Begrenzung der Kostensteigerungen auf das in der 
Jahresprojektion enthaltene Ausmaß ist eine 
wesentliche Voraussetzung für die angestrebte 
Dämpfung des Preisauftriebs im Verlauf des 
Jahres 1972. 


Einkommen 

38 . Eine entscheidende Bedeutung für die nach der 
Jahresprojektion für 1972 von der Bundesregierung 
angestrebte Wirtschaftsentwicklung kommt deshalb 
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Gegenüberstellung der Jahresprojektion der Bundesregierung 
mit den Vorstellungen des Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
des Gemeinschaftsausschusses der Deutschen Gewerblichen Wirtschaft 
und des Sachverständigenrates für 1972 


J ahresproj ektion 
der 

Bundesregierung 

Zielprojektion 
des DGB 

Zielprojektion 
des Gemeinschafts- 
Ausschusses der 
Deutschen Gewerb- 
lichen Wirtschaft 

Entstehung des Sozialprodukts 

Erwerbstätige 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in °/o 

-1 0 -0,9 

Arbeitslosenquote in % 

(gut i) 

(0,9) 

(1,2) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

-1/2 

- 0,6 

-0,5 

Bruttoinlandsprodukt 




in Preisen von 1962 (BIP) 

+ 2 bis +3 

+ 3,0 

+2,0 bis +2,5 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 3 bis +4 

+ 3,0 

+ 3,0 bis +3,5 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ 3 V 2 bis + 4 V 2 

+ 3,6 

+3,5 bis +4,0 

Verwendung des Sozialprodukts in jeweiligen Preisen 




Privater Verbrauch 

+7Va bis + 8 V 2 

+ 8,0 

+ 6,5 bis +7,0 

Staatsverbrauch 

+ IOV 2 bis +HV 2 

+ 10,0 

+ 11,0 bis +11,5 

Anlageinvestitionen 

+ 3 V 2 bis + 4 V 2 

+ 8,5 

+5,0 bis +5,5 

darunter: 

Staatliche Investitionen 

+ 12 bis +14 

• 


Inlandsnachfrage 

+ 7 bis +8 

+ 8,3 

+ 7,0 

Außenbeitrag 

Mrd. DM 

(+13 bis +15) 

(+15,5) 

(+14,0) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in % 

(PU bis 2) 

(1,9) 

(IV 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

+ 7 bis +8 

+ 8,5 

+7,0 bis +7,5 

Preisentwicklung 




Privater Verbrauch 

rd. + 4Va 

+ 4,0 

+ 4,0 bis +4,5 

Inlandsnachfrage 

rd. +5 

• 

+ 4,5 bis +5,0 

Verteilung des Sozialprodukts 




Volkseinkommen 

+ 6 V 2 bis + 7 V 2 


+ 7,0 bis +7,5 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 

und Vermögen (Summe) 

+ 6 bis +7 

+ 5 

+ 8,5 bis +9,0 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

(Summe) 

+7 bis +8 

+ 9,8 

+ 6,0 bis +6,5 

Nachrichtlich: 

Bruttolohn- und -gehaltssumme je beschäftigten 
Arbeitnehmer 

+ 7 bis +8 


+ 6,5 bis +7,0 

Sparquote 

(12’h) 

(12,6) 

(12,4) 


J ) Jahresgutachten 1971, Ziffern 361 ff. 
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Sachverständigenrat l ) 


Strategie 

Strategie 

Strategie 

I 

II 

III 

- 1 

- 1 

— V 2 

- V* 

- 1/2 

- 0 

+ 2 V 2 

+ 2 V 2 

+ 5 

+ 3 V 2 

+ 3 V 2 

+ 5 V 2 

+ 3 V 2 

+ 3Va 

+ 5Vs 

+ 6 V 2 

+ 7V2 

+ 8 V 2 

+ 13 V 2 

+ 12V2 

+ 14 

+ 6 

+ 4V2 

+ 10 

+ 18 

+ IOV 2 

+ 18 

+ 7V* 

+ 7*/ä 

+ 1 0 V 2 

( + 16,6) 

(+17,3) 

(+16,0) 

(2,0) 

(2,1) 

(1,9) 

+ 8 

+ 8 

+ 11 

+ 4 bis + 4 V 2 

+ 4 V 2 bis +5 

+ 5V2 

+ 7 V 2 

+ 7 l / 2 

+11 

+ 11 

+ 9 

+ 1572 

+ 6 

+ 6 V 2 

+ 8 V 2 

+ 7 

+ 7 V 2 

+ 9 

(12,3) 

(12,3) 

(12,3) 


der Einkommensverteilung zu. Die Realisierung der 
Projektion setzt eine Reduzierung der 

Zuwachsrate der Bruttoeinkommen aus unselb- 
ständiger Arbeit (gesamtwirtschaftliche Summe) 
auf höchstens 7 bis 8 °/o im Jahresdurchschnitt 
gegenüber dem Niveau des Jahres 1971 vor- 
aus. 

Nur mit einer derartigen Steigerung wären nach 
Ansicht der Bundesregierung die aufgezeigten Ent- 
wicklungen von Preisen und Lohnkosten vereinbar. 
Nach seinen Vorstellungen über eine „Kosten- 
niveau-neutrale Lohnpolitik 1972" (JG 1971, Ziffern 
337 und 338) hält der Sachverständigenrat eine noch 
etwas weitergehende Abschwächung der Zunahme 
der Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
für notwendig. 

In seiner Zielprojektion für 1972 geht der Gemein- 
schaftsausschuß der Deutschen Gewerblichen Wirt- 
schaft von der gleichen Steigerung der Lohneinkom- 
men aus wie der Sachverständigenrat. Dagegen 
strebt der Deutsche Gewerkschaftsbund für dieses 
Jahr einen deutlich höheren Zuwachs des Brutto- 
einkommens aus unselbständiger Arbeit an, als es 
die Bundesregierung im Hinblick auf die notwen- 
dige Stabilisierung von Kosten und Preisen für 
vertretbar hält. 

39 . Die Bundesregierung schätzt den Überhang der 
Effektivlöhne aus dem Vorjahr mit rd. 3 °/o genau 
so hoch ein wie der Sachverständigenrat (JG 1971, 
Ziffer 338). Unter Berücksichtigung der Abnahme 
der Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer wäre mit 
den übrigen Daten der Jahresprojektion eine 

Anhebung der Effektivlöhne und - gehälter je 
beschäftigten Arbeitnehmer von 6 bis 6 V 2 °!o im 
Rhythmus der Tarif abschlüsse 

vereinbar 1 ). Sektoral und regional sind dabei natür- 
lich Differenzierungen zu berücksichtigen. Wegen 
des in den einzelnen Branchen und Regionen er- 
heblich variierenden Abstandes zwischen Effektiv- 
und Tarifverdiensten läßt sich auch nicht generell 
sagen, welche tariflichen Abschlußsätze sich im 
einzelnen mit diesen Erhöhungen der Effektiv- 
verdienste vertragen. 

40 . Ebenfalls im Rahmen der Jahresprojektion er- 
gibt sich für die 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen eine Zunahme gegenüber dem 
Vorjahr von 6 bis 7 °lo. 


x ) Rechnet man von der für den Jahresdurchschnitt 1972 
mit 7 bis 8 % projektierten Steigerung der Brutto- 
löhne und -gehälter je beschäftigten Arbeitnehmer 
den bereits bestehenden Überhang aus dem Vorjahr 
in Höhe von etwa 3 °/o ab, leitet sich — unter Berück- 
sichtigung der voraussehbaren zeitlichen Verteilung 
der Kündigungsmöglichkeiten und der Zahl der da- 
von betroffenen Beschäftigten — für die kommenden 
Lohnabschlüsse auf der Basis der Anhebung der Ef- 
fektivverdienste im Jahre 1972 eine Größenordnung 
von durchschnittlich 6 bis 6 V 2 % ab. 
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Diese Zuwachsrate liegt deutlich über der, die im 
Jahre 1971 erreicht wurde. Je nachdem, in welchem 
Umfang der Konjunkturzuschlag im Laufe des Jahres 
1972 zurückgezahlt wird, ergeben sich bei den 
Nettoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen etwas höhere Zunahmen, das schätzungs- 
weise knapp 2 Mrd. DM des eingezahlten Konjunk- 
turzuschlags dieser Einkommenskategorie zuzurech- 
nen sind. Bei der projektierten Entwicklung der In- 
vestitionen im Unternehmenssektor würde sich die 
Selbstfinanzierungsquote gegenüber 1971 erhöhen. 


Öffentliche Haushalte 

41. Die Jahresprojektion 1972 sieht einen Anstieg 
der Gesamtausgaben des Sektors Staat in der Ab- 
grenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
von 10 bis 11 °/o gegenüber den Ausgaben von 1971 
vor. Ein solcher — im Vergleich zur privaten Nach- 
frage — überproportionaler Ausgabenzuwachs des 
öffentlichen Sektors ist aus heutiger Sicht notwen- 
dig, um insgesamt eine der Projektion entsprechende 
Entwicklung zu erreichen. 

Für die Gebietskörperschaften bedeutet dies eine 
Ausgabenzunahme in der Abgrenzung der Haus- 
haltsrechnung von 9V2 bis 1 0 V 2 °/ 0 gegenüber den 
Ist-Ausgaben des Jahres 1971. Für die Sozialver- 
sicherung errechnet sich ein Zuwachs von I 0 V 2 bis 
1 1 V 2 °/o. In der Ausgabenprojektion für die Gebiets- 
körperschaften wurde davon ausgegangen, daß ne- 
ben dem Bund mit seinem Eventualhaushalt — der 
sowohl unmittelbar, d. h. direkt die Wirtschaft an- 
regende, zusätzliche Nachfrage als auch mittelbare 
zusätzliche Nachfrage im Form von Zuweisungen an 
Länder und Gemeinden enthält — auch die Länder 
zusätzliche konjunkturanregende Mittel einsetzen. 
Die tatsächlich erforderlichen staatlichen Ausgaben 
hängen vom weiteren Konjunkturverlauf ab. 

Unter den einzelnen Ausgabearten wird der Staats- 
verbrauch zu jeweiligen Preisen mit IOV 2 bis llV 2 °/o 
1972 spürbar verlangsamt zunehmen. In konstanten 
Preisen gerechnet wird jedoch eine geringfügige 
Abschwächung in der Zuwachsrate gegenüber 1971 
eintreten. Die öffentlichen Anlageinvestitionen zu 
jeweiligen Preisen sollen nach der Projektion 1972 
ihr Wachstum wieder beschleunigen (+12 bis 
+ 14 %). Der Staat wird damit 1972 wieder einen 
steigenden Anteil am Produktionspotential in An- 
spruch nehmen. Dies entspricht den konjunkturellen 
Erfordernissen und den längerfristigen Notwendig- 
keiten. Gegenüber 1971 abgeschwächt, jedoch im 
Vergleich zur privaten Nachfrageentwicklung merk- 
lich überproportional, werden 1972 mit 9+2 bis 
IOV 2 °/o Zuwachs die Einkommensübertragungen des 
Staates an private Haushalte gegenüber dem Stand 
von 1971 ansteigen. Die Entwicklung der Übertra- 
gungen der Rentenversicherungen wird hierbei 
gegenüber 1971 leicht beschleunigt verlaufen. 

42. Für die Einnahmen des öffentlichen Sektors ist 
in der Jahresprojektion eine Wachstumsrate von 5 
bis 6% gegenüber 1971 angesetzt. Diese geringe 
Zunahme, die auch die von der Bundesregierung 


unter vorwiegend mittelfristigen Gesichtspunkten 
beschlossenen maßvollen Steuererhöhungen berück- 
sichtigt, ergibt sich zum Teil daraus, daß die in der 
Projektion unterstellte Rückzahlung des Konjunk- 
turzuschlages nach der. Verbuchungsweise der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung gegen die Steuer- 
einnahmen aufgerechnet wird. Darüber hinaus drückt 
sich in dieser Entwicklung auch die — - aufgrund der 
abgeschwächten gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
— zu erwartende Verlangsamung im Wachstum der 
Steuereinnahmen aus. Stärker als die Gesamtein- 
nahmen dürften 1972 die Sozialversicherungsbei- 
träge zunehmen. 

43. Erstmals seit 1967/68 wird der öffentliche 
Sektor damit wieder ein Finanzierungsdefizit aus- 
weisen. Das Finanzierungsdefizit des öffentlichen 
Sektors in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung wird sich nach der Projektion 1972 
auf 12 bis 14 Mrd. DM belaufen, gegenüber einem 
Finanzierungsüberschuß von knapp V 2 Mrd. DM im 
Jahre 1971 und von 4,8 Mrd. DM im Jahre 1970. Der 
hiervon ausgehende expansive Effekt stellt ein Ge- 
gengewicht zu den Verlangsamungstendenzen bei 
den privaten Verwendungsarten des Bruttosozial- 
produkts dar und wirkt auf eine Verstetigung der 
wirtschaftlichen Entwicklung hin. 


Finanzierung 

44. Bei Realisierung der Jahresprojektion dürfte 
sich das Aufkommen an längerfristigen Finanzie- 
rungsmitteln aus der inländischen Geldvermögens- 
bildung in einer Größenordnung von 70 Mrd. DM 
bewegen. Mit diesem Potential werden sich voraus- 
sichtlich alle Ansprüche befriedigen lassen, die 1972 
von der privaten und der öffentlichen Wirtschaft so- 
wie vom Ausland an den inländischen Kapitalmarkt 
gestellt werden. Zwar werden die öffentlichen Haus- 
halte mehr Kapitalmarktmittel benötigen als 1971. 
Außerdem ist damit zu rechnen, daß per Saldo auch 
das Ausland als Kreditnehmer und nicht wie 1971 als 
Kreditgeber auf unserem Kapitalmarkt in Erschei- 
nung tritt. Bei dem erwarteten schwachen Wachstum 
der nominalen Anlageinvestitionen der Unterneh- 
men (vgl. Ziffer 28 dieses Berichts) wird sich aber 
die Nachfrage des Unternehmenssektors nach länger- 
fristigen Kreditmarktmitteln — trotz des vorhan- 
denen Konsolidierungsbedarfs — in Grenzen halten. 


Beurteilung der für 1972 angestrebten 
wirtschaftspolitischen Zielkombination 

45. Die Werte der Jahresprojektion der Bundes- 
regierung entsprechen im wesentlichen den quantita- 
tiven Ergebnissen der Strategie I des Sachverständi- 
genrates. Bei einigen Positionen ergeben sich auch 
Annäherungen an die Zahlen nach der Strategie II. 
Eine Realisierung der Werte nach der Strategie III 1 
des Sachverständigenrates hält die Bundesregierung 
jedoch weder für möglich noch für erwünscht. Selbst 
wenn sehr schnell und in starker Dosierung wirt- 
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schaftspolitische Expansionsmaßnahmen beschlossen 
würden, wäre eine reale Wachstumsrate von 5 °/o 
im Jahresdurchschnitt 1972 nicht zu erreichen. Auch 
eine sehr schnell eingeleitete starke Nachfragebe- 
lebung würde wahrscheinlich erst im Frühsommer 
1972 stärker produktionswirksam werden. Bei einer 
nominalen Zuwachsrate des Bruttosozialprodukts 
von 11 °/o würde zudem mit einer schwächeren realen 
Wachstumsrate als 5 % zu rechnen sein. Es bestünde 
die Gefahr, daß der Anstieg des Preisniveaus noch 
spürbar höher ausfiele, als vom Sachverständigenrat 
im Rahmen der Strategie III angesetzt wird. 

In diesem Zusammenhang weist die Bundesregierung 
darauf hin, daß sie — ohne das Minderheitsvotum 
zur Frage der wirtschaftspolitischen Strategie (JG 
1971, Ziffern 368 ff.) mit Strategie III zu identifizie- 
ren — der von der Ratsminderheit dort beschriebe- 
nen Zielvorstellung nicht folgen kann. Einer mittel- 
fristigen Verstetigungsstrategie, wie sie wohl dem 
gesamten Sachverständigenrat sowie auch der Bun- 
desregierung vorschwebt, entspräche es nach An- 
sicht der Bundesregierung nicht, wenn ohne Rück- 
sicht auf die in der Ausgangslage gestörte Verwirk- 
lichung der Ziele des § 1 StWG jetzt ein wirtschafts- 
politischer Mitteleinsatz betrieben würde, dessen 
Umfang sich nur an der Wachstumrate des Produk- 
tionspotentials ausrichtet. 

Die Zielvorstellungen des Gemeinschaftsausschusses 
der Deutschen Gewerblichen Wirtschaft liegen für 
Wirtschaftswachstum und Preisentwicklung an der 
Untergrenze der Jahresprojektion der Bundesregie- 
rung. Bei dieser Zielkombination würden sich die 
Risiken für Vollbeschäftigung einerseits und Preis- 
stabilisierung andererseits im Vergleich zur Jahres- 
projektion etwas zu Lasten des Vollbeschäftigungs- 
ziels verschieben. Dagegen spricht sich der Deutsche 
Gewerkschaftsbund für die Obergrenze des im Jah- 
reswirtschaftsbericht für 1972 angestrebten Wachs- 


tumsrahmens aus, legt aber gleichzeitig seiner Ziel- 
projektion für 1972 eine stärkere Reduzierung der 
Verbraucherpreisrate zugrunde, als es die Bundes- 
regierung in Verbindung mit den anderen Zielen 
kurzfristig für erreichbar hält. 

46 . Gemessen an den mittelfristigen Zielsetzungen 
sind die Werte der Jahresproduktion der Bundes- 
regierung nicht befriedigend. Angesichts der kon- 
junkturellen Ausgangslage und des derzeitigen kon- 
junkturpolitischen Spielraums dürften sie aber etwa 
das für 1972 erreichbare darstellen. Diese Zielkombi- 
nation bietet auch die Chance, die Wirtschaftsent- 
wicklung schrittweise wieder zu verstetigen und den 
mittelfristigen Gleichgewichtspfad anzusteuern. Sie 
ist aber nicht allein mit staatlichen Maßnahmen zu 
verwirklichen. Der Zielkonflikt zwischen hohem Be- 
schäftigungsstand und realem Wachstum einerseits 
sowie Preisstabilität andererseits ist nur dann aufzu- 
lösen, wenn die Kostensteigerungen — und hier ins- 
besondere deren gewichtigster Teil, die Lohnkosten 
je Produkteinheit — auf das von der Bundesregie- 
rung projektierte Ausmaß reduziert werden. Ande- 
renfalls muß mit einem stärkeren Konjunkturab- 
schwung gerechnet werden. Gleichzeitig würde die 
Chance eines Einstiegs in Richtung auf mehr Preis- 
niveaustabilität vertan. Sehr wahrscheinlich würden 
die Unternehmen bei weiter steigendem Kostendruck 
ihre Investitionen unerwünscht stark einschränken 
und letztlich in die Unterbeschäftigung ausweichen. 
Vollbeschäftigung wäre dann mit Mitteln der staat- 
lichen Wirtschaftspolitik nicht mehr zu gewährleisten, 
wie auch die Erfahrungen anderer Staaten in ähn- 
lichen Situationen gezeigt haben und zeigen. Eine 
Zurückhaltung bei den Lohnsteigerungen wird um so 
leichter fallen können, als die jeweiligen Erhöhun- 
gen der Löhne in den letzten beiden Jahren einem 
„normalen" Produktivitätszuwachs von drei bis vier 
Jahren entsprachen (JG 1971, Ziffer 334). 
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C. Darlegung der für das laufende Jahr geplanten 
Wirtschaftspolitik 


I. Maßnahmen zur Realisierung der 
Jahresprojektion 


Die Washingtoner währungspolitischen Beschlüsse 
der Zehnergruppe vom 18. Dezember 1971 

47. Ausgangspunkt für die konjunkturpolitische 
Absicherung der in der Jahresprojektion zum Aus- 
druck gelangenden wirtschaftspolitischen Zielsetzun- 
gen für das Jahr 1972 ist das neue Gefüge von 
festen Wechselkursen, das am 18. Dezember 1971 
von der Zehnergruppe und der Schweiz in Washing- 
ton vereinbart worden ist. Dieses Realignment be- 
deutet für die D-Mark, gemessen an den Leitkursen, 
einen durchschnittlichen mit den Außenhandels- 
anteilen gewogenen Aufwertungssatz gegenüber 
allen Ländern um 6,3% (gegenüber zuvor 7,5%). 
Gegenüber den 15 wichtigsten mit uns konkurrie- 
renden Ländern beträgt dieser gewogene Auf- 
wertungssatz 4,8 % (im Vergleich zu 6,2 % unmittel- 
bar vor dem Realignment). Die Veränderung der 
Wechselkursrelation zum Dollar beläuft sich für die 
D-Mark auf 13,58%. Auf die USA entfallen rund 
10% unseres Außenhandels. Im Hinblick auf das 
Realignment haben die USA die 10%ige Einfuhr- 
abgabe und die Ausländerdiskriminierung bei ihrer 
Investitionsprämie („buy-american" -Klausel im 
Revenue Act von 1971) aufgehoben. Dadurch wird 
die Belastung der deutschen Exporte nach den USA, 
wie sie vor dem 18. Dezember 1971 bestanden hatte, 
entscheidend gemildert. Bisher war ein wichtiger 
Teil der Ausfuhren der deutschen Wirtschaft nach 
den USA durch die Höherbewertung der D-Mark 
und die autonomen amerikanischen Maßnahmen 
dreifach betroffen. 

48. Mit der Festlegung von de-facto-Leitkursen 
oder — wahlweise — de-jure-Paritäten geht eine 
Erweiterung der Bandbreiten gegenüber der Inter- 
ventionswährung auf + 2V4 % einher. Zwischen 
zwei sonstigen Währungen kann rein rechnerisch 
die Schwankungsbreite im Zeitablauf bis ± 4 1 / 2 °/o 
betragen. Die größere Schwankungsbreite läßt 
Spielraum zur Eindämmung störender Kapital- 
bewegungen. 

49. Die Bundesregierung hat am 21. Dezember 1971 
den Vereinbarungen der Zehnergruppe zugestimmt. 
Sie hat den Leitkurs der D-Mark im Sinne dieser 
Vereinbarungen auf 3,2225 DM je US-Dollar fest- 
gesetzt. Sie hat ferner die Deutsche Bundesbank 
gebeten, die Interventionen auf dem Devisenmarkt 
wieder aufzunehmen, um den Wechselkurs der D- 
Mark innerhalb der Bandbreite von 3,150 DM 


(unterer Interventionspunkt) und 3,295 DM je US- 
Dollar (oberer Interventionspunkt) zu halten. 

Die Bundesregierung hat den Leitkurs der D-Mark 
und die neuen Interventionspunkte am 21. Dezem- 
ber 1971 beim Internationalen Währungsfonds an- 
gemeldet. 

50. Mit den in Washington gefaßten Beschlüssen 
ist für die deutsche Wirtschaft die Phase ausgepräg- 
ter währungspolitischer Unsicherheit beendet. Sie 
erhält wieder die gewohnten Kalkulationsgrund- 
lagen für ihre Außenhandelsgeschäfte. Gleichzeitig 
ist mit den Beschlüssen die Gefahr abgewendet, daß 
es zu protektionistischen Abschnürungen des Han- 
dels- und Kapitalverkehrs kommt. Das Ergebnis der 
Washingtoner Verhandlungen hat die Bedingungen 
für die Weiterentwicklung eines freien Welthandels 
zum Nutzen aller Länder verbessert. Dies wird der 
Bundesrepublik Deutschland als stark außenwirt- 
schaftlich orientiertem Land besonders zugute kom- 
men. 

Die Ausganglage ist für die deutsche Wirtschaft 
durch das Floating der D-Mark seit Mai 1971 positiv 
gestaltet worden. In einer langen Übergangsphase 
konnte sie beginnen, sich an die neuen Bedingungen 
im internationalen Handel anzupassen. Auch dies 
muß berücksichtigt werden, wenn gefragt wird, in 
welcher Lage sich die Wirtschaft beim Übergang 
vom Floating zu festen Wechselkursen befunden hat. 
Besonders bedeutsam ist dabei, daß der sich aus den 
Vereinbarungen ergebende Durchschnittssatz für die 
DM- Aufwertung auch unter den vor dem 15. August 
1971 und dem am 17, Dezember 1971 herrschenden 
de-facto-Aufwertungssätzen liegt. 

Bei Würdigung aller Gegebenheiten kann in dem 
jetzt erreichten Realignment insgesamt keine Über- 
forderung der deutschen Wirtschaft gesehen werden. 


Konjunktur- und finanzpolitische Strategie für 1972 

51. Binnenwirtschaftlich wird die Politik der 
Bundesregierung darauf ausgerichtet sein, die ein- 
geleitete Beruhigung der Preisauftriebstendenzen 
weiter zu unterstützen, ohne es zu einer uner- 
wünscht starken Konjunkturabkühlung kommen zu 
lassen. Der Sachverständigenrat hat bestätigt, daß 
die Wirtschaftspolitik die Chance für eine Rückkehr 
zur Stabilität noch einmal geschaffen hat und daß 
für die Wiedergewinnung der Stabilität des Preis- 
niveaus — über die Dämpfung der Nachfrageexpan- 
sion hinaus — schon viel getan ist (Jahresgutachten 
1971, Ziffern 318 und 367). Diese Chance gilt es zu 
nutzen. Eine solche auf ein höheres Maß an Preis- 
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niveaustabilität und — erforderlichenfalls — wohl- 
dosierte Nachfragestützung gerichtete Politik ent- 
spricht auch am besten den Erfordernissen der neuen 
internationalen Lage. Durch das Realignment der 
Wechselkurse werden in der Wirtschaft Umstel- 
lungs- und Anpassungsprozesse ausgelöst, die sich 
am besten in einem Klima gesunden wirtschaftlichen 
Wachstums vollziehen. Dabei muß die Wirtschaft 
ihre Bemühungen fortsetzen, mit dem härteren inter- 
nationalen Wettbewerb fertig zu werden. 

52 . 

(1) Da sich die deutsche Wirtschaft in einem fort- 
geschrittenen Prozeß der Konjunkturberuhi- 
gung befindet, war es der Deutschen Bundes- 
bank möglich, eine investitionsfreundliche Zins- 
und Liquiditätspolitik einzuleiten. Die Bundes- 
regierung ist der Auffassung, daß auch durch 
geeignete geldpolitische Maßnahmen die neue 
Wechselkursstruktur wirksam abgesichert wird. 

(2) Um einer — gemessen an den Zielen der Jah- 
resprojektion — zu weit gehenden Konjunktur- 
abkühlung vorzubeugen, stehen neben den Mit- 
teln der Bundesbank in erster Linie folgende 
staatliche Maßnahmen zur Verfügung: 

a) der Eventualhaushalt des Bundes mit einem 
Volumen von 2,5 Mrd. DM? 

b) die Eventualhaushalte bzw. an die Freigabe 
der Konjunkturausgleichsrücklage geknüpfte 
zusätzliche Ausgaben der Bundesländer. 

Mit den Eventualhaushalten von Bund und Län- 
dern sollen insbesondere öffentliche Investitio- 
nen finanziert und der Nachholbedarf auf die- 
sem Gebiet vermindert werden. 

c) die Vorsorge gegen ein prozyklisches Aus- 
gabengebaren von Bund, Ländern und Ge- 
meinden; 

d) die Ergänzung des Eventualhaushalts des 
Bundes durch ein ERP-Investitionsprogramm 
bis zu 1 Mrd. DM mit zinsgünstigen Krediten 
zugunsten kleiner und mittlerer Unterneh- 
men sowie von Gemeinden (Entschließungs- 
antrag der Fraktionen der SPD, FDP vom 
7. Dezember 1971). Die zinsgünstigen Mittel 
für die Gemeinden aus dem ERP-Investitions- 
programm sollen zusammen mit den im 
Eventualhaushalt des Bundes enthaltenen 
300 Millionen DM Zuschüsse für Investitio- 
nen der Gemeinden den Kern eines gemeind- 
lichen Konjunkturprogramms bilden. Es 
wird erwartet, daß auch die Länder einen 
Beitrag hierzu leisten. Bei diesem Programm 
sollen die strukturschwachen Gebiete be- 
sonders berücksichtigt werden. 

e) Beobachtung der Auswirkungen des Realign- 
ment der Wechselkurse auf die verschiede- 
nen Wirtschaftszweige; strukturellen Schwie- 
rigkeiten in einzelnen Branchen kann mit 
ERP-Krediten zur Umstellung des Produk- 
tionsprogramms entgegengewirkt werden; 


f) die Rückzahlung des Konjunkturzuschlags 
zur Einkommen- und Körperschaftsteuer. 

In der Jahresprojektion wurde unterstellt, daß 
die oben aufgeführten Maßnahmen erforderlich 
sind, um die Ziele zu erreichen. Dabei ist auch 
der bei einer Konjunkturbelebung dank ver- 
besserter Produktivitätsfortschritte zu erwar- 
tende Stabilitätsgewinn berücksichtigt. Zeit- 
punkt und Ausmaß der Verwirklichung der 
Maßnahmen hängen vom weiteren Konjunktur- 
verlauf ab. 

(3) Finanzpolitisch ergibt sich hieraus folgendes: 

1. Die vorläufige Haushaltsführung wird so ge- 
staltet, daß sie der angemessenen Stützung 
der allgemeinen Nachfrage dient. 

2. Gemäß den heutigen Erkenntnissen erscheint 
es angezeigt, Vorbereitungen nach §§ 6, 7, 8 
und 15 StWG so rechtzeitig einzuleiten, daß 
Maßnahmen aufgrund des Eventualhaushal- 
tes möglicherweise etwa ab Frühjahr wirk- 
sam werden können. 

3. Entsprechend dem gleichen, heutigen Er- 
kenntnisstand erscheint es angezeigt, mit der 
Rückzahlung des Konjunkturzuschlags zur 
Einkommen- und Körperschaftsteuer im Som- 
mer zu beginnen. 

(4) Am 1, Januar 1972 ist der Rahmenplan der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" in Kraft getreten. Dar- 
in ist vorgesehen, daß 1972 in den wirtschafts- 
schwachen Gebieten (einschließlich Zonenrand- 
gebiet) und in den industriellen Problemgebieten 

— rd. 3,7 Mrd. DM gewerbliche Investitionen 
(davon rd. 1,4 Mrd. DM im Zonenrandgebiet) 

— und rd. 600 Millionen DM Infrastrukturinve- 
stitionen (davon rd. 250 Millionen DM im 
Zonenrandgebiet) 

gefördert werden. Dafür stehen insgesamt bei 
Bund und Ländern rund 850 Millionen DM sowie 
zinsverbilligte Kredite aus dem ERP -Sonderver- 
mögen für die Förderung gewerblicher Investi- 
tionen und gemeindlicher Infrastrukturmaßnah- 
men zur Verfügung. 

(5) Ausgleich für die deutsche Landwirtschaft 

Da die Bundesregierung gemeinsam mit den 
anderen Partnerländern der Europäischen Ge- 
meinschaft mit Ausnahme Frankreichs im Sinne 
der Vereinbarungen der Zehnergruppe einen 
Leitkurs für die D-Mark angemeldet hat, gilt 
die Grenzausgleichsregelung für Agrarerzeug- 
nisse nach der Verordnung (EWG) Nr. 974 des 
Rates vom 12. Mai 1971 weiter. 

53 . Der Konjunkturrat für die öffentliche Hand hat 
in seiner Sitzung am 20. Januar 1972 die Jahres- 
projektion 1972 und die in Ziffer 52 auf geführten 
Möglichkeiten für ein dem zu erwartenden Konjunk- 
turverlauf entsprechendes Verhalten von Bund, Län- 
dern und Gemeinden erörtert. 
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Er ist dabei zu folgendem Ergebnis gelangt: 

— Mit den im Vorjahr eingeleiteten Stabilisierungs- 
maßnahmen hat sich die Ausgangslage für eine 
Rückkehr zur Stabilität bei Aufrechterhaltung 
eines hohen Beschäftigungsstandes verbessert. 

— Die in Ziffer 52 auf geführten konjunktur- und 
strukturpolitischen Maßnahmen werden als ge- 
eignet angesehen, die wirtschaftliche Entwick- 
lung auf die Ziele der Jahresprojektion hinzu- 
lenken. Dabei sollen Zeitpunkt und Ausmaß ihrer 
Verwirklichung entsprechend dem weiteren Kon- 
junkturverlauf bestimmt werden. 

Im einzelnen präzisierte der Konjunkturrat seine 
Auffassung wie folgt: 

1. Die Haushaltsführung von Bund, Ländern und 
Gemeinden soll einer angemessenen Stützung der 
allgemeinen Nachfrage dienen. Besonders ist dar- 
auf zu achten, daß rechtzeitig Anschlußaufträge 
zur Sicherung einer kontinuierlichen Beschäfti- 
gung im Tiefbau vergeben werden. 

2. Aus heutiger Sicht soll die Vorbereitung zusätz- 
licher öffentlicher Investitionen auf der Grund- 
lage der Eventualhaushalte und der Konjunktur- 
ausgleichsrücklagen von seiten des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden so rechtzeitig ein- 
geleitet werden, daß zusätzliche Nachfrage etwa 
ab Frühjahr wirksam werden kann, 

3. Ebenfalls aus heutiger Sicht kann mit der Rück- 
zahlung des Konjunkturzuschlags zur Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer etwa im Sommer 
begonnen werden. 

54 . Am 10. Dezember 1971 sind im Rahmen der 
Konzertierten Aktion vorläufige Eckwerte zur Jah- 
resprojektion und die darauf abzielende wirtschaf ts- 
und finanzpolitische Strategie beraten worden. Die 
Vertreter der Unternehmer und der Arbeitnehmer 
wurden auf die Grenzen aufmerksam gemacht, die 
insbesondere in Zeiten größerer weltwirtschaftlicher 
Strukturwandlungen der Durchsetzung bestimmter 
verteilungspolitischer Konzepte gezogen sind. Die 
Beteiligten stimmten darin überein, daß eine Stra- 
tegie angemessen ist, die durch vorsichtige Nach- 
fragestützung einem zu starken Konjunkturrückgang 
begegnet, ohne die auf eine Preisberuhigung ab- 
zielenden Kräfte zu beeinträchtigen. Um eine gün- 
stigere Kostenentwicklung zu erreichen, ist Zurück- 
haltung in der Preis- und Lohnpolitik geboten. 

In der nächsten Sitzung im Rahmen der Konzertier- 
ten Aktion am 10. März 1972 wird der Bundes- 
minister für Wirtschaft und Finanzen die Jahres- 
projektion 1972 und die daraus zu ziehenden wirt- 
schaftspolitischen Konsequenzen erläutern. 

55 . Die Verwirklichung der globalen wirtschafts- 
politischen Ziele ist im zunehmenden Grad nicht 
mehr durch isolierte nationale Maßnahmen möglich. 
Sie ist eingebettet in die Europäische Gemeinschaft 
und in den weiteren internationalen Rahmen. Sie 
bedarf daher der intensiven Kooperation mit unse- 


ren europäischen Partnern und der internationalen 
Zusammenarbeit. 

Ferner ist in die wirtschaftspolitischen Überlegungen 
zur kurzfristigen Nachfragesteuerung auch die stär- 
ker mittel- und langfristig orientierte Angebots- 
und Strukturpolitik einzubeziehen. 

Die in den folgenden Abschnitten dargestellten wirt- 
schaftspolitischen Absichten sind daher ebenfalls in 
einem engen Zusammenhang zur Jahresprojektion 
und darüber hinaus zu der in Teil D dieses Berichts 
wiedergegebenen mittelfristigen Zielprojektion bis 
zum Jahr 1976 zu sehen. 


II. Wirtschaftspolitik im Rahmen der 
Europäischen Gemeinschaft 


Auf dem Wege zur Wirtschafts- und Währungsunion 

56 . Der Rat der Europäischen Gemeinschaften und 
die Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
haben in ihrer Entschließung vom 22. März 1971 
ihren politischen Willen bekundet, die Gemeinschaft 
durch Verwirklichung eines Stufenplans vom 1. Ja- 
nuar 1971 an zu einer Wirtschafts- und Währungs- 
union zu entwickeln. Dazu sollen im Laufe eines 
Jahrzehnts die wichtigsten wirtschaftspolitischen Be- 
fugnisse von der nationalen Ebene auf die Ebene 
der Gemeinschaft übertragen werden. Das bedeutet, 
daß die grundlegenden wirtschaftspolitischen Ent- 
scheidungen schon heute nicht mehr ausschließlich 
aus nationaler Sicht getroffen werden und nicht 
lediglich auf die Lösung der Probleme in den ein- 
zelnen Volkswirtschaften gerichtet sein dürfen. Die 
Wirtschaftspolitik muß, wenngleich sie noch auf ge- 
raume Zeit von den einzelnen Regierungen weit- 
gehend autonom gestaltet wird, zusammen mit den 
nationalen Aufgaben immer stärker auch die wirt- 
schaftliche Gesamtlage und die akuten wirtschafts- 
politischen Probleme der Gemeinschaft im Blick ha- 
ben. 

Die Bundesregierung hat sich dieses Postulat bereits 
voll zu eigen gemacht. Sie ist bemüht, mit ihrer 
Wirtschaftspolitik nicht nur die Aufgaben unseres 
eigenen Landes erfolgreich zu bewältigen, sondern 
zugleich auch die wirtschaftliche und politische Inte- 
gration der Gemeinschaft zu fördern. 

Diese konsequente Einordnung der deutschen Wirt- 
schaftspolitik in den Rahmen der erweiterten Ge- 
meinschaft kann freilich nicht bedeuten, daß grund- 
legende und bewährte Prinzipien unserer Wirt- 
schaftsordnung preisgegeben und entgegengesetzten 
Vorstellungen untergeordnet würden. Es gilt viel- 
mehr, in der Meinungsbildung und bei der prakti- 
schen Gestaltung der europäischen Wirtschaftspolitik 
aktiv mitzuwirken und so die Konzeption der Markt- 
wirtschaft in der Gemeinschaft zum Tragen zu brin- 
gen. Mit der Erweiterung der Gemeinschaft und dem 
Aufbau der Wirtschafts- und Währungsunion wächst 
auch die Verantwortung der Gemeinschaft für die 
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Entwicklung der Weltwirtschaft. Diese erhöhte Ver- 
antwortung gegenüber der gesamten Welt und das 
wohlverstandene Interesse aller Europäer an einem 
wachsenden Wohlstand gebieten es, daß die Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten und die Gemeinschaft 
im ganzen mit Entschlossenheit eine Politik verfol- 
gen, die gleichermaßen auf die Ziele und Grundsätze 
ausgerichtet ist, die in der Entschließung vom 
22. März 1971 für die Wirtschafts- und Währungs- 
union festgelegt worden sind. Danach wird die Wirt- 
schafts- und Währungsunion geschaffen, „um ein 
befriedigendes Wirtschaftswachstum, Vollbeschäfti- 
gung und Stabilität innerhalb der Gemeinschaft 
gleichzeitig und gleichrangig zu gewährleisten, den 
bestehenden strukturellen und regionalen Ungleich- 
gewichten abzuhelfen, den Beitrag der Gemeinschaft 
zur internationalen Zusammenarbeit auf wirtschaft- 
lichem und monetärem Gebiet zu verstärken und auf 
diese Weise eine Gemeinschaft der Stabilität und des 
Wachstums zu errichten". Mit dieser Formulierung 
hat der Ministerrat zum Ausdruck gebracht, „daß 
die Gemeinschaft damit auch die internationale Ar- 
beitsteilung fördern und vertiefen will". 

Dem für die Endstufe der Wirfschafts- und Wäh- 
rungsunion angestrebten Ziel müssen die Mitglied- 
staaten einzeln ebenso wie als Gemeinschaft schon 
in der Anfangsphase des Stufenplans Rechnung tra- 
gen. Insbesondere ist unabdingbar, daß die Gemein- 
schaft in zunehmendem Maße 

— * eine Zone bildet, in der sich der Personen-, 
Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr frei 
vollzieht; 

— einen eigenständigen Währungsraum im Rahmen 
des internationalen Systems bildet, der durch 
eine ausreichende Flexibilität seines Wechsel- 
kurssystems nach außen für realistische Aus- 
tauschrelationen mit der übrigen Welt sorgt und 
durch ein gemeinsames Interventionsverfahren 
die Währungsbeziehungen zwischen den Mit- 
gliedstaaten regelt; 

— eine abgestimmte, in sich konsistente Politik der 
Globalsteuerung des Wirtschaftsablaufs und zur 
Sicherung des Wettbewerbs entwickelt, die in 
allen Teilen der Gemeinschaft vergleichbare 
marktwirtschaftliche Bedingungen herstellt und 
die Funktionsweise der Marktwirtschaft in den 
Dimensionen der erweiterten Europäischen Ge- 
meinschaft gewährleistet. 

Die Bundesregierung bekennt sich uneingeschränkt 
zu den Zielen, Grundsätzen, Aufgaben und Wegen 
des Stufenplans zur Verwirklichung der Wirtschafts- 
und Währungsunion. Sie ist gewillt, dieser Politik 
zur wirtschaftlichen und politischen Einigung Euro- 
pas neue Impulse zu geben. 

Im ersten Jahr des Stufenplans zur Wirtschafts- und 
Währungsunion konnte allerdings erst ein Teil der 
in der ersten Stufe beabsichtigten Maßnahmen er- 
griffen werden. Immerhin ist die Gemeinschaft im 
Sommer 1971 bereits in den Turnus der regelmäßig 
im Frühjahr, Sommer und Herbst jeden Jahres vor- 
gesehenen besonderen Beratungen des Rates einge- 
treten, in denen die Konjunktur-, Haushalts-, Finanz- 


und Währungspolitik mehr und mehr aufgrund ge- 
meinschaftlicher Orientierungen koordiniert werden 
sollen. Außerdem hat die Gemeinschaft ihren ersten 
Jahreswirtschaftsbericht mit kompatiblen gesamtwirt- 
schaftlichen Orientierungsdaten und wirtschaftspoli- 
tischen Leitlinien für die Mitgliedstaaten für das 
Jahr 1972 verabschiedet. Bei der Festlegung ihrer 
Politik für 1972 hat die Bundesregierung diese 
Orientierung berücksichtigt. 

Die Erfahrungen des vergangenen Jahres haben ge- 
zeigt, daß ohne genaueste Beachtung der Konsulta- 
tionsverfahren im Sinne einer ständig enger werden- 
den Kooperation und ohne grundlegende Verbesse- 
rung der Entscheidungsprozesse der notwendige 
Grad der Koordination der Wirtschaftspolitiken aller 
Mitgliedstaaten nicht erreicht werden kann. Aus 
diesem Grunde weist die Bundesregierung erneut 
mit Nachdruck darauf hin, daß die Regierungen der 
Mitgliedstaaten und die Organe der Gemeinschaft 
einen Weg suchen und finden müssen, auf dem sie 
in Fällen akuter wirtschaftspolitischer Probleme zu 
kompatiblen Entscheidungen gelangen können. 


Mittelfristige Wirtschaftspolitik in der 
Europäischen Gemeinschaft 

57 . Der weitere Ausbau der Gemeinschaft zur 
Wirtschafts- und Währungsunion hängt nicht zuletzt 
von einer besseren Anpassung der kurzfristigen Ent- 
wicklung an die mittelfristigen Orientierungsdaten 
ab, die im „Dritten Programm für die mittelfristige 
Wirtschaftspolitik bis 1975" formuliert worden sind. 
Nach der Entwicklung im letzten Jahr, die vor allem 
durch erhebliche Preissteigerungen und währungs- 
politische Unsicherheit gekennzeichnet war, wird 
eine Überprüfung dieser Orientierungsdaten aller- 
dings unvermeidlich. Dabei geht es weniger um die 
Revision der Annahmen für Wachstum und Beschäf- 
tigung als um die Anpassung des Außenbeitrages 
und der Orientierung für die Politik der Preisstabili- 
sierung. 

Nach Auffassung der Bundesregierung bleibt die 
Wiedergewinnung eines höheren Maßes an Stabili- 
tät in der Gemeinschaft ein vordringliches Ziel. Sie 
wird aber nicht nur durch die gegenwärtige Preis- 
und Kostenentwicklung und die Entwicklung des 
internationalen Preistrends erschwert, sondern auch 
durch unterschiedliche strukturelle Faktoren in der 
Gemeinschaft. Somit kommt es in besonderem Maße 
darauf an, zur Unterstützung der Konjunkturpolitik 
auch die Strukturpolitik auf der Grundlage der Pro- 
gramme für die mittelfristige Wirtschaftspolitik zu 
aktivieren. 


Zunehmende Integration der Strukturpolitik 

58 . Auf dem Gebiet der Regionalpolitik konnte auf 
der Grundlage einer Mitteilung der Kommission ein 
erster Schritt in Richtung auf eine wirksame Ko- 
ordinierung der einzelstaatlichen Regionalpolitiken 
getan werden: Die Mitgliedstaaten verpflichteten 
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sich in einer Entschließung vom 20. Oktober 1971 
zur Einhaltung gemeinsamer Grundsätze in ihren 
Beihilferegelungen. Auf der Grundlage dieser Über- 
einkunft wird die Bundesregierung sich auch weiter- 
hin um angemessene Beihilfehöchstgrenzen und 
größere Transparenz der Regionalbeihilfen der Mit- 
gliedstaaten bemühen. Eine Koordinierung der Re- 
gionalbeihilfen kann jedoch nicht ausreichen, um 
die großen regionalen Ungleichgewichte in der Ge- 
meinschaft zu verringern. Deshalb unterstützt die 
Bundesregierung den Vorschlag der Kommission, 
Mittel des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft für regionalpolitische 
Zwecke in strukturschwachen Agrargebieten der Ge- 
meinschaft zu verwenden. Soweit die hier im Rah- 
men des Plafonds der Abteilung „Ausrichtung" zur 
Verfügung stehenden Mittel nicht für Agrarstruktur- 
maßnahmen im engeren Sinne ausgegeben werden, 
soll durch die Förderung der Schaffung von Arbeits- 
plätzen außerhalb der Landwirtschaft ein regional- 
politischer Beitrag zur Verbesserung der Agrarstruk- 
tur geleistet werden. Darüber hinausgehende Maß- 
nahmen mit zusätzlichen finanziellen Mitteln sollen 
nach Ansicht der Bundesregierung erst bei weiteren 
Integrationsfortschritten ergriffen werden. Deshalb 
hat die Bundesregierung auf der Ratstagung am 
20. Oktober 1971 erklärt, daß die Modalitäten einer 
gemeinschaftlichen Regionalpolitik noch in der 
ersten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion 
festgelegt, die erforderlichen finanziellen Mittel aber 
erst bei Übergang in die zweite Stufe im allgemeinen 
Haushalt der Gemeinschaft bereitgestellt werden 
sollten. 

Einen wesentlichen Beitrag zur Lösung struktur- 
politischer Probleme in der Gemeinschaft wird 1972 
der erneuerte Europäische Sozialfonds leisten. In 
seiner bisherigen Form bemühte sich der Sozialfonds 
vornehmlich, Arbeitslosigkeit durch Berufsumschu- 
lung abzubauen. Auch in Zukunft wird diese Auf- 
gabe eine Rolle spielen. Vorrang wird insoweit nun- 
mehr die Beseitigung struktureller Arbeitslosigkeit 
in benachteiligten Gebieten der Gemeinschaft haben. 
In erster Linie wird der Fonds jedoch künftig vor- 
beugend tätig werden. Er ist ein Instrument gewor- 
den, das durch Finanzierung rechtzeitiger Maßnah- 
men beruflicher Bildung schon die Entstehung von 
Arbeitslosigkeit verhindern soll. Er dient dabei ins- 
besondere der sozialen Flankierung strukturpoliti- 
scher Vorhaben; längerfristig soll dies den größeren 
Teil der Mittel des Fonds in Anspruch nehmen. 

Auch im Bereich der industriellen Strukturpolitik 
müssen die Bemühungen um ein gemeinschaftliches 
Vorgehen, das im Ergebnis zu einer gemeinsamen 
Politik führen soll, verstärkt fortgesetzt werden. 
Diesem Ziel soll auch der von allen Mitgliedstaaten 
grundsätzlich befürwortete Ausschuß für Industrie- 
politik als Plattform für die Erörterung der industrie- 
politischen Probleme dienen. Die Bundesregierung 
hofft, daß über seine Errichtung bald entschieden 
wird. 

Bei der Erörterung der industriepolitischen Vor- 
schläge der Kommission für einzelne Industriezweige 
(z. B, Textilindustrie, Luft- und Raumfahrtindustrie) 
wird die Bundesregierung alle Bemühungen unter- 


stützen, die darauf gerichtet sind, innerhalb der Ge- 
meinschaft binnenmarktähnliche Verhältnisse zu 
schaffen und einen unverfälschten und wirksamen 
Wettbewerb sicherzustellen. Sie wird darauf achten, 
daß die Eigeninitiative der Unternehmen durch Bei- 
hilfen nicht geschwächt wird. Volle Unterstützung 
der Bundesregierung findet der Richtlinienvorschlag 
der Kommission an den Ministerrat zur Verringe- 
rung der Schiffbaubeihilfen in der Gemeinschaft. 
Diese Initiative der Kommission ergänzt die Bestre- 
bungen in der OECD, zu einem weltweiten Abbau 
der Schiffbaubeihilfen zu kommen. 


III. Währungs- und Außenwirtschaftspolitik 
Internationale Währungspolitik 

59 . Die währungspolitische Entwicklung des ver- 
gangenen Jahres hat erneut die Reformbedürftigkeit 
der internationalen Währungsbeziehungen gezeigt. 
Zwar war die krisenhafte Zuspitzung des Jahres 
1971 vor allem die Folge mangelnder Bereitschaft, 
notwendig gewordene Wechselkurskorrekturen 
rechtzeitig vorzunehmen. Spürbar beigetragen haben 
zu der Entwicklung jedoch auch gewisse Mängel des 
Währungssystems, die das Hinauszögern der not- 
wendigen Anpassungen erleichterten und das Aus- 
maß der Störungen vergrößerten. Auch wenn die 
Neufestsetzung der Wechselkurse und die Rückkehr 
zu festen, wenngleich erweiterten Bandbreiten das 
internationale Währungsgleichgewicht zunächst ein- 
mal wiederhergestellt hat, müssen die Beratungen 
über die Verbesserung oder Reform des internatio- 
nalen Währungssystems, die vom Gouverneursrat 
des Internationalen Währungsfonds am 1, Oktober 
1971 initiiert und von den Mitgliedern der Zehner- 
gruppe am 18. Dezember 1971 erneut gefordert wor- 
den sind, intensiv fortgeführt werden. 

Die Bundesregierung wird in diesen Beratungen ins- 
besondere folgende Ziele verfolgen: 

a) Das Wechselkurssystem muß elastischer werden. 
Unrealistisch werdende Paritäten sollten ohne 
Verzögerung und in angemessenem Umfang an- 
gepaßt werden. Die Verantwortung des Inter- 
nationalen Währungsfonds für die Angemessen- 
heit der Wechselkurse sollte gestärkt werden. 
Die Erweiterung der Schwankungsmöglichkeiten 
der Wechselkurse sollte zu einem dauernden Be- 
standteil unserer Währungsordnung gemacht 
werden. Innerhalb der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft werden die Bandbreiten wieder ver- 
ringert werden müssen. 

b) Die internationale Liquidität, die sich in den letz- 
ten Jahren infolge des amerikanischen Zahlungs- 
bilanzdefizits und der Anlage von Währungs- 
reserven am Eurodollarmarkt und in Nichtdollar- 
währungen fast explosionsartig ausgedehnt hat, 
muß unter strengere Kontrolle gebracht werden. 
Zu diesem Zweck sollte die internationale Liqui- 
dität künftig in erster Linie auf internationale 
Reservemedien wie die Sonderziehungsrechte ge- 
stützt werden, deren Volumen durch internatio- 
nale Beschlüsse festgelegt wird. Die Reservehal- 
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tung in nationalen Währungen — nicht nur in 
Dollars, sondern auch in anderen Währungen — 
sollte dagegen in engen Grenzen gehalten wer- 
den. Die heute vorhandenen Devisenguthaben 
von Notenbanken wären, soweit sie diese Gren- 
zen übersteigen, durch internationale Reserve- 
medien abzulösen. 

c) Ein erster Schritt zu diesem Ziel muß die Wie- 
derherstellung einer zumindest begrenzten Ein- 
lösbarkeit des Dollars in internationale Reserve- 
medien sein. Dieses Problem ist bei der Neufest- 
setzung der Wechselkurse zurückgestellt worden, 
um die Einigung zu beschleunigen. Das gegen- 
wärtige System der Wechselkurssicherung durch 
Interventionen gegenüber dem Dollar ohne ir- 
gendeine komplementäre Verpflichtung der USA 
führt jedoch von dem Ziel weg, die internationale 
Liquidität in erster Linie auf internationale Re- 
servemedien zu stützen. Es kann deshalb nur für 
eine begrenzte Übergangszeit hingenommen wer- 
den. 


Wechselkursversicherung 

60 . Die Wechselkursversicherung, die der Bund der 
Exportwirtschaft anbietet, ist als flankierende Maß- 
nahme zu verstehen. Die erweiterten Bandbreiten 
und die Möglichkeit häufigerer Paritätsänderungen 
in der Zukunft machen die Kurssicherung insbe- 
sondere von langfristigen Ausfuhrförderungen drin- 
gender als bisher. Die Wechselkursversicherung 
soll die Wechselkursrisiken für die Wirtschaft kal- 
kulierbar und diese somit weniger abhängig von 
Änderungen in den Wechselkursrelationen machen. 
Sie vergrößert damit die währungspolitische Hand- 
lungsfreiheit nach außen. 

Die Wechselkursversicherung des Bundes ist subsi- 
diär und marktwirtschaftskonform. Sie ist so ange- 
legt, daß sie die Entwicklung leistungsfähiger De- 
visenterminmärkte nicht behindert und im wesent- 
lichen für längerfristige Exportkontrakte interessant 
ist, für deren gesamte Laufzeit der Markt Kurssiche- 
rungen nicht hergibt. Diese Ziele werden durch meh- 
rere Vorkehrungen erreicht. 

Es wird ein Entgelt erhoben, das bei der isolierten 
Versicherung 0,7 °/o p. a. und bei einer mit einer 
Ausfuhrbürgschaft oder -garantie kombinierten Ver- 
sicherung 0,6 °/o p. a. beträgt. Das Entgelt ist im 
Zusammenhang mit einer Franchise von 3 °/o auf 
längere Sicht kostendeckend. Innerhalb dieser für 
alle Risikolaufzeiten gleichen Franchise muß der 
Exporteur sämtliche Wechselkursschwankungen 
selbst tragen. Bei längeren Laufzeiten wirkt die 
Franchise, bezogen auf das Gesamtgeschäft, degres- 
siv, also weniger belastend. 

Darüber hinaus werden die ersten 24 Monate der 
Risikolaufzeit ab Vertragsschluß nicht mitversichert; 
der Exporteur muß die Risiken des gesamten Ver- 
tragsvolumens während dieser Zeit entweder selbst 
tragen oder sich eine anderweitige Absicherung 
am Markt suchen. Da zu erwarten ist, daß sich nach 
Beendigung der Währungsturbulenz die Devisenter- 


minmärkte weiterentwickeln und Terminsicherungen 
auch für Laufzeiten von 3 und 4 Jahren hergeben 
werden, soll die versicherungsfreie Vorlaufzeit von 
24 Monaten auf Antrag des Exporteurs auf bis zu 
48 Monaten ausgedehnt werden können. 

Die Wechselkursversicherung soll keinen Anreiz 
geben, daß die Exporteure von der bisher weit über- 
wiegenden und auch weiterhin wünschenswerten 
DM-Fakturierung zur Fakturierung in Fremdwäh- 
rung übergehen. Die Zahl der versicherbaren Wäh- 
rungen ist daher mit Bedacht beschränkt worden; 
zugelassen sind mit US-Dollar, britischem Pfund und 
Schweizer Franken nur die wichtigsten ausländi- 
schen Welthandelswährungen, 


Einführung einer Bardepotpflicht 

61 . Am 1. Januar 1972 ist das Gesetz zur Änderung 
des Außenwirtschaftsgesetzes vom 23. Dezember 
1971 (BGBl. I S. 2141) — sog. Bardepotgesetz — in 
Kraft getreten. Durch dieses Gesetz wird der Bun- 
desregierung ein neues Instrument zur Abwehr schä- 
digender ausländischer Geld- und Kapitalzuflüsse 
in die Hand gegeben. Die Bundesregierung wird 
hiernach ermächtigt, einen Teil dieser Zuflüsse still- 
zulegen, wenn die Wirksamkeit der Währungs- und 
Konjunkturpolitik durch die aus dem Ausland her- 
rührende Liquiditätsvermehrung derart beeinträch- 
tigt wird, daß das gesamtwirtschaftliche Gleichge- 
wicht im Bundesgebiet gefährdet ist. Die Stillegung 
geschieht in der Weise, daß Gebietsansässigen zur 
Pflicht gemacht wird, einen bestimmten Vomhun- 
dertsatz der Verbindlichkeiten aus den von ihnen 
bei Gebietsfremden aufgenommenen Darlehen oder 
sonstigen Krediten während eines bestimmten Zeit- 
raums zinslos auf einem Konto bei der Deutschen 
Bundesbank zu halten. 

Das Bardepotgesetz ist aus der im internationalen 
Währungssystem in den Jahren 1970 und 1971 auf- 
getretenen Krisenlage entstanden. In dieser Zeit 
strömte ein erheblicher Teil der im internationalen 
Verkehr befindlichen Geld- und Kapitalbeträge in 
das Bundesgebiet ein, weil ein beträchtliches Zins- 
gefälle zum Ausland bestand und im Frühjahr 1971 
immer stärkere Aufwertungserwartungen hinzutra- 
ten. Gegen derartige zinsinduzierte Geld- und Ka- 
pitalzuflüsse richtet sich die Depotpflicht in erster 
Linie. Bis zu einem gewissen Grade kann auch der 
Zufluß spekulativer Gelder eingedämmt und ins- 
besondere verhindert werden, daß zinsinduzierte 
Zuflüsse durch ihre Kumulation weitere Aufwer- 
tungserwartungen erzeugen. Das Bardepotgesetz 
sieht für die Eindämmung übermäßiger Geld- und 
Kapitalzuflüsse eine marktwirtschaftliche Lösung 
vor. Die Freiheit der Unternehmen, Kredite im Aus- 
land aufzunehmen, wird durch die Bardepotpflicht 
nicht angetastet. Die Konzeption des Gesetzes ent- 
spricht der vom Rat der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in seiner Sitzung am 9. Mai 1971 an die Mit- 
gliedstaaten gerichteten und in der Zwischenzeit 
wiederholt bekräftigten Forderung, die wechsel- 
kurspolitischen Aktionen durch geeignete Maßnah- 
men zu verstärken, "um die übermäßigen Kapital- 
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Zuflüsse zu entmutigen und deren Auswirkungen 
auf die innere monetäre Situation zu neutralisieren". 

Die mit dem Gesetz geschaffene Ermächtigung setzt 
die Bundesregierung in die Lage, jederzeit im Wege 
der Rechtsverordnung übermäßige Geld- und Kapi- 
talzuflüsse aus dem Ausland einzudämmen. Die ge- 
setzlichen Voraussetzungen für eine solche Rechts- 
verordnung sind so ausgestaltet, daß nur eine 
volkswirtschaftlich erhebliche Beeinträchtigung der 
deutschen Währungs- und Konjunkturpolitik die 
Einführung der Depotpflicht rechtfertigen kann. 

Ob und in welchem Umfang von dem neuen Instru- 
ment Gebrauch gemacht wird, hängt von der künfti- 
gen währungs- und konjunkturpolitischen Entwick- 
lung ab. In jedem Falle wird die Bundesregierung 
dafür Sorge tragen, daß die Wirtschaft durch die 
Einführung einer Bardepotpflicht nicht stärker als 
nötig belastet wird. Dies gilt besonders auch für die 
(unechte) Rückwirkung der Bardepotpflicht, zu der 
das Gesetz ermächtigt. Je größer der zeitliche Ab- 
stand zwischen Inkrafttreten des Gesetzes und der 
Einführung einer Depotpflicht wird, desto sorgfälti- 
ger wird zu überlegen sein, ob und in welchem Um- 
fang Altkredite belastet werden sollen. Im übrigen 
ist durch die Variabilität von Depotsatz und Aus- 
nahmemöglichkeiten eine hinreichende Elastizität 
bei der Anwendung der Depotpflicht gewährleistet. 


Handelspolitik gegenüber westlichen Ländern 

62 . Im Verhältnis zu den westlichen Ländern wird 
die Bundesregierung auch 1972 an dem bewährten 
weltoffenen handelspolitischen Kurs festhalten. 
Diese Aufgabe bleibt trotz der jüngst eingetretenen 
Verbesserung des handelspolitischen Klimas in der 
Welt gestellt. Die Bundesregierung ist sich der Ge- 
fahren bewußt, die eine Einschränkung der Freiheit 
im Welthandel gerade für die in die Weltwirtschaft 
stark integrierte Wirtschaft der Bundesrepublik 
hätte. Sie wird sich daher mit allen Kräften protek- 
tionistischen Bestrebungen entgegenstellen. 

Im Zuge der fortschreitenden Integration verlagern 
sich die handelspolitische Meinungsbildung und die 
Verhandlungen immer stärker auf die Europäischen 
Gemeinschaften. Die Bundesregierung bejaht diese 
Entwicklung. Sie ist überzeugt, daß die Gemeinschaf- 
ten, insbesondere nach ihrer Erweiterung — auf sie 
wird dann fast ein Viertel des gesamten Welthan- 
dels entfallen — , ihrer Verantwortung für den inter- 
nationalen Handel nur durch eine bewußt weltoffene 
Haltung gerecht werden können. Indem die Bundes- 
regierung ihre eigenen, auf freiheitliche Gestaltung 
gerichteten Vorstellungen in die gemeinsame Han- 
delspolitik der Europäischen Gemeinschaften ein- 
bringt, trägt sie damit gleichzeitig zu einer harmo- 
nischen Eingliederung der erweiterten Gemeinschaf- 
ten in das sich entwickelnde handelspolitische Welt- 
bild bei. 

Die Bundesregierung hat daher in den EG mit Nach- 
druck auf die Aufnahme ihres handelspolitischen 
Konzepts in die „Absichtserklärung der Gemein- 
schaft" hingewirkt, die der Rat der Europäischen Ge- 
meinschaften am 12. Dezember 1971 im Hinblick auf 


die jüngste Entwicklung der internationalen Wirt- 
schaftsbeziehungen abgegeben hat. Dieser Erklä- 
rung kommt nach Ansicht der Bundesregierung er- 
hebliche handelspolitische Bedeutung zu. Sie enthält 
die Grundzüge des handelspolitischen Programms 
der EG für die nächste Zukunft. Danach erklären sich 
die Gemeinschaften bereit, mit der Regierung der 
Vereinigten Staaten auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit und des gegenseitigen Vorteils Verhand- 
lungen aufzunehmen, um einige spezifische Pro- 
bleme der Handelsbeziehungen mit den Vereinigten 
Staaten in naher Zukunft zu regeln. 

Diese bilateralen Verhandlungen, die inzwischen be- 
gonnen haben, stehen mit den währungspolitischen 
Beschlüssen der Zehnergruppe vom 18. Dezember 
1971 in engem Zusammenhang. Die Bundesregierung 
ist an einem erfolgreichen Abschluß dieser Handels- 
verhandlungen in nicht zu ferner Zeit stark inter- 
essiert. Nach den Beschlüssen von Washington wird 
die US-Regierung dem Kongreß die de-jure-Bestä- 
tigung der Abwertung des US-Dollars vorschlagen, 
sobald Ergebnisse aus den Handelsverhandlungen 
mit der Gemeinschaft sowie mit Kanada und Japan 
vorliegen. 

Außerdem haben die Gemeinschaften in ihrer Er- 
klärung die Bereitschaft bekundet, sich auf der 
Grundlage wechselseitiger Vorteile und der Gegen- 
seitigkeit auch an umfassenden multilateralen Ver- 
handlungen zu beteiligen, bei denen alle Teilneh- 
mer Entgegenkommen zeigen. Verhandlungsgegen- 
stände sollen insbesondere die Hemmnisse beim Han- 
del mit Agrarerzeugnissen und die zollfremden Han- 
delshindernisse sein. Bei diesen Verhandlungen geht 
es vor allem darum, ein neues Gleichgewicht auf 
internationaler Ebene zu suchen, das eine Anhebung 
des Lebensstandards durch Ausweitung der inter- 
nationalen Wirtschaftsbeziehungen und eine immer 
weitergehende Liberalisierung des Welthandels er- 
möglicht. Die Bundesregierung ist an einer baldigen 
Verwirklichung dieses handelspolitischen Programms 
sehr stark interessiert. Sie wird daher im Rahmen 
der ihr gegebenen Möglichkeiten die bilateralen 
und multilateralen Verhandlungen der Gemein- 
schaften durch konstruktive Beiträge zu fördern 
suchen. 

Neben diesen mittelfristigen Überlegungen gewinnt 
die Bundesregierung aus einer langfristigen Per- 
spektive klare Vorstellungen auch über die Rolle der 
erweiterten Gemeinschaften in der Weltwirtschaft 
der siebziger und achtziger Jahre. Es sollte nach 
Auffassung der Bundesregierung handelspolitisches 
Ziel einer wirtschaftlich so starken Institution wie 
der EWG sein, schrittweise den von ihr umfaßten 
Handelsraum auch der übrigen Welt weiter zu öff- 
nen. Diese Aufgabe stellt sich auch in Hinblick auf 

— das politische Bedürfnis, Spannungen im Ver- 
hältnis zu den anderen Welthandelspartnem zu 
vermeiden oder abzubauen, 

— die wirtschaftspolitische Notwendigkeit, die 
Wachstums- und Stabilitätsbedingungen für die 
erweiterte Gemeinschaft und ihre Umwelt zu si- 
chern, die optimal nur bei freiem Welthandel 
gegeben sind. 
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Endziel der gemeinsamen Handelspolitik der EG 
muß deshalb sein, weltweit die Zölle und die nicht- 
tariflichen Handelshemmnisse völlig abzubauen. 
Diese Zielsetzung erscheint der Bundesregierung 
auch als Konsequenz des handelspolitischen Kon- 
zepts des EWG-Vertrages, wie es in Artikel 110 des 
EWG-Vertrages niedergelegt ist. 

Die Bundesregierung wird in den Europäischen Ge- 
meinschaften immer wieder darauf hinwirken, daß 
dieses vertraglich festgelegte Ziel der gemeinsamen 
Handelspolitik durch entsprechende Aktivitäten 
Schritt für Schritt der Verwirklichung näher ge- 
bracht wird. 


Handelsbeziehungen zu Osteuropa 

63 . Die Bundesregierung wird 1972 ihre liberale 
Außenhandelspolitik auch gegenüber den osteuro- 
päischen Staaten fortsetzen. Sie sieht in dieser Poli- 
tik einen wichtigen Beitrag zur Normalisierung des 
Verhältnisses der Bundesrepublik zu diesen Staaten 
und zur Entspannung in Europa. Sie wird dafür 
Sorge tragen, daß sich alle Maßnahmen in den Rah- 
men der gemeinsamen Osthandelspolitik der Euro- 
päischen Gemeinschaft einfügen. 

Kurzfristig wird allerdings keine starke Ausdeh- 
nung des Osthandels der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu erwarten sein. Dies liegt insbesondere an 
der starken Verflechtung der osteuropäischen Staa- 
ten untereinander sowie an ihren begrenzten Lie- 
fermöglichkeiten. Die Intensivierung der Arbeits- 
teilung zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den osteuropäischen Staaten wird daher nur 
schrittweise und auf längere Sicht zu erreichen sein. ' 

Von Bedeutung für die weitere Entwicklung der 
Wirtschaftsbeziehungen mit Osteuropa ist die Inten- 
sivierung der industriellen Kooperation. Von ihr 
können Impulse für eine Verbesserung der Wa- 
renstruktur im Ost-West-Handel ausgehen. Daher 
wird sich die Bundesregierung für eine Verstärkung 
der industriellen Kooperation einsetzen. 

Die weitere Entwicklung des Osthandels der Bun- 
desrepublik Deutschland wird auch von den An- 
strengungen der osteuropäischen Länder selbst äb- 
hängen. Die Bundesregierung hat durch ihre Libe- 
ralisierungsmaßnahmen im industriellen Bereich eine 
wichtige Voraussetzung dafür geschaffen, daß sich 
der Warenaustausch miit den osteuropäischen Län- 
dern in zunehmendem Maße in Richtung eines Han- 
dels entwickelt, der dem zwischen anderen Industrie- 
ländern entspricht. Das Wachstum des Osthandels 
der Bundesrepublik Deutschland hängt daher künftig 
entscheidend davon ab, wie schnell es den osteuro- 
päischen Staaten gelingt, ihre Exportstrukturen zu 
verbessern. Die Bundesregierung ist bereit, ihre ost- 
europäischen Partner bei der Lösung dieser Aufga- 
ben zu unterstützen. 

Wirtschaftsbeziehungen zu den Entwicklungsländern 

64 . Die Bundesrepublik Deutschland wird zu- 
sammen mit 139 anderen Staaten an der III. Konfe- 
renz der Vereinten Nationen für Handel und Ent- 


wicklung teilnehmen, die im Frühjahr 1972 statt- 
findet. Die Konferenz verfolgt das Ziel, die Handels- 
und Entwicklungspolitik der Industrieländer gegen- 
über den Entwicklungsländern zu überprüfen, Um- 
fang und Qualität der Entwicklungshilfe zu verbes- 
sern sowie Leitlinien für die Arbeiten der Welt- 
handelskonferenz in den nächsten drei Jahren fest- 
zulegen. Die Bundesregierung wird sich für einen 
erfolgreichen Verlauf der Welthandelskonferenz ein- 
setzen. 

Auch auf der Ebene der Europäischen Gemeinschaft 
gewinnt die wirtschaftliche, finanzielle und techni- 
sche Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern 
zunehmend an Bedeutung. Deshalb wird sich die 
Bundesregierung aktiv an den Überlegungen zu 
Möglichkeiten einer gemeinschaftlichen Politik der 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern betei- 
ligen. 

Die Europäische Gemeinschaft hat mit der Verwirk- 
lichung ihres Zollpräferenzsystems im Juli 1971 
bereits einen wichtigen handelspolitischen Beitrag 
dafür geleistet, daß ihre Märkte für die Erzeug- 
nisse aus den Entwicklungsländern weiter geöffnet 
werden. Diese Politik soll fortgesetzt werden. Des- 
halb wird die Bundesregierung die Bemühungen un- 
terstützen, das Zollpräferenzangebot der Gemein- 
schaft zu verbessern und zu erweitern. 

Eventuelle Strukturveränderungen, die durch die 
verstärkte Integration der Entwicklungsländer in die 
Weltwirtschaft ausgelöst werden, dürfen nach Auf- 
fassung der Bundesregierung nicht auf geh alten wer- 
den. Der Strukturwandel ist eine unerläßliche Vor- 
aussetzung wirtschaftlichen Fortschritts und einer 
verbesserten internationalen Arbeitsteilung. Struk- 
turänderungen müssen daher, wenn erforderlich, 
durch angemessene strukturpolitische Maßnahmen 
unterstützt werden. 

Die Bundesregierung wird ihre Anstrengungen zur 
Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Fort- 
schritts in den Entwicklungsländern auf der Grund- 
lage der am 11. Februar 1971 verabschiedeten ent- 
wicklungspolitischen Konzeption für das zweite 
Entwicklungsjahrzehnt der Vereinten Nationen fort- 
setzen. In diesem Sinne wird sie sich auch um die Er- 
höhung der Entwicklungshilfeleistungen und die 
Verbesserung ihrer Bedingungen bemühen. Zuneh- 
mende Bedeutung gewinnen hierbei auch die Über- 
legungen, wie den am wenigsten entwickelten Län- 
dern sinnvoll besonders günstige Bedingungen ein- 
geräumt werden können. 

Das Realignment hat auch für die Entwicklungs- 
länder, die durch die Wechselkurs- und handelspoli- 
tischen Maßnahmen besonders stark betroffen wa- 
ren, wieder stabilere Voraussetzungen für ihre Ent- 
wicklungsanstrengungen geschaffen. Durch die Neu- 
festsetzung der Wechselkurse konnten die Unsicher- 
heit, die den Welthandel bedrohte, beseitigt und 
verstärkte protektionistische Tendenzen zum Aus- 
gleich der Zahlungsbilanzen gebremst werden. Damit 
ist auch eine ernste Gefahr und eine schwerwie- 
gende Beeinträchtigung für die Zielsetzungen der 
beginnenden 2. Entwicklungsdekade abgewendet 
worden. 
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IV. Innerdeutsche Wirtschaftsbeziehungen 

65 . Auch im Jahre 1972 wird es das Ziel der 
Bundesregierung sein, das Volumen des innerdeut- 
schen Handels weiter zu steigern. Dabei ist von 
folgender Lage auszugehen: 

— Das Ausmaß der Steigerung des Handels hängt 
einmal von der DDR ab; sie plant ihre Käufe 
und Verkäufe zentral nach verschiedenen, nicht 
nur ökonomischen Gesichtspunkten; bestimmte 
Größenordnungen werden ihrer Wirtschaft vor- 
gegeben; sie kann nur in den gesetzten Grenzen 
agieren. Es wird damit gerechnet, daß die Politik 
der Konsolidierung der Wirtschaft in der DDR 
unter Inkaufnahme geringerer Wachstumsraten 
fortgesetzt und der Prozeß einer stärkeren Zen- 
tralisierung beschleunigt wird. 

— Die Entwicklung des innerdeutschen Handels 
wird 1972 aber auch durch die wirtschaftliche 
Lage und den Konjunkturablauf in der Bundes- 
republik Deutschland mitbestimmt. Staatliche Be- 
schränkungen bestehen für die Unternehmen der 
Bundesrepublik Deutschland bei ihren Handels- 
geschäften mit der DDR kaum noch. 

Unter Berücksichtigung der gegebenen Lage wird 
mit einer Erhöhung des Volumens des innerdeut- 
schen Handels um rund 10% gegenüber 1971 ge- 
rechnet. Eine derartige Steigerung ist notwendig, 
wenn der innerdeutsche Handel nicht hinter der 
Entwicklung des Handels sowohl der Bundesrepu- 
blik Deutschland als auch der DDR mit anderen 
Staaten Zurückbleiben soll. 

Ziel einer den wirtschaftlichen Interessen beider 
Seiten entsprechenden Handelspolitik kann aber 
nicht allein die Umsatzsteigerung sein. Der Struktur 
der beiderseitigen Lieferungen mißt die Bundes- 
regierung ebenfalls eine große Bedeutung zu. Da 
beide deutsche Staaten hochindustrialisierte Gebiete 
sind, muß der Austausch von Fertigerzeugnissen 
den Schwerpunkt des Handels bilden. In den letz- 
ten Jahren lag der prozentuale Anteil der gewerb- 
lichen Fertigerzeugnisse (Vor- und Enderzeugnisse) 
am Gesamt-Liefervolumen beiderseits bei ca. 55 %. 

Beide Partner müssen ferner bei den Käufen und 
Verkäufen der vereinbarten Zusammensetzung der 
Warenströme Rechnung tragen; nur so kann der 
Handel dem wirtschaftlichen Vorteil beider Seiten 
dienen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist weiterhin be- 
reit, ihre Wirtschaftsbeziehungen zur DDR über den 
Handel hinaus auszubauen und zu intensivieren. 
Die sich grundlegend voneinander unterscheidenden 
Wirtschaftssysteme — Marktwirtschaft hier, Plan- 
wirtschaft dort — werden dabei nicht übersehen. 
Sie brauchen aber eine Intensivierung nicht auszu- 
schließen, wie Beispiele mit anderen Ländern des 
„Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe“ aus jüng- 
ster Zeit zeigen. Ob bereits 1972 konkrete Schritte 
in dieser Richtung unternommen und praktische Er- 
gebnisse für die Wirtschaft erzielt werden können, 
hängt wesentlich von der Einstellung unseres Part- 
ners ab. 


Schließlich werden von der Bundesregierung auch 
Verbesserungen der Verhältnisse auf anderen Ge- 
bieten — wie Verkehr, Reisen, Kommunikation, all- 
gemeiner Zahlungsverkehr - — erstrebt, die für eine 
reibungslose Abwicklung der Handelsgeschäfte un- 
erläßlich sind. Dadurch könnte der Handel mit der 
DDR wichtige neue Impulse erhalten. 


V. Strukturpolitik 

66. Die Strukturpolitik muß weiterhin der Teil der 
Wirtschaftspolitik sein, der darauf hinzielt, das 
wirtschaftliche Wachstum durch ein verbessertes 
und erweitertes Angebot zu fördern. Zur Wieder- 
gewinnung der Stabilität und bei neugeordneten 
Währungsrelationen kommt es wesentlich darauf 
an, mit weiteren Produktivitätssteigerungen die 
Wettbewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft zu stär- 
ken. Das verlangt vor allem die ständige Mobilisie- 
rung unzureichend genutzter Produktionsfaktoren in 
strukturschwachen Gebieten und Branchen. Die be- 
rufliche Mobilität der Arbeitskräfte gewinnt noch 
mehr an Bedeutung. Die Strukturpolitik muß dabei 
auftretenden Härten rechtzeitig entgegenwirken und 
vor allem die Anpassungsfähigkeit der Arbeits- 
kräfte verbessern. Das Arbeitsförderungsgesetz und 
das Berufsbildungsgesetz sind die wichtigsten In- 
strumente, die von der Bundesregierung genutzt 
werden, um die berufliche Bildung und ihre Förde- 
rung nachhaltig zu verbessern und auf dem Arbeits- 
markt die Voraussetzungen für erleichterte Anpas- 
sungen zu schaffen. Auch die Bemühungen um die 
Leistungssteigerung, insbesondere im Bereich klei- 
ner und mittlerer Unternehmen, dürfen nicht nach- 
lassen. Die Strukturpolitik wird in die notwendigen 
Änderungen der Wirtschaftsstrukturen stets die 
qualitativen Aspekte eines angemessenen Umwelt- 
schutzes integrieren. Dabei wird im Falle von Ziel- 
konflikten den Erfordernissen eines verstärkten 
Umweltschutzes, wie es im Umweltprogramm der 
Bundesregierung (Drucksache VI/2710) zum Ausdruck 
kommt, künftig erhöht Rechnung zu tragen sein. 

Die Bundesregierung wird bis Ende 1972 das Bun- 
desraumordnungsprogramm vorlegen. Dieses Pro- 
gramm wird ein gesamträumliches Zielsystem ent- 
halten, in das sich die Maßnahmen der Struktur- 
politik, der regionalen Wirtschaftsförderung und 
des Städte- und Wohnungsbaus sinnvoll einfügen. 

Für Teilbereiche der Strukturpolitik ergibt sich im 
Jahre 1972 folgendes: 


Regionale Strukturpolltik 

67 . Die Bundesregierung hatte im Jahreswirt- 
schaftsbericht 1971 angekündigt, zusammen mit den 
Bundesländern den ersten Rahmenplan für die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ aufzustellen. Dieses Ziel 
konnte bereits Mitte des Jahres verwirklicht wer- 
den: Am 29. Juni 1971 hat der für diese Gemein- 
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schaftsaufgabe zuständige Planungsausschuß, dem 
unter Vorsitz des Bundesministers für Wirtschaft 
und Finanzen die Wirtschaftsminister (-Senatoren) 
der Länder angehören, den ersten Rahmenplan be- 
schlossen, der damit zugleich auch der erste Rah- 
menplan der in Artikel 91 a GG genannten drei Ge- 
meinschaftsaufgaben war. 

Der Plan ist am 1. Januar 1972 — unter dem Vor- 
behalt der noch ausstehenden Entscheidung nach 
Artikel 93 EWG-Vertrag und noch erforderlicher 
Haushaltsbeschlüsse — in Kraft getreten. Er umfaßt 
den Planungszeitraum von 1972 bis 1975. 

— Im Rahmenplan sind die Fördergebiete festge- 
legt. Sie werden in 21 Regionale Aktionspro- 
gramme *) gegliedert. Dabei sind wirtschafts- 
und strukturschwache Gebiete erfaßt und auch 
solche Gebiete, deren Wirtschaftskraft erheblich 
unter den Bundesdurchschnitt abzusinken droht, 
außerdem monostrukturierte Gebiete, die vom 
Strukturwandel in einer Weise bedroht sind, daß 
negative Rückwirkungen auf das Gebiet in be- 
trächtlichem Umfang absehbar sind. 

Hinsichtlich des im Jahreswirtschaftsbericht 1971 
angesprochenen Abgrenzungsproblems der För- 
dergebiete ist im Rahmenplan festgelegt, die 
Neuabgrenzung so schnell wie möglich, späte- 
stens jedoch bis zum 1. Januar 1975 herbeizu- 
führen. Dieser Aufgabe wird sich der Unteraus- 
schuß des Planungsausschusses im Jahre 1972 
mit Vorrang widmen. Dabei soll als räumlicher 
Bezugsrahmen der Landkreis nach Möglichkeit 
durch die Bildung von Verflechtungsbereichen 
für gewerbliche Schwerpunkte ersetzt werden. 
Die Verflechtungsbereiche der Mittelzentren sind 
von der Ministerkonferenz für Raumordnung er- 
arbeitet worden. Sie werden nun auf ihre Ver- 
wendbarkeit im Hinblick auf die im Gesetz über 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" festgelegten 
Zielsetzungen zu prüfen sein. 

— Im Rahmenplan sind ferner 312 Schwerpunkte 
festgelegt, auf die sich ab 1972 die Förderung 
konzentriert. Nach regionalpolitischer Dringlich- 
keit und Entwicklungsfähigkeit werden dort In- 
vestitionskosten für die Errichtung und Erweite- 
rung gewerblicher Produktionsbetriebe bis zu 
25 °/o, 20 °/o, 15 °/o oder 10 % verbilligt. 

Die Basis der Förderung mit öffentlichen Mitteln 
stellt die steuerfreie Investitionszulage nach dem 
Investitionszulagengesetz vom 18. August 1969 
dar. Hinzu treten Investitionszuschüsse aus den 

9 Das sind die Programme „Schleswig-Unterelbe", „Hol- 
stein", „Nordwestniedersachsen", „Niedersächsisches 
Zonenrandgebiet", „Nördliches Ruhrgebiet-Westmün- 
sterland", „Nordeifel-Grenzraum Aachen", Südost- 
westfalen", „Hessisches Fördergebiet", „Mittelrhein- 
Lahn-Sieg", „Eifel-Hunsrück", „Saarland-Westpfalz", 
„Hohenlohe-Odenwald", „Südlicher Oberrhein-Hoch- 
schwarzwald", „Alb-Oberschwaben-Bodensee", „Unter- 
fränkisches Fördergebiet", „Oberpfälzisches Förder- 
gebiet", „Westbayerisches Fördergebiet", „Ostbayeri- 
sches Fördergebiet", Oberbayerisch-schwäbisches För- 
dergebiet" und „Südöstlich-oberbayerisches Förder- 
gebiet". 


Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe. 
Außerdem sind Bürgschaften als neues regional- 
politisches Finanzierungsinstrument vorgesehen. 

— Im Planungszeitraum von 1972 bis 1975 sollen in 
den Fördergebieten insgesamt rd. 460 000 neue 
Arbeitsplätze geschaffen und rd. 240 000 be- 
stehende Arbeitsplätze gesichert werden. Diese 
Ziele sind auf die einzelnen Regionalen Aktions- 
programme aufgegliedert. 

Der Planungsausschuß steht diesen Zahlen kri- 
tisch gegenüber, weil die in den Regionalen Ak- 
tionsprogrammen verwendeten Methoden zur 
Ermittlung der Arbeitsplatzdefizite erheblich 
voneinander abweichen. Er hat daher seinen 
Unterausschuß beauftragt, die Verfahren ein- 
ander anzunähern, damit möglichst einheitliche 
Maßstäbe verwendet werden. Den Rahmen hier- 
für bietet die Erfolgskontrolle, deren Entwicklung 
im Jahre 1972 weiter vorangetrieben wird. 

Um die gesetzten Ziele zu erreichen, wird ange- 
strebt, im genannten Planungszeitraum gewerb- 
liche Investitionen mit einem Gesamtvolumen 
von rd. 15 Mrd. DM und Infrastrukturinvestitio- 
nen von rd. 2,2 Mrd. DM zu fördern. 

— Zur Erreichung der im Rahmenplan festgelegten 
Arbeitsplatz- und Investitionsziele sind im Pla- 
nungszeitraum insgesamt rd. 3,5 Mrd. DM und 
für jedes Planungsjahr rd. 850 Millionen DM er- 
forderlich. Von diesem Betrag entfallen rd. 530 
Millionen DM auf Haushaltsmittel des Bundes 
und der Länder sowie rd. 320 Millionen DM auf 
Mindereinnahmen aus der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer für die Investitionszulage. Diese 
Mittel stehen in der mittelfristigen Finanz- 
planung des Bundes und der Länder zur Ver- 
fügung. 

— Das Zonenrandgebiet ist in die Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur' 1 voll einbezogen. Der Planungs- 
ausschuß ist sich dabei der besonderen Situation 
im Zonenrandgebiet und der Notwendigkeit einer 
bevorzugten Förderung dieses Gebietes im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe bewußt. Der 
Rahmenplan trägt diesen Überlegungen Rech- 
nung, indem in den Regelungen über Voraus- 
setzungen, Art und Intensität der Förderung für 
das Zonenrandgebiet weitergehende Fördermög- 
lichkeiten und erhöhte Förderpräferenzen vor- 
gesehen werden. § 11 des Gesetzes zur Förde- 
rung des Zonenrandgebietes, auf dessen Entwurf 
im Jahreswirtschaftsbericht 1971 hingewiesen 
worden war und das am 5. August 1971 verkün- 
det wurde, sichert die Präferenz des Zonenrand- 
gebietes durch eine entsprechende Änderung des 
Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
rechtlich ab. 

In seinem Jahresgutachten 1971 nimmt der Sachver- 
ständigenrat auch zum Einsatz von Strukturhilfen 

Stellung (JG 1971, Ziffern 356 f.). Ausgehend von 

seiner Lagebeurteilung für 1972, schlägt er vor, In- 
frastrukturinvestitionen in konjunkturempfindlichen 
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Regionen zeitlich vorzuziehen und und auch die 
Mittel für die Regionalen Aktionsprogramme zu er- 
höhen. Die Sachverständigen sprechen hier den 
engen Zusammenhang zwischen Regional- und Kon- 
junkturpolitik an, wie er z. B. in der regionalpoliti- 
schen Akzentuierung konjunkturpolitischer Program- 
me deutlich wird. In diesem Zusammenhang ist an 
die „Grundsätze für die Abstimmung der Förderungs- 
maßnahmen des Bundes, der Länder und Gemeinden 
in der regionalen und sektoralen Strukturpolitik'' zu 
erinnern, die der Konjunkturrat für die öffentliche 
Hand am 23. Januar 1969 beschlossen hat. Im Punkt 7 
dieser Grundsätze wird festgestellt, daß bei kon- 
junkturpolitischen Maßnahmen die Erfordernisse der 
regionalen Strukturpolitik zu berücksichtigen sind. 
Dabei sollen konjunkturbedingte Investitionspro- 
gramme nach Möglichkeit strukturpolitisch wichtige 
Investitionen bevorzugen. Die Vorstellungen des 
Sachverständigenrates entsprechen somit denen der 
Bundesregierung. 


Wirtschaftsförderung Berlin 

68 . Im Jahre 1971 sind Maßnahmen in Kraft ge- 
treten, die die Struktur der Berliner Wirtschaft 
langfristig verbessern sollen. Die Förderung des Ab- 
satzes Berliner Erzeugnisse soll vor allem den Be- 
trieben in Berlin zugute kommen, die die Wirt- 
schaftskraft der Stadt durch eine besondere Pro- 
duktionstiefe oder mit ausgewählten überregionalen 
Dienstleistungen stärken. Auch für die in Berlin 
besonders gefragten in- und ausländischen Arbeits- 
kräfte, vor allem zur Anwerbung junger Zuwanderer 
und kinderreicher Familien aus Westdeutschland, 
sind eine werbewirksame Steuer- und sozialabgaben- 
freie Arbeitnehmerzulage und ein Kinderzuschlag 
eingeführt worden. 

Die Zuwanderung von Arbeitnehmern aus dem Bun- 
desgebiet nach Berlin hat sich auch im Jahre 1971 
recht günstig entwickelt. Neben den Leistungen zur 
Förderung der Arbeitsaufnahme nach den Richt- 
linien der Bundesregierung haben vor allem die 
Lohnzulagen die Zuwanderung von Arbeitskräften 
aus Westdeutschland nach Berlin angeregt. Das kon- 
junkturell bedingte Rekordergebnis von 1969/70 
konnte zwar nicht erreicht werden, jedoch liegen die 
Arbeitsaufnahmen westdeutscher Zuwanderer weit 
höher als in allen anderen Jahren seit dem Mauer- 
bau. Die Zuwanderung junger arbeitsfähiger Leute 
einschließlich der Gastarbeiter hat bewirkt, daß sich 
die Altersstruktur der Bevölkerung verbessert hat. 

Die Vielfalt der Förderungsmöglichkeiten nach dem 
Berlinförderungsgesetz einschließlich der zinsgünsti- 
gen Finanzierungshilfen aus dem ERP-Sonderver- 
mögen ist eine gute Basis für Wachstum und Stabili- 
tät der Berliner Wirtschaft. Die enge Verzahnung 
der Berliner und der westdeutschen Wirtschaft ist 
zudem eine Garantie dafür, daß Berlin zukünftig die 
gleichen wirtschaftlichen Möglichkeiten wie West- 
deutschland haben wird. 

Dieses wirtschaftlich sichere Fundament und der 
enge Verbund mit Westdeutschland werden durch 
das Viermächte-Abkommen über Berlin auf Dauer 


politisch abgesichert. Das Abkommen soll aber auch 
dazu beitragen, die der Stadt aus ihrer Lage erwach- 
senden Nachteile zu verringern und vor allem im 
internationalen Bereich neue Entfaltungsmöglichkei- 
ten zu eröffnen. Für die weitere wirtschaftliche Ent- 
wicklung Berlins nach Verlust seiner Hauptstadt- 
funktion ist es besonders wichtig, daß die Zugangs- 
wege nach Berlin künftig vor Störungen bewahrt 
werden. 

Darüber hinaus kann gerade die Respektierung der 
Entwicklungsmöglichkeit Berlins durch den Ostblock 
nicht hoch genug veranschlagt werden. Zu nennen 
ist hier, daß Berlin von nun an unbestritten in die 
außenwirtschaftlichen Verträge der Bundesrepublik 
Deutschland einbezogen wird, daß Berlin über die 
Mitgliedschaft der Bundesrepublik Deutschland 
internationalen Organisationen angehören und auf 
internationalen Konferenzen vertreten sein kann und 
daß Berlin an internationalen Ausstellungen, Tagun- 
gen und Konferenzen der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Ostblock teilnehmen kann. In diesem Zu- 
sammenhang ist aber am wichtigsten, daß Berlin 
innerhalb seines eigenen Stadtbereichs jetzt die 
Möglichkeit hat, internationale Kongresse, Ausstel- 
lungen und Messen auch unter Beteiligung der Ost- 
blockstaaten und damit im großen, international üb- 
lichen Rahmen auszurichten. Der Ausbau Berlins 
zu einer internationalen Kongreß- und Ausstellungs- 
stadt — in der internationalen Rangordnung steht 
Berlin als erste deutsche Stadt an 10. Stelle — und 
die Entwicklung neuer Wirtschaftszweige werden 
durch den Abschluß des Viermächte- Abkommens 
möglich. Dies wird die Lebenskraft der Stadt stärken 
und ihre Leistungsbilanz verbessern. Durch den ge- 
planten Bau eines großen Kongreßzentrums will 
Berlin sich auf diese Entwicklung einstellen. 


Sektorale Strukturpolitik und technischer Fortschritt 

69 . Die Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft 
hängt entscheidend davon ab, daß in allen Wirt- 
schaftszweigen der jeweils verwertbare Höchststand 
technischen Wissens in wettbewerbsfähige Produkte 
und modernste Verfahren umgesetzt wird. Bei wei- 
ter anhaltender Arbeitskräfteknappheit wird das 
wirtschaftliche Wachstum wesentlich von der Stei- 
gerung der Produktivität durch technischen Fort- 
schritt bestimmt. 

In erster Linie ist es Aufgabe der Unternehmen 
selbst, sich ständig um den technischen Fortschritt 
zu bemühen. Der Staat muß jedoch hierfür günstige 
Voraussetzungen nicht nur durch Unterstützung 
der Grundlagenforschung, sondern auch dadurch 
schaffen, daß er Forschung und Entwicklung in den 
einzelnen Unternehmen fördert und auch die Ge- 
meinschaftsforschung, die einer Vielzahl insbeson- 
dere kleiner und mittlerer Unternehmen dient, unter- 
stützt. 

Die Forschung und Entwicklung in den Unternehmen 
wird auch im Jahr 1972 auf breiter Basis durch die 
10°/oige Zulage für entsprechende Investitionen nach 
§ 2 des Investitionszulagengesetzes gefördert. Für 
diese Investitionen können auch 1972 zusätzlich 
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Sonderabschreibungen vorgenommen werden. Die 
Gemeinschaftsforschung wird im Rahmen der Ar- 
beitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereini- 
gungen unterstützt. In ihrem Rahmen führen 72 
Branchen ihre Forschungsvorhaben durch. Daneben 
wird die Fraunhofergesellschaft als Trägerorgani- 
sation der angewandten Forschung weiter ausge- 
baut. Die bereits im Jahreswirtschaftsbericht 1971 
(Ziffer 86) erläuterte Förderung von Erstinnovatio- 
nen und der hierzu erforderlichen Entwicklung wird 
1972 fortgesetzt. Insgesamt sind für die Förderung 
der Gemeinschaftsforschung und -entwicklung und 
der Erstinnovationen sowie für Sonderforschungs- 
programme im Haushaltsentwurf 1972 39 Millionen 
DM vorgesehen. Ein Programm „Neue Technologien“ 
soll dazu beitragen, in volkswirtschaftlich wichtigen 
Fällen das unternehmerische Risiko der frühen 
Stadien des Innovationsprozesses zu vermindern. 
Diese breit angelegte Förderung des technischen 
Fortschritts wird weiterhin durch gezielte Förderung 
einzelner Schlüsselbereiche ergänzt. 

— Im Bereich der Herstellung von Anlagen zur 
elektronischen Datenverarbeitung wird die För- 
derung der marktnahen Entwicklung von Gerät 
und Programmen im Rahmen des Zweiten Daten- 
verarbeitungsprogramms der Bundesregierung 
für den Zeitraum von 1971 bis 1975 weiterge- 
führt. 1972 stehen hierzu 28 Millionen DM (1971 
bis 1975 insgesamt 188 Millionen DM) für Zu- 
schüsse zur Verfügung, die bei einem Verwer- 
tungserfolg der Entwicklungsergebnisse zurück- 
gezahlt werden müssen. Ferner sind für 1972 15 
Millionen DM (1971 bis 1975 insgesamt: 79 Mil- 
lionen DM) zur Teilfinanzierung der Entwicklung 
weitgehend standardisierter, vielseitig verwend- 
barer Anwenderprogramme vorgesehen. Außer- 
dem werden aus dem seit 1969 vorhandenen ERP- 
Kreditprogramm für 1972 25 Millionen DM zur 
Verfügung gestellt, um im Rahmen der Struktur- 
politik für kleine und mittlere Unternehmen den 
Einsatz der EDV in diesem Bereich zu fördern. 
Zu diesen unmittelbar wirtschaftsnahen Maß- 
nahmen treten wie bisher Erstanwendungs-, For- 
schungs- und langfristige Entwicklungsprojekte 
des Bundesministeriums für Bildung und Wissen- 
schaft, für die im Jahre 1972 200 Millionen DM 
bereitgestellt werden. Zur Verwirklichung des 
Zweiten Datenverarbeitungsprogramms der Bun- 
desregierung, das alle Maßnahmen auf dem Ge- 
biet der EDV zusammenfaßt, sind für 1971 bis 
1975 insgesamt Mittel in Höhe von 2433 Millio- 
nen DM vorgesehen (1967 bis 1970: 361 Millio- 
nen DM), wobei der Schwerpunkt auf der Förde- 
rung der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
liegt. 

— Die mit finanzieller Hilfe des Bundes und auf- 
grund öffentlicher Aufträge durchgeführten gro- 
ßen Luft- und Raumfahrtvorhaben, wie Airbus 
A 300 B, Kurzstreckenverkehrsflugzeug VFW 
614, Kampfflugzeug MRCA (Panavia 200) und 
Fernmeldesatellit „Symphonie", werden im 
Jahre 1972 fortgesetzt. Die für diese Projekte 
notwendigen Aufwendungen des Bundes werden 
sich nochmals entsprechend dem Fortschritt der 
Entwicklungsarbeiten erheblich erhöhen. 


Im Airbus-Programm soll im November 1972 die 
wichtige Etappe des Erstflugs erreicht werden. 
Die VFW 614 hatte bereits im Juli 1971 ihren 
Erstflug und steht zur Zeit in der Flugerprobung. 

Für beide Vorhaben wird die Bundesregierung 
(neben der Bereitstellung von Zuschüssen für die 
Entwicklung) Bundesbürgschaften für die Finan- 
zierung der jetzt programmgemäß notwendigen 
Serienfertigung übernehmen. Darüber hinaus hat 
sie sich bereit erklärt, Absatzfinanzierungshilfen 
zu gewähren. Sie sollen die Konditionen der 
Exportfinanzierung für die deutschen Firmen den 
beim Flugzeugverkauf am Weltmarkt üblichen 
Bedingungen annähern. Finanzielle Belastungen 
ergeben sich daraus erst ab 1974. 

Im Hinblick auf die langfristigen — insbesondere 
finanziellen — Aspekte der Vorhaben der Luft- 
und Raumfahrtindustrie wird die Bundesregie- 
rung alle diese Vorhaben in ihren militärischen, 
zivilen und raumfahrttechnischen Komponenten 
bis zum Frühjahr 1972 überprüfen. 

— Das von der Bundesregierung am 26. Juni 1970 
beschlossene Programm zur Unterstützung von 
Vorhaben zum Aufsuchen mineralischer Rohstoffe 
im Ausland ist erfolgversprechend angelaufen. 
Zur Fortsetzung dieser Vorhaben sind für das 
Jahr 1972 Haushaltsmittel in Höhe von 9 Mil- 
lionen DM vorgesehen. Ausgehend von der er- 
folgreichen Tätigkeit der rohstoffbezogenen Mee- 
resforschung im Rahmen des Rohstoffausschusses 
der Deutschen Kommission für Ozeanographie 
wird sich die Bundesregierung bemühen, die Be- 
strebungen zur Intensivierung der künftigen Nut- 
zung mariner Rohstoff-Lagerstätten auch aus 
Mitteln und nach den Richtlinien des Rohstoff- 
programms zu unterstützen. 

Die von der Bundesregierung angekündigte Prü- 
fung, wie die Versorgung mit mineralischen Roh- 
stoffen auch durch verstärkte Exploration im In- 
land verbessert werden kann, ist im wesentlichen 
abgeschlossen. Die Förderung des Aufsuchens in- 
ländischer Rohstoffe wird in die Überlegungen 
zur Fortschreibung der Finanzplanung aufgenom- 
men werden. 


Energiepolitik 

70 . Im Rahmen ihrer Bemühungen, die Versorgung 
unserer Volkswirtschaft mit Energie und Rohstoffen 
zu verbessern und sicherer zu gestalten, mißt die 
Bundesregierung vor allem folgenden Punkten be- 
sondere Bedeutung zu: 

— der weiteren Anpassung und Gesundung des 
Steinkohlenbergbaus der Bundesrepublik Deutsch- 
land; 

— der weiteren Verbesserung der Versorgungsbe- 
dingungen und der Erhöhung der Versorgungs- 
sicherheit, besonders im Mineralölbereich; 

— der verstärkten Integrierung von Erdgas und 
Kernenergie in die Energieversorgung; 

— der Neuordnung des Energiewirtschaftsrechts und 
der Erarbeitung eines Bundesberggesetzes. 
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In dieser Politik wurde die Bundesregierung durch 
die Entwicklung des Jahres 1971 bestärkt. Am Welt- 
mineralölmarkt haben sich bemerkenswerte Span- 
nungen gezeigt. Dadurch sind erhöhte Risiken für 
die Kontinuität der Belieferung des europäischen 
Marktes deutlich geworden. An den heimischen 
Energiemärkten wurden andererseits die in den ver- 
gangenen Jahren teilweise konjunkturell abgemil- 
derten Auswirkungen des tiefgreifenden strukturel- 
len Wandlungsprozesses wieder deutlich spürbar. 
Die Energienachfrage ist kaum noch gestiegen. Vor 
allem die Absatzlage des Steinkohlenbergbaus in 
der Bundesrepublik Deutschland hat sich deutlich 
verschlechtert. Die Halden sind gewachsen. 


Anpassung und Gesundung des 
Steinkohlenbergbaus 

Die Bundesregierung wird ihre Politik der Anpas- 
sung und Gesundung des Steinkohlenbergbaus auch 
1972 konsequent fortsetzen. Sie geht in ihrer Kohle- 
politik davon aus, daß die heimische Kohle auch in 
Zukunft einen wichtigen Beitrag zur Energieversor- 
gung leisten kann. 

Im Entwurf des Haushaltsplans 1972 hat die Bundes- 
regierung Mittel im Gesamtbetrag von 383 Millionen 
DM für den Steinkohlenbergbau bereitgestellt, die 
durch weitere Mittel der Bergbauländer ergänzt wer- 
den. Bei den Absatzhilfen für die Steinkohle wurde 
als Ergänzung zu den beiden am 30. Juni 1971 aus- 
gelaufenen Verstromungsgesetzen eine Anschluß- 
regelung vorgesehen. Es soll ein kostenorientierter 
Anreiz geschaffen werden, bis 1978 Steinkohlenkraft- 
werke mit einer Kapazität von insgesamt 6000 MW j 
zu errichten. Für die Zeit vom 1. Juli 1971 bis 31. De- j 
zember 1971 wurde außerdem erneut eine Koks- | 
kohlenbeihilfe gewährt. Uber ihre Fortführung im 
Jahre 1972 wird nach Vorliegen der notwendigen 
Daten entschieden werden. Die für die Rationalisie- 
rung im Steinkohlenbergbau wichtige Investitions- 
hilfe wird auch 1972 im bisherigen Umfang weiter- 
gewährt werden. Die Unternehmen des Steinkohlen- 
bergbaus haben 1971 ihre Anpassungsplanung vor- 
gelegt. Dies ist ein wichtiger Schritt zur Rationali- 
sierung und Leistungssteigerung. Die Bundesregie- 
rung wird zusammen mit den Bergbauländern soziale 
Härten bei diesem Anpassungsprozeß durch zusätz- 
liche soziale Flankierung vermeiden. 

Die Situation des Bergbaus hat sich durch die er- 
heblichen Ertragsbelastungen des Jahres 1971 ver- 
schlechtert. Dies gilt besonders für die Ruhrkohle 
AG. Zwar wurden die Verluste der ersten beiden 
Geschäftsjahre 1969 und 1970 durch gemeinsame 
Bemühungen der Anteilseigner und der öffentlichen 
Hand ausgeglichen und akute Liquiditätsprobleme 
bereinigt. Die im Jahre 1971 vor allem aufgrund der 
Kohlenaufhaldung wiederum entstandenen Verluste 
und die voraussehbare Ertragsentwicklung für 1972 
zeigen jedoch, daß zur nachhaltigen Überwindung 
des Ertrags- und Liquiditätsengpasses zusätzliche 
Anstrengungen notwendig sind. Die Bundesregie- 
rung erarbeitet derzeit mit allen Beteiligten die 
Grundlagen einer angemessenen Lösung. Dazu wer- 
den Beiträge aller Beteiligten erforderlich sein. 


Erhöhung der Versorgungssicherheit 
im Mineralölbereich 

In den vergangenen Jahren ist der Anteil des Mine- 
ralöls am Primärenergieverbrauch außerordentlich 
stark gestiegen und hat 1971 rund 54 °/o erreicht. 
Dabei ist entscheidend, daß die Bundesrepublik 
Deutschland zu mehr als 90 % von Rohöleinfuhren 
abhängig ist, die zum weitaus überwiegenden Teil 
aus Nordafrika und dem Nahen und Mittleren Osten 
kommen. Die Erhöhung der Sicherheit und Konti- 
nuität der Mineralölversorgung stellt daher ein 
dringendes Problem dar. Hierbei sind vor allem drei 
Maßnahmen von Bedeutung: 

— Das Starthilfeprogramm der Bundesregierung er- 
möglicht es der Deutschen Erdölversorgungsge- 
sellschaft mbH — DEMINEX — , zur Schaffung 
einer eigenen Rohölbasis weltweit Beteiligungen 
an Konzessionen zu erwerben. Die DEMINEX 
hat in verschiedenen Gebieten ihren Konzessions- 
besitz erweitert, wobei aus versorgungspoliti- 
scher Sicht Vorhaben in der britischen Nordsee 
von besonderer Bedeutung sind. 

— Die Bundesregierung beabsichtigt entsprechend 
den Empfehlungen der OECD und einem Richt- 
linienentwurf der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften die bestehende gesetzliche Be- 
vorratungspflicht von 65 Tagen für Hersteller 
und 45 Tagen für Importeure auf 90 bzw. 70 Tage 
zu erhöhen. Eine entsprechende Gesetzesnovelle 
wird zugleich eine Härteregelung für unabhän- 
gige Importeure enthalten, die dem Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vom 16. März 1971 
Rechnung trägt. Vn Ergänzung hierzu wird die 
Anlage der Rohölreserve des Bundes in Höhe 
von 10 Millionen t im Jahre 1972 intensiv weiter- 
geführt werden. 


Stärkere Integrierung von Erdgas und Kernenergie 

Eine wichtige Möglichkeit, die Energieversorgung 
der Bundesrepublik Deutschland mittel- und länger- 
fristig auf eine breitere Grundlage zu stellen und 
ihre Sicherheit wirksam zu erhöhen, bietet auch die 
Entwicklung der Energieträger Erdgas und Kern- 
energie. Die Bundesregierung räumt der stärkeren 
Integrierung dieser beiden Energieträger in die 
Energievorsorgung einen hohen Stellenwert ein. 

Vor allem Erdgas hat sich in den vergangenen 
Jahren seinen Platz auf den Energiemärkten er- 
obert. Sein Anteil am Primärenergieverbrauch be- 
trug 1971 bereits 6,5 °/o. Die weitere Expansion die- 
ses umweltfreundlichen Energieträgers wird auf ab- 
sehbare Zeit durch das Angebot bestimmt werden. 

Die Bundesregierung wird weiterhin die Bemühun- 
gen der Erdgasimporteure nachhaltig unterstützen, 
durch den Abschluß weiterer Importverträge zusätz- 
liche Mengen für den inländischen Markt zu gewin- 
nen. Sie wird gleichzeitig alle Aktivitäten um den 
Aufbau eines europäischen Transportverbundnetzes 
fördern. Die Bundesregierung prüft außerdem die 
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Probleme, die damit verbunden sind, daß gewisse 
strukturschwache Gebiete ohne staatliche Förderung 
auf absehbare Zeit voraussichtlich nicht an das 
Erdgasnetz angeschlossen werden können. 

Auch der Beitrag der Kernenergie zur Versorgung 
der Wirtschaft mit Energie wird kräftig steigen. Der- 
zeit sind 7 Kernkraftwerke mit einer Leistung von 
insgesamt 960 MW in Betrieb; 13 weitere mit einer 
Gesamtleistung von rund 10 000 MW sind in Pla- 
nung und in Bau. Die Bundesregierung wird die 
Kernforschung und die kerntechnische Entwicklung 
auch weiterhin fördern. 


Neuordnung des Energiewirtschaftsrechts 
und des Bergrechts 

Die Bundesregierung wird ihre Arbeiten an der 
Neugestaltung des Energiewirtschaftsrechts unter 
Beteiligung von Energiewirtschaft, Energieverbrau- 
chern und Gemeinden 1972 fortsetzen. Der leitungs- 
gebundenen Energiewirtschaft soll eine Rechtsgrund- 
lage gegeben werden, die ihre Leistungsfähigkeit 
weiterhin gewährleistet und zugleich sicherstellt, 
daß sich diese Leistungsfähigkeit zugunsten der Ver- 
braucher auswirkt. 

Der Entwurf eines Bundesberggesetzes , mit dem eine 
Vereinheitlichung und Modernisierung des zersplit- 
terten Bergrechts angestrebt wird, soll im Laufe des 
Jahres 1972 dem Bundeskabinett vorgelegt werden. 


Strukturpolitik für kleine und mittlere Unternehmen 

71 - Die Grundsätze einer Strukturpolitik für kleine 
und mittlere Unternehmen sowie das Aktionspro- 
gramm zur Leistungssteigerung dieser Unternehmen 
(Drucksache VI/ 1666) sind Ausdruck des Bestrebens 
der Bundesregierung, die Leistungs- und Wettbe- 
werbsfähigkeit der kleinen und mittleren Unterneh- 
men zu verbessern. Gleichzeitig sollen dadurch die 
in diesem Bereich noch vorhandenen Produktivitäts- 
reserven mobilisiert werden. Dies ist deshalb von 
besonderer Bedeutung, weil die kleinen und mittle- 
ren Unternehmen auf geeigneten Märkten einen 
wesentlichen Beitrag zur Anpassungsfähigkeit des 
Angebots leisten können. Aus diesem Grunde legt 
die Bundesregierung besonderen Wert darauf, die- 
sen Unternehmen modernes unternehmerisches Wis- 
sen und Können vermitteln zu lassen. Dieses Ange- 
bot der Bundesregierung ist eine „Hilfe zur Selbst- 
hilfe" und setzt unternehmerische Initiative und 
Risikobereitschaft voraus. Der betrieblichen Bera- 
tung und der Förderung der beruflichen Bildung ge- 
bührt ein hervorragender Platz unter den Hilfen der 
öffentlichen Hand. Die Fortentwicklung der Grund- 
sätze sowie des Aktionsprogramms zur Leistungs- 
steigerung ist somit eine wichtige Aufgabe der Bun- 
desregierung im Jahre 1972. 

Die Bundesregierung wird ihrem Aktionsprogramm 
entsprechend weiter bemüht sein, den wirtschafts- 
politischen Erfordernissen der kleinen und mittleren 
Unternehmen Rechnung zu tragen. So wird im Rah- 


men der Steuerreform die Anhebung des Freibetra- 
ges beim Gewerbeertrag und den anschließenden 
Ertragsstufen mit ermäßigter Steuermeßzahl geplant. 
Das Sparen im eigenen Betrieb soll in die allgemeine 
Sparförderung einbezogen werden. Die Reform der 
gesetzlichen Rentenversicherung sieht u. a. vor, die 
Versicherung auch für Selbständige und freiberuflich 
Tätige zu öffnen. Der Entwurf einer Novelle zum 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen enthält 
neben der verschärften Mißbrauchsaufsicht und der 
Fusionskontrolle auch Kooperationserleichterungen 
für kleine und mittlere Unternehmen. Im Laufe des 
Jahres 1972 werden schließlich die Anlaufschwierig- 
keiten in der Förderung der Beteiligungsfinanzierung 
weitgehend überwunden werden, so daß diese Hilfe 
für kleine und mittlere Unternehmen in wachsendem 
Umfang zum Tragen kommen kann. 


VI. Verbraucherpolitik 

72 . Die Bundesregierung hat am 18. Oktober 1971 
zur Eröffnung der dritten „Woche des Verbrau- 
chers" erstmalig einen Bericht zur Verbraucherpoli- 
tik vorgelegt (Drucksache VI/2724). Der Bericht faßt 
die verbraucherpolitischen Zielsetzungen der Bun- 
desregierung zusammen und enthält einen Katalog 
verbraucherpolitischer Maßnahmen, die die Bundes- 
regierung vorzuschlagen oder zu treffen gedenkt. 
Mit der Vorlage des Berichts zur Verbraucherpolitik 
hat die Bundesregierung zum Ausdruck gebracht, 
daß sie eine Intensivierung der Verbraucherpolitik 
für erforderlich hält. 

Bundestag und Bundesrat sind zu einer Reihe der 
im Bericht zur Verbraucherpolitik genannten Maß- 
nahmen (Gesamtreform des Lebensmittelrechts, Än- 
derung von § 4 des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb, Änderung des Abzahlungsgesetzes, 
Änderung des § 35 Gewerbeordnung) bereits Ge- 
setzentwürfe vorgelegt worden. Der von der Bun- 
desregierung verabschiedeten Verordnung über Fer- 
tigpackungen hat der Bundesrat zugestimmt. Sie ist 
am 1. Januar 1972 in Kraft getreten. Die Verord- 
nung sieht eine Standardisierung der Gewichte oder 
Volumen der Fertigpackungen vor sowie eine Be- 
schriftung, aus der Menge und Grundpreise ersicht- 
lich sind. 

Zur Ausführung der weiteren im Verbraucherbericht 
genannten Maßnahmen wird die Bundesregierung 
im Jahre 1972 insbesondere folgende Initiativen er- 
greifen: 

— Beim Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen wird ein Verbraucherbeirat gegründet. Der 
Verbraucherbeirat soll zu grundsätzlichen ver- 
braucherpolitischen Fragen die Auffassung der 
Verbraucher darlegen, Stellungnahmen abgeben 
und von sich aus Anregungen an die Bundes- 
regierung herantragen. 

— Die Vorarbeiten für eine Regelung der Ver- 
pflichtung zur Angabe des effektiven Jahreszins- 
satzes bei Abzahlungsgeschäften und Verbrau- 
cherkrediten sollen abgeschlossen werden. 
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— Die Bundesregierung wird dem Parlament einen 
Gesetzentwurf zuleiten, der u. a. die Einführung 
eines Gewerbezentralregisters vorsieht, in dem 
Ordnungswidrigkeiten, die bei der Ausübung 
eines Gewerbes begangen worden sind, sowie 
Verwaltungsentscheidungen eingetragen werden 
sollen, die auf die Befugnis zur Ausübung eines 
Gewerbebetriebes bezogen sind. 

— Ein erster im November 1971 versuchsweise in 
einer Stadt durchgeführter Preisvergleich bei 
Gebrauchsgütern hat den Verbrauchern in die- 
sem Bezirk interessante Aufschlüsse über die 
Preissituation vermittelt. Es ist vorgesehen, im 
Jahre 1972 auf Grund weiterer Preisvergleiche 
festzustellen, ob hierdurch für den Verbraucher 
die Preistransparenz verbessert werden kann. 
Nach Vorliegen dieser Ergebnisse wird die Bun- 
desregierung gegebenfalls die Durchführung wei- 
terer Preisvergleiche finanziell fördern. 

— Bei einer Verbraucher zentrale in Norddeutsch- 
land ist seit September 1971 ein telefonischer 
Ansagedienst mit Markt- und Ernährungstips 
eingerichtet worden. Der Ansagedienst gibt Aus- 
kunft über preisgünstige Sonderangebote. Die 
Tips werden ergänzt durch Auskünfte über Fra- 
gen der Ernährung. Die bisher vorliegenden posi- 


tiven Ergebnisse können als Grundlage für glei- 
che Einrichtungen in anderen Städten der Bun- 
desrepublik dienen. 

— Mit den Verbraucherorganisationen und den 
Organisationen der Wirtschaft sollen Gespräche 
aufgenommen werden, um die Maßnahmen zur 
Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Anbie- 
tern und Verbrauchern zu verbessern. 

— Es soll eine Arbeitsgruppe aus Vertretern der 
Bundesministerien, der Länder und der Verbrau- 
cherorganisationen eingesetzt werden, in der die 
bisherigen Bemühungen um eine Verbraucher- 
kunde im Schulunterricht zusammengestellt und 
insbesondere die Möglichkeit geprüft werden 
sollen, in welcher Weise die Bundesregierung 
zu einer Verstärkung der Verbraucherkunde an 
den Schulen, vor allem durch die Erarbeitung 
geeigneten Unterrichtsmaterials, beitragen kann. 

— Nach dem Zusammenschluß verschiedener Ver- 
braucherorganisationen in der Arbeitsgemein- 
schaft der Verbraucher (AGV) soll gemeinsam 
mit diesen Organisationen die Konzeption der 
Verbraucherberatung überprüft und untersucht 
werden, in welcher Form ein Ausbau des Bera- 
tungswesens wünschenswert und möglich ist. 


D. Projektion der mittelfristigen Wirtschaftsentwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahre 1976 


73 , Die Bundesregierung hat die mittelfristige Ziel- 
projektion 1971/75, die im Herbst 1971 angepaßt 
worden war, für den Zeitraum 1972/76 fortgeschrie- 
ben. Dabei mußte den Problemen Rechnung getra- 
gen werden, die sich aus der Situation im Aus- 
gangsjahr ergeben, insbesondere dem sehr starken 
Preis- und Kostenanstieg der beiden letzten Jahre. 
Aus den Zielen des Gesetzes zur Förderung der Sta- 
bilität und des Wachstums der Wirtschaft ergeben 
sich Konsequenzen für die Art und Weise, in der 
vorhandene Spannungen auf mittlere Sicht gelöst 
werden sollten. Entsprechend dem Auftrag dieses 
Gesetzes ist die Bundesregierung der Auffassung, 
daß die Beseitigung der Fehlentwicklung bei einem 
der gesamtwirtschaftlichen Ziele, d. h. im Hinblick 
auf das Ausgangsjahr bei den Preisen, nicht durch 
Maßnahmen erfolgen darf, die mit Sicherheit Fehl- 
entwicklungen bei den anderen Zielen nach sich zö- 
gen. Sie räumt einer Lösung der Konfliktsituation 
den Vorzug ein, die ohne ernsthafte Gefährdung 
anderer Ziele zu einer schrittweisen Überwindung 
von Spannungen führt. Diese Lösung bedarf in be- 
sonderem Maße der Mitwirkung der Sozialpartner. 

Unter Berücksichtigung der Ausgangslage im Jahre 
1971 und der Projektion für 1972 strebt die Bundes- 
regierung bei den großen wirtschaftspolitischen Zie- 
len im Zeitraum 1972/76 folgende durchschnittliche 


Größenordnungen an bzw. hält sie bei einigen Grö- 
ßen folgende Entwicklung für unvermeidbar. 

a) Hoher Beschäftigungsstand: Eine jahresdurch- 
schnittliche Arbeitslosenquote (Anteil der Ar- 
beitslosen an der Zahl der abhängigen Erwerbs- 
personen) von 0,7 % bis 1 ,2 °/o. 

b) Preisstabilität: Eine jahresdurchschnittliche Zu- 
wachsrate des Preisniveaus der Inlandsnachfrage 
von 3% bis 3 V 2 %>, der Preisrate des privaten 
Verbrauchs von 2V2 °/o bis 3 °/o. 

c) Außenwirtschaftliches Gleichgewicht: Ein Anteil 
des Außenbeitrags am Bruttosozialprodukt von 
1,5% bis 2%. 

d) Angemessenes Wirtschaftswachstum: Eine jah- 
resdurchschnittliche Zuwachsrate des realen 
Bruttosozialprodukts von 4 % bis 4 V 2 %. 

Aus den Eckwerten für das angestrebte reale Wachs- 
tum und für die als unvermeidbar angesehene Preis- 
entwicklung folgt eine Größenordnung von gut 
7V2 °/o für die durchschnittliche jährliche Zunahme 
des nominalen Bruttosozialprodukts. 

74 . Ein Wachstum in einer Größenordnung, das an 
die Obergrenze der Marge von 4 °/o bis 4 V 2 °/o 
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geht, dürfte im Projektionszeitraum angemessen 
sein. Das für 1972 angestrebte reale Wachstum von 

2 °/o bis 3 °/o stellt eine solche Wachstumsrate für den 
Gesamtzeitraum 1972/76 nicht in Frage. Die Ent- 
wicklung im ersten Jahr des Projektionszeitraums 
hält sich mit ihrer zyklisch bedingten Abweichung 
vom mittelfristig angestrebten Trend in einem ver- 
tretbaren Rahmen. Die Bundesregierung unterstellt 
für die Folgezeit einen Konjunkturanstieg, der diese 
Trendabweichung kompensiert. Das mittelfristige 
Wachstum erscheint realisierbar, wenn die Investi- 
tionen und damit das Produktivkapital im notwen- 
digen Umfang zunehmen und wenn am Arbeits- 
markt die rückläufige Entwicklung der Zahl der 
einheimischen Erwerbspersonen durch weitere aus- 
ländische Arbeitnehmer ausgeglichen wird. Das 
Angebot an den ausländischen Arbeitsmärkten 
dürfte hierfür genügend elastisch sein, auch wenn 
dieser Bedarf auf Grund neuerer Entwicklungen 
(Bildungsplanung, flexible Altersgrenze) höher zu 
veranschlagen ist, als früher angenommen wurde. 

Die für den Projektionszeitraum 1972 bis 1976 ange- 
setzte Preisrate für die Inlandsnachfrage von 3 °/o 
bis 3% °/o p. a. liegt höher als die in den vorangegan- 
genen mittelfristigen Zielprojektionen. Sie nähert 
sich damit aber lediglich dem, was im Jahrzehnt 
1960/70 tatsächlich an durchschnittlichen jährlichen 
Preissteigerungen hingenommen werden mußte: Im 
Durchschnitt der Jahre 1971/70 betrug die jährliche 
Erhöhung des Deflationierungsfaktors für das 
Bruttosozialprodukt 3,5 °/o, der Preise der Inlands- 
nachfrage 3,4 °/o und der des privaten Verbrauchs 
2,8 °/o. Wenn die Bundesregierung im Zeitraum 
1972/76 einen Anstieg des inländischen Preisni- 
veaus von 3% bis 3*/2% für unvermeidbar hält, so 
bedeutet das keineswegs eine Abkehr von dem Ziel 
der Preisstabilität: Sie trägt damit lediglich der 
Problematik der Ausgangssituation Rechnung. Für 
den Zeitraum 1973 bis 1976 ergeben die Werte der 
mittelfristigen Projektion eine Preisrate für die In- 
landsnachfrage von jahresdurchschnittlich 2Vs °/o bis 

3 °/o und eine solche für den privaten Verbrauch 
von jahresdurchschnittlich 2 % bis °/o. 

Auf Grund der besonderen Ausgangslage ist die 
künftige Preisentwicklung vorbelastet. Die Kosten- 
erhöhungen, die in der zurückliegenden Konjunk- 
turphase ungewöhnlich stark waren, sind noch nicht 
voll absorbiert; sie belasten die mittelfristige Ent- 
wicklung. Neben der staatlichen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik tragen auch die gesellschaftlichen 
Gruppen eine Mitverantwortung für das Erreichen 


der angestrebten Ziele der mittelfristigen Projek- 
tion, insbesondere hinsichtlich der Preis- und Ko- 
stenentwicklung. 

Neben der internen Ausgangslage ist der interna- 
tionale Preiszusammenhang bei der Festlegung des 
Preisziels zu berücksichtigen. Zwar sind durch das 
„floating" und die anschließende Neufestsetzung 
der Währungsparitäten Verbilligungen der Einfuh- 
ren und damit Entlastungen bei den Kosten einge- 
treten, die sich allerdings noch nicht voll durchsetzen 
konnten; mittelfristig dürften vom Ausland her aber 
eher wieder Einflüsse ausgehen, die auf eine Erhö- 
hung des inländischen Preisniveaus hinwirken. Noch 
spricht kaum etwas für eine nachhaltige Abflachung 
des in letzter Zeit gegenüber früher stärker auf- 
wärts gerichteten internationalen Preistrends. Aus 
dem immer enger werdenden Verbund mit den übri- 
gen Mitgliedsländern der EG ist auch von dort mit 
Ausstrahlungen auf die Preisentwicklung in der Bun- 
desrepublik zu rechnen, denen sich unser Land auch 
künftig kaum voll entziehen kann. 

75 . Die angestrebte Verwendungsstruktur des 
Bruttosozialprodukts trägt der für ein angemessenes 
Wachstum notwendigen Entwicklung der Investi- 
tionen Rechnung; die Investitionsquote in jeweili- 
gen Preisen soll im Endjahr bei 27 % liegen (ein- 
schließlich Vorratsveränderungen), d. h. die Investi- 
tionen wachsen in etwa parallel mit dem Bruttoso- 
zialprodukt. Ein Anteil des Außenbeitrags am Brut- 
tosozialprodukt von 1,7 °/o im Endjahr ist notwen- 
dig, wenn die Bundesrepublik ihren Verpflichtun- 
gen u. a. im Rahmen der laufenden Übertragungen, 
in denen sich nicht zuletzt die zu erwartende Er- 
höhung der Heimatüberweisungen der ausländi- 
schen Arbeitnehmer niederschlägt, nachkommen 
will, ohne daß sich ein außenwirtschaftliches Un- 
gleichgewicht ergibt. Der dann für die konsumtive 
Verwendung verfügbare Teil des Bruttosozialpro- 
dukts soll entsprechend dem Ziel, das Angebot an 
öffentlichen Leistungen tendenziell zu vergrößern, 
um ein ausgewogeneres Verhältnis zwischen priva- 
ter und kollektiver Bedürfnisbefriedigung zu errei- 
chen, in stärkerem Maße als in der Vergangenheit 
auf den Staatsverbrauch entfallen. Dessen Anteil 
am Bruttosozialprodukt steigt in der Zielprojektion 
von 17,0 °/o im Jahre 1971 auf 18,0 °/o im Jahre 1976. 
Der Anteil des privaten Verbrauchs würde sich 
von 54,3 °/o 1971 auf 53,3% 1976 verringern, was 
bedeutet, daß u. a. mit einer weiteren Erhöhung 
der Sparquote der privaten Haushalte gerechnet 
wird. 
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Erwerbstätige und Produktivität 

1966 — 1971 — 1976 


Jahr 

Erwerbs- 

tätige 

Beschäf- 

tigte 

Arbeit- 

nehmer 

Arbeits- 

zeit 

| Produktivität 

Bruttosozialprodukt 

Deflatio- 

nierungs- 

faktor 

je Erwerbs- 
tätigen 

je Erwerbs- 
tätigen- 
stunde 

in Preisen 
von 1971 

in 

jeweiligen 

Preisen 

in 1000 

Mrd. DM 

1966 

27 082 

21 870 




605,1 

490,7 


1971 

27 204 

22 543 



. 

756,4 

756,4 


1976 0 

27 204 

22 991 




942,7 

1 103,6 





Veränderungen insgesamt in °/o 



1971/66 

0,5 

3,1 

~3,2 

24,4 

28,5 

25,0 

54,1 

23,3 

1976/71 0 

o 

2,0 

~3,0 

24,6 

, 

28,4 

24,6 

45,9 

17,1 




Jahresdurchschnittliche Veränderungen in % 



1971/66 

0,1 

0,6 

-0,6 

4,5 

5,1 

4,6 

9,0 

4,3 

1976/71 0 

0 

0,4 

-0,6 

4,5 

5,1 

4,5 

7,8 

3,2 


Differenzen durch Runden der Zahlen 
J ) Projektion 
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Verwendung des Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen 

(in jeweiligen Preisen) 


Jahr 

Brutto- 

sozial- 

produkt 

Privater 

Verbrauch 

Staats- 

verbrauch 

Bruttoinvestitionen 

Außen- 

beitrag 

insgesamt 

Anlagen 

Vorratsver- 

änderung 





Mrd. DM 




1966 

490,7 

277,9 

76,5 

129,9 

126,3 

+ 3,6 

+ 6,5 

1971 

756,4 

410,4 

128,8 

205,3 

202,6 

+ 2,7 

+ 11,9 

1976 ‘) 

1 103,6 

587,7 

199,0 

298,6 

288,1 

+ 10,5 

+ 18,3 




Anteile am BSP in °/o 



1966 

100 

56,6 

15,6 

26,5 

25,7 

0,7 

1,3 

1971 

100 

54,3 

17,0 

27,1 

26,8 

0,4 

1,6 

1976 ‘) 

100 

53,3 

18,0 

27,1 

26,1 

1,0 

1,7 




Veränderungen insgesamt in % 



1971/66 

54,1 

47,7 

68,4 

58,0 

60,4 



1976/71 l ) 

45,9 

43,2 

54,5 

45,4 

42,2 


• 



Jahresdurchschnittliche Veränderungen in °/o 


1971/66 

9,0 

8,1 

11,0 

9,6 

9,9 



1976/71 l ) 

7,8 

7,4 

9,1 

7,8 

7,3 


. 


Differenzen durch Runden der Zahlen 
b Projektion 
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Tabelle 1 

Jahresprojektion 1972 



1969 

1970 

1971 

1972 >) 

1970 j 1971 ! 1972 U 

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in % 

I. Entstehung des Sozialprodukts 

Erwerbsbevölkerung 2 ) 

27 001 

in 1000 

27 353 27 389 

27 250 

+ 1,3 

+ 0,1 

- Vs 

Arbeitslose 

179 

149 

185 

260 

-16,8 

+ 24,8 

+ 40 

Arbeitslosenquote in °/o 





(0,7) 

(0,8) 

(gut t) 

Erwerbstätige 3 ) 

26 717 

27 118 

27 129 

26 900 

+ 1,5 

+ 0 

-1 

Abhängig Beschäftigte 2 ) 

21 920 

22 433 

22 543 

22 430 

+ 2,3 

+ 0,5 

— Vs 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

• 




~ 0,2 

- 0,8 

-Vs 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen 
von 1962 (BIP) 

499,84 

Mrd. DM 

526,81 541,80 

555 

+ 5,4 

+ 2,8 

+2 Vs 

BIP je Erwerbstätigen 





+ 3,8 

+ 2,8 

+ 3 Vs 

BIP je Erwerbstätigenstunde 





+ 4,0 

+ 3,6 

+ 4 

II. Verteilung des Sozialprodukts 

a) Vor der Einkommensumverteilung 

Bruttoeinkommen aus unselb- 
ständiger Arbeit 

300,10 

353,14 

399,48 

429 

+ 17,7 4 ) 

+ 13,1 

+ 7 Vs 

Bruttoeinkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen 

158,97 

173,33 

180,46 

19272 

+ 9,0 

+ 4,1 

+ 6 Vs 

Indirekte Steuern X Subventionen . 

80,53 

81,50 

90,93 

9872 

+ 1,2 

+ 1 1,6 

+ 8 

Abschreibungen 

63,80 

74,13 

85,53 

9372 

+ 16,2 

+ 15,4 

+ 9 Vs 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

603,40 

682,10 

756,40 

8137a 

+ 13,0 

+ 10,9 

+7'/ 2 


h Jahresprojektion der Bundesregierung (gerundete Angaben) 

2 ) Inländerkonzept 

3 ) Inlandskonzept 

4 ) einschließlich Lohnfortzahlung 
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noch Tabelle 1 


1969 

1970 

1971 

1972 >) 

1970 

1971 

1972 >) 





Veränderung gegenüber 






dem Vorjahr in °/o 

b) Nach der Einkommens- 








Umverteilung 








Nettoeinkommen aus unselbstän- 








diger Arbeit 

210,50 

241,61 

267,31 

288+2 

+ 14,8 

+ 10,6 

+ 8 

öffentliche Einkommensübertragung 

79,63 

85,49 

97,18 

107 

+ 7,4 

+ 13,7 

+10 4 ) 

Masseneinkommen 

290,13 

327,10 

364,49 

395V* 

+ 12,7 

+ 11,4 

+ 8V2 

Verfügbares Einkommen der 








Unternehmen 2 ) 

179,96 

205,14 

221,19 

242 

+ 14,0 

+ 7,8 

+ 9 1 h 

Verfügbares Einkommen des 








Staates 3 ) 5 ) 

133,31 

149,86 

170,72 

176 

+ 12,4 

+ 13,9 

+ 3 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

603,40 

682,10 

756,40 

813V* 

+ 13,0 

+ 10,9 

+ 7 j / 2 

III. Verwendung des Sozialprodukts 








Privater Verbrauch 

334,00 

370,66 

410,41 

442V2 

+ 11,0 

+ 10,7 

+ 8 

Staatsverbrauch 

95,11 

108,21 

128,77 

143 

+ 13,8 

+ 19,0 

+ 11 

Bruttoanlageinvestitionen 

146,20 

181,08 

202,62 

210V2 

+ 23,9 

+ 11,9 

+ 4 

Ausrüstungen 

66,90 

82,90 

90,99 

91 1 /* 

+ 23,9 

+ 9,8 

+ 1 h 

Bauten 

79,30 

98,18 

111,63 

119 

+ 23,8 

+ 13,7 

+ 7 

Vorratsveränderung 

+ 13,30 

+ 11,20 

+ 2,70 

+ 3 1 / 2 

* 



Inlandsnachfrage 

588,61 

671,15 

744,50 

799V2 

+ 14,0 

+ 10,9 

+ 7 1 / 2 

Ausfuhr 

141,85 

157,81 

172,76 

184V2 

+ 11,3 

+ 9,5 

+ 6V2 

Einfuhr 

127,06 

146,86 

160,86 

170V2 

i 

+ 15,6 

+ 9,5 

+ 6 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

603,40 

682,10 

756,40 

813V2 

+ 13,0 

+ 10,9 

+ 7 J /2 

Außenbeitrag 

+ 14,79 

+ 10,95 

+ 11,90 

+ 14 

• 



Anteil des Außenbeitrags am 








Bruttosozialprodukt in °/o 

(2,5) 

Ufi) 

(Ifi) 

(rd. P/t) 

• 





1962 : 

= 100 





Preisniveau 








Bruttosozialprodukt 

120,8 

129,8 

139,8 

H6V2 

+ 7,4 

+ 7,7 

+ 5 

Inlandsnachfrage 

121,4 

129,5 

138,9 

145+2 

+ 6,6 

+ 7,3 

+ 5 

Privater Verbrauch 

119,4 

124,1 

130,5 

136+2 

+ 3,9 

+ 5,2 

+ 4 1 /$ 


h Jahresprojektion der Bundesregierung (gerundete Angaben) 

2 ) Nettoeinkommen der Privaten aus Unternehmertätigkeit und Vermögen zuzüglich Abschreibungen 

3 ) Einschließlich Abschreibungen sowie lfd. Übertragungen des Staates an die übrige Welt, ohne nichtzurechenbare Übertragungen 

4 ) Einschließlich Erstattung der Krankenkassenbeiträge an Rentner 

5 ) 1970 und 1971 einschließlich, 1972 abzüglich Konjunkturzuschlag; ohne Berücksiditigung des Konjunkturzuschlags ergeben sich 
folgende Zuwachsraten: 1970 = + 10,5 °/o; 1971 = +13,8%; 1972 = + 8 l /a o/ 0 
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Einnahmen und Ausgaben des Sektors „Staat 11 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 



1969 | 

1970 | 

1971 | 

1972 >) 

1970 

1971 

| 1972 l ) 

Mrd. DM 

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in °/o 




Laufende Rechnung 



Laufende Einnahmen 








Einkommen aus Unternehmer- 








tätigkeit und Vermögen 

9,6 

10,2 

11,5 

12 

+ 6,4 

+ 12,4 

+ 7 

Steuern 2 ) 

152,0 

163,4 

184,5 

191 V 2 

+ 7,5 

+ 12,9 

+ 3 J /2 

darunter: Konjunkturzuschlag 

— 

+ 2,6 

+3,2 

“5,8 


• 


Sozialversicherungsbeiträge 3 ) 

65,5 

78,3 

89,6 

98 

+ 19,5 

+ 14,4 

+ 9 V 2 

Sonstige Übertragungen 4 ) 

2,8 

2,9 

3,3 

3+2 

+ 3,6 

+ 13,8 

+ 3 

Summe der laufenden Einnahmen . . 

229,9 

254,8 

288,9 

305 

+ 10,8 

+ 13,4 

+5 1 h 

Laufende Ausgaben 








Staatsverbrauch 

95,1 

108,2 

128,8 

143 

+ 13,8 

+ 19,0 

+ 11 

Zinsen 

5,7 

6,2 

7,0 

8 

+ 7,7 

+ 13,9 

+ 14 

Subventionen 

7,8 

9,5 

9,9 

10 

+ 23,1 

+ 4,1 

+ 1+2 

Renten, Unterstützungen und Beam- 








tenpensionen (brutto) an Private 








Haushalte 

80,3 

86,4 

98,3 

108 

+ 7,6 

+ 13,8 

+ 10 

Übertragungen an die übrige Welt 4 ) 

4,3 

3,6 

5,1 

6 

- 15,1 

+ 39,5 

+ 19 ‘h 

Summe der laufenden Ausgaben .... 

193,2 

213,9 

249,1 

275 

+ 10,7 

+ 16,4 

+ J0V* 



Vermögensve 

ränderungsrechnung 


Bruttoinvestitionen 5 ) 

23,3 

29,4 

31,7 

36 

+ 26,2 

+ 7,9 

+ 13 

Saldo der Vermögensübertragungen . 

9,2 

10,3 

12,0 

11V2 

- 

• 

• 

Summe der vermögenswirksamen 








Ausgaben 

32,5 

39,7 

43,7 

47V2 

+22,2 

+ 10,1 

+ 8V2 

Laufende Ersparnis 6 ) zuzüglich Ab- 








schreibungen) 

39,7 

44,5 

44,2 

35 

+ 12,2 

- */t 

-2 pii 

Finanzierungssaldo 2 ) 7 ) 

+ 7,2 

+4,8 

+ 0,5 

-12V2 

. 


b Jahresprojektion der Bundesregierung (gerundete Angaben) 

2 ) 1970 und 1971 einschließlich, 1972 abzüglich Konjunkturzuschlag zur veranlagten Einkommensteuer, Lohnsteuer und Körper- 
schaftsteuer. Ohne Berücksichtigung des Konjunkturzuschlages ergibt sich folgende Entwickung: 

1970 1971 1972 


Steuern (Veränderung gegenüber dem Vorjahr in °/o) + 5,8 + 12,7 + 8 l l* 

Finanzierungssaldo (Mrd. DM) +2,2 “ 2,7 —7 

3 ) Einschließlich Zuweisungen an einen unterstellten Pensionsfonds 

4 ) Die Transaktionen mit dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds sind in den Übertragungen an die übrige Welt netto 
enthalten 

5 ) Einschließlich Grundstückskäufe (netto) 

6 ) Summe der laufenden Einnahmen abzüglich Summe der laufenden Ausgaben 

7 ) Ausgabenüberschuß: — ; Einnahmenüberschuß: + 
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